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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über Sortenschutz und Saatgut von Kulturpflanzen 
(Saatgutgesetz) 


Gliederung: 


1. Erster Teil: Der Sortcnschutz , 1 bis 36 

Abschnitt I: Voraussetzungen und Inhalt des Sorten- 
schutzes . ' * §§ t bis 14 

Absdinkt II- JBundessortenamt . . , . . • §§15 bis 24 

Abschnitt III: -Er teilungs verfahren • . . . • * §§ 25 bis 34 

Abschnitt IV : Rechtsverletzungen, Sortenstreitsachen . §§ 35 36 

n. Zweiter Teil: Saatgut von Kulturpflanzen . . . §§ 37 bis 61 

Abschnitt I: Anerkennung jund Zulassung von land- 
wirtschaftlichem Saatgut und Gemüse- 
saatgut . , : §§ 38 bis 51 

Abschnitt IIj Sonstige Vorschriften für landwirtschaft- 
liches Saatgut und Gemüsegutsaat ... §§52 bis 58 

Abschnitt III: Yerfahrensbestimmungen;' sonstiges 

Saatgut §§ 59 bis 61 

III. Dritter Teil: Straf-, Übergangs- und Schlußbestimmungen ^ . . . §§ 62 bis 69 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Teil 
Der Sortenschutz 

Absdinitt I 

Voraussetzungen und Inhalt 
des Sortenschutzes 

S 1 

Zweck des Sortenschutzes 

Zum Säiutze neuer wertvoller Sorten und 
^r Stärkung der rechtlidien und wirtsdiaft- 
lichen Grundlagen der Pflanzenzuchtbetriebe 
wird nadi Maßgabe der folgenden Bestimmun- 
gen ein Sortenschutz gewährt. 


§ 2 

Voraussetzungen des Sortenschutzes' 

(1) Der Sortenschutz wird erteilt für eine 
durch Züchtung gewonnene Sorte vonTCultur- 
pflanzen, wenn dk. Sorte 

L neu tmd beständig ist, 

2. landeskulturellen Wert besitzt, 


3. ihrer Art nach im Artenverzeichnis (An- 
lage) aufgeführt ist. 

(2) Eine Sorte ist neu, wenn sie sich .ka 
Zeitpunkt ihrer Anmeldung durch morpho- 
logische oder physiologische Eigenschaften hin- 
reichmd deutlich von solchen Sorten unter- 
scheidet, die sich bereits im Verkehr befinden 
oder zum Sortenschutz ängemeldet sind oder 
den Sortenschutz erhalten haben. 
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(3) Eine Sorte ist beständig, wenn ihre 
Eigenschaften entweder mit einer den An- 
forderungen der Pflanzenzüchtung entspre- 
chenden Sicherheit durch geschlechtliche Ver- 
mehrung vererbbar oder durch ungeschlecht- 
liche Vermehrung übertragbar sind. 

(4) Eine Sorte besitzt landeskulturellen 
Wert, wenn der aus dem Saatgut der Sorte 
gewonnene Aufwuchs in einer wesentlichen 
Eigenschaft (z. B. nach Menge, Güte oder 
Sidierheit des Ertrages, nach der Widerstands- 
fähigkeit gegen Sdiädlinge oder Krankheiten) 
den Anforderungen des Pflanzenbaus und der • 
Pflanzenzüchtung genügt und der Anbau der 
Sorte im Interesse der Allgemeinheit an der 
Hebung des Bodenertrages liegt. 

(5) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Bundesminister) 
kann in das Artenverzeichnis weitere Arten 
von Kulturpflanzen durch Rechts Verordnung 
aufnehmen, wenn hierfür ein Bedürfnis be- 
steht und die Prüfung der Sorten dieser Arten 
durchgeführt werden kann. 

§ 3 

Ausnahmen 

(1) Von dem Erfordernis der Beständigkeit ^ 
(§ 2 Absatz 1 Buchstabe a) kann bei solchen 
Sorten von Nutzpflanzen abgesehen werden, 
die durch Kreuzung geeigneter, reiner In- 
zuditlinien mit hinreichender Gleichmäßigkeit 
und Regelmäßigkeit erzeugt werden können. 

(2) Das Erfordernis des landeskulturellen 
Wertes (§ 2 Absatz 1 Nr. 2) entfällt bei Kul- 
turpflanzen, die nicht zu den Nutzpflanzen 
gehören oder bei Nutzpflanzen, die nicht zur 
Inlandserzeugung bestimmt sind, deren Anbau 
jedoch für das Ausland von Interesse ist. 

S 4 

Sorteninhaber 

Das Recht auf Sortenschutz hat der Züchter 
oder sein Reditsnachfolger. Haben mehrere ge- 
meinsam die Sorte gezüchtet, so steht ihnen 
das Recht gemeinschaftlich zu. Haben mehrere 
die Sorte unabhängig voneinander gezüchtet, 
so steht das Recht dem zu, der die Sorte zu- 
erst beim Bundessortenamt angemeldet hat. 

§ 5 

Stellung des Anmelders 

(1) Im Verfahren vor dem Bundessortenamt 
gilt der Anmelder als Sorteninhaber. 


(2) Hat ein Nichtberechtigter die Sorte an- 
gemeldet, so kann der wahre Sorteninhaber 
verlangen, daß ihm das Recht auf Sorten- 
schutz oder, wenn dieser bereits erteilt ist, der 
Sortenschutz übertragen wird. Dieser Anspruch 
erlischt mit Ablauf von fünf Jahren seit der 
Bekanntmachung des Sortenschutzes, es sei 
denn, daß der Inhaber des Sortenschutzes bei 
seinem Erwerb nicht im guten Glauben war. 

§ 6 

Wirkung des Sortenschutzes 

(1) Der Inhaber der geschützten Sorte ist 
allein befugt, Saatgut der Sorte zum Zwecke 
gewerbsmäßigen Saatgutvertriebes zu erzeu- 
gen, feilzuhalten oder in den Verkehr zu 
bringen. § 13 bleibt unberührt. 

(2) Das Inverkehrbringen des Saatgutes 
durch den Sorteninhaber gilt im Zweifel nicht 
als Zustimmung zur Erzeugung zum Zwecke 
gewerbsmäßigen Saatgutvertriebs. 

(3) Soll Saatgut einer geschützten Sorte aus 
dem Geltungsbereich des Gesetzes verbracht 
werden, so bedarf es hierzu der besonderen 
Zustimmung des Sorteninhabers. Verweigert 
der Sorteninhaber die Zustimmung, so kann 
sie auf Antrag durch den Bundesminister oder 
eine von ihm bestimmte Stelle ersetzt werden, 
wenn die Verweigerung der Zustimmung 
volkswirtschaftliche Interessen gefährdet oder 
verletzt und die Ersetzung der Zustimmung 
dem Sorteninhaber zumutbar ist. Die Ersetzung 
kann unter Auflagen erfolgen; für den Sorten- 
inhaber soll ein angemessenes Entgelt vorge- 
sehen werden. Über Art und Höhe des Ent- 
geltes kann der Bundesminister Richtlinien 
erlassen. 

§ 7 

Sortenname 

(1) Wer Saatgut geschützter Sorten im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes feilhält oder in den 
Verkehr bringt (vertreibt), muß hierbei den 
Sortennamen (§ 30) verwenden. 

(2) Der Sortenname einer geschützten Sorte 
darf von einem Dritten für eine andere Sorte 
von Nutzpflanzen oder für Saatgut einer 
solchen Sorte nicht verwendet werden. 

§ 8 

Überwachungspflicht bei Nutzpflanzen 

(1) Soweit sich der Sortenschutz auf Nutz- 
pflanzen bezieht, hat der Sorteninhaber die 
Eigenschaften und den landeskulturellen Wert 
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der geschützten Sorte zu erhalten. Der Sorten- 
inhaber ist verpflichtet, die von ihm beauf- 
tragten Vermehrer auf die ordnungsmäßige 
Durchführung der Vermehrung zu über- 
wachen. 

(2) Das Bundessortenamt hat geschützte 
Sorten von Nutzpflanzen laufend zu über- 
wachen. Der Sorteninhaber hat dem Bundes- 
sortenamt das zur Durchführung der Über- 
wachung der Sorte erforderliche Material lau- 
fend und fristgemäß einzusenden. Er hat dem 
Bundessortenamt die Angaben zu machen, die 
für die Beurteilung des Zuchtaufbaus und der 
Erhaltungszüchtung der Sorte sowie für die 
Beurteilung seines Zuchtbetriebes und der von 
ihm mit der Vermehrung des Saatgutes der 
Sorte beauftragten Betriebe notwendig sind; 
er hat auch die Besichtigung seines Betriebes 
zu gestatten. 

S 9 

Übertragung einer Sorte 

(1) Ein Vertrag, durch den das Recht auf 
Sortenschutz oder das Recht aus dem Sorten- 
schutz übertragen oder durch den die Ver- 
pflichtung hierzu eingegangen wird, bedarf 
der Schrittform. 

(2) Der Rechtsnachfolger tritt in die sich 
aus diesem Gesetz ergebenden Rechte und 
Ptliditen ein. 

(3) Der bisherige Sorteninhäber ist im 
Zweifel verpflichtet, das Zuchtmaterial und 
das zur Züchtung ocler Vermehrung erforder- 
liche Saatgut der Sorte sowie Zuchtbücher und 
sonstige auf die Sorte bezügliche Aufzeich- 
nungen an den Rechtsnachfolger herauszu- 
geben und die Berichtigung der Sortenrolle 
(§ 23) herbeizuführen. 

(4) Ist der Sortenname gleichzeitig als 
Warenzeichen eingetragen und wird dieses 
nicht mit übertragen, so kann der Inhaber des 
Warenzeichens den Rechtsnachfolgern die Be- 
nutzung des Warenzeichens als Sortenname 
nicht verbieten. 


§ 10 

Einräumung des Rechtes zur ausschließlichen 
Nutzung einer geschützten Sorte 

Hat ein Vertrag das Recht zur ausschließ- 
lichen Nutzung einer geschützten Sorte zum 
Gegenstand, so sind die Vorschriften des § 9 
entsprechend anzuwenden. Nach der Beendi- 
gung des Nutzungsverhältnisses gilt § 9 Ab- 
satz 3 entsprechend. 

h 


§ 11 

Dauer und Verlängerung 
des Sortenschutzes 

(1) Der Sortenschutz dauert bis zum Ende 
des auf die Erteilung folgenden 18,. Jahres. 

(2) Der Sortenschutz kann bei Nutz- 
pflanzen, wenn dies im landeskulturellen 
Interesse liegt, jeweils um höchstens 18 Jahre 
verlängert werden. Die Verlängerung kann 
mit Auflagen verbunden werden. 


^ § 12 

Erlöschen und Aufhebung 
des Sortenschutzes 

(1) Der Sortenschutz erlischt, wenn der 
Sorteninhaber hierauf durch schriftliche Er- 
klärung gegenüber dem Bundessortenamt ver- 
zichtet. 

(2) Der Sortenschutz ist von Amts wegen 
aufzuheben, wenn 

1. der Sortenschutz nicht erteilt werden 
durfte, 

2. die Sorte, die bei der Erteilung des Sorten- 
schutzes zugrunde liegenden morphologi- 
schen und physiologischen Eigenschaften 
nicht mehr besitzt, 

3. die Sorte einer Nutzpflanze ihren landes- 
kulturellen Wert verloren hat, 

4. die Sorte einer Nutzpflanze, die nicht zur 
. Inlandserzeugung bestimmt ist (§ 3 Ab- 
satz 2), für das Ausland nicht mehr von 
Interesse ist. 

(3) Der Sortenschutz kann von Amts wegen 
aufgehoben werden, wenn der Sorteninhaber 
trotz Mahnung 

1. die Verpflichtungen nach § 8 nicht erfüllt, 

2. einer Auflage nicht nachkommt, 

3. fällige Gebühren, Kosten oder Kostenvor- 
schüsse innerhalb einer Nachfrist nicht ent- 
richtet. 

(4) Statt der Aufhebung nach Absatz 3 
kanh die Aufrechterhaltung des Sorten- 
schutzes von einer Auflage abhängig gemacht 
werden. 

§ 13 

Nachbauerlaubnis 

(1) Der Inhaber einer geschützten Sorte von 
Nutzpflanzen kann gegenüber dem Bundes- 
sortenamt schriftlich seine Bereitschaft er- 
klären, jedermann gegen Entgelt zu gestatten, 
Nachbausaatgut zu erzeugen (Nachbauerlaub- 
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nis). Die Nadibaucrlaubnis ist unwidcrruflldi. 
Sie kann eingeschränkt gegeben und von Be- 
dingungen abhängig gemacht werden. Die 
Nachbauerlaubnis ersetzt die Zustimmung des 
Sorteninhabers zu einer nach Maßgabe der 
Nachbauerlaubnis erfolgenden Erzeugung von 
Nachbausaatgut. § 6 Absatz 3 bleibt un- 
berührt. Die Nadibauerlaubnis soll in die 
Sortenrolle (§ 23) eingetragen und im Bundes- 
anzeiger bekannt gemacht werden. 

(2) Gibt der Sorteninhaber keine oder 
keine genügende Nachbauerlaubnis, so kann 
der Bundesminister, wenn dies im öffentlichen 
Interesse liegt, jedermann die Erlaubnis er- 
teilen, Nachbausaatgut einer geschützten 
Sorte von Nutzpflanzen gegen ein an den 
Sorteninhaber zu zahlendes Entgelt zu er- 
zeugen fNadibauzwangserlaubnis). Absatz 1 
Satz 3 bis 6 findet entsprechende Anwendung. 

(3') Der Bundesminister setzt nach Anhörung 
der berufsständischen und fadilichen Organi- 
sationen die Höhe, Berechnungsart und Fällig- 
keit des nadi den Absätzen 1 und 2 zu zah- 
lenden Entgeltes unter Berücksichtigung des 
öffentlichen Interesses fest. Die Festsetzung 
kann jeweils für ein Wirtschaftsjahr oder 
mehrere Wirtschaftsjahre erfolgen; sie bedarf 
im Falle des Absatzes 1 eines Antrages. 

(4) Der Sorteninhaber kann die Entschei- 
dungen des Bundesministers nach - den Ab- 
sätzen 2 und 3 binnen eines Monats nach ihrer 
Zustellung durch eine beim Bundesverwal- 
tungsgericht zu erhebende Klage anfechten. 
Das Bundesverwaltungsgericht kann auf An- 
trag die Aufhebung einer auf schiebenden 
W’irkung der Anfechtungsklage anordnen. 

(5) Wer auf Grund einer Nachbauerlaubnis 
oder Nachbauzwangserlaubnis Nachbausaat- 
gut erzeugt, ist gegenüber dem Sorteninhaber 
verpflichtet, Auskunft über das von ihm oder 
in seinem Auftrag angebaute, geerntete und 
in Verkehr gebradite Nachbausaatgut zu geben 
und das Entgelt hierfür zu entrichten. Wird 
Nachbausaatgut im Auftrag eines Dritten er- 
zeugt, so gilt Satz 1 auch für den Dritten. 

(6) An Stelle des Nachbauers oder des 

Dritten kann die Anerkennungsstelle (§ 39) 
die Auskunft nach Absatz 6 erteilen, wenn die 
Anerkennung des Nachbausaatgutes beantragt 
wird. ^ 

(7) Ist in die Sortenrolle ein Vermerk über 
die Einräumung eines Rechtes zur ausschließ- 
lichen Nutzung der geschützten Sorte einzu- 
tragen oder eingetragen, ^o tritt der Nutzungs- 
berechtigte während der Dauer seines Rechtes 
an die Stelle des Sorteninhabers. 


S 14 

Ausländische Sorten 

(1) Für ausländische Sorten kann nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes auf Antrag der 
Sortenschutz gewährt werden, wenn die 
Gegenseitigkeit gewährleistet ist. Der Bundes- 
minister stellt fest, ob die Gegenseitigkeit ge- 
währleistet ist und macht die Feststellung im 
Bundesgesetzblatt bekannt. 

(2) Eine ausländische Sorte kann auch ohne 
die Voraussetzung der Gegenseitigkeit einge- 
tragen werden, wenn an der Erteilung des 
Sortenschutzes ein besonderes landeskulturelles 
oder volkswirtschaftliches Interesse besteht. 

(3) Wer im Geltungsbereich des Gesetzes 
weder Wohnsitz noch Niederlassung hat, kann 
eine Sorte zum Sortenschutz nur anmelden 
und Rechte aus einem Sortenschutz nur gel- 
tend machen, wenn er im Inlande einen Ver- 
treter bestellt. Dieser ist im Verfahren vor 
dem Bundessortenamt und, unbeschadet des 
§ 78 der Zivilprozeßordnung, in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten, die den Sortenschutz be- 
treffen, zur Vertretung befugt. Der Ort, an 
dem der Vertreter seinen Geschäftsraum hat, 
gilt im Sinne des § 23 der Zivilprozeßordnung 
als der Ort, an dem sich der Vermögens- 
gegenstand befindet; fehlt ein Geschäftsraum, 
so ist der Ort maßgebend, an dem der Ver- 
treter seinen Wohnsitz und in Ermangelung 
eines solchen der Ort, an dem das Bundes- 
sortenamt seinen Sitz hat. 


Abschnitt II 

Bundessortenamt 
§ 15 

Aufgaben des Bundessortenamtes 

(1) Über die Erteilung des Sortenschutzes 
und die nach diesem Gesetz hiermit zu- 
sammenhängenden Angelegenheiten, insbeson-^ 
dere über die Verlängerung und die Auf- 
hebung des Sortenschutzes, entscheidet das 
Bundessortenamt. 

(2) Das Bundessortenamt ist eine Bundes- 
oberbehörde. Es untersteht dem Bundes- 
minister. 

§ 16 

Entscheidungen des Bundessortenamtes 

(1) Die Entscheidungen des Bundessorten- 
amtes werden von dem Leiter des Bundes- 
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Sortenamtes oder von Sortcnaussdiüssen ge- 
troffen. 

(2) Die Sortenaussdiüsse entscheiden nur in 
den im Gesetz bestimmten Fällen, im übrigen 
entscheidet der Leiter des Bundessortenamtes. 

§ 17 

Bildung von Sortenausschüssen 

Beim Bundessortenamt werden für die ein- 
zelnen Arten von Sorten oder für eine Gruppe 
solcher Arten Sorten ausschüsse gebildet. Der 
Bundesminister regelt die Zahl, den Ge- 
schäftskreis und die Form des Verfahrens der 
Sortenausschüsse. 

§ 18 

Zusammensetzung der Sortenausschüsse 

(1) Die Sortenaussdiüsse bestehen aus dem 
Vorsitzenden und sechs Beisitzern. Sie sind 
bei Anwesenheit des Vorsitzenden und von 
vier Beisitzern beschlußfähig. 

(2) Vorsitzender ist der Leiter des Bundes- 
sortenamtes oder ein von ihm bestimmter Be- 
amter des höheren Dienstes. 

(3) Die Beisitzer werden von dem Bundes- 
minister im Benehmen mit den Obersten 
Landesbehörden für Landwirtschaft (Oberste 
Landesbehörden) und nach Anhörung der 
berufsständischen und fachlichen Spitzenorga- 
nisationen auf bestimmte Dauer, mindestens 
auf drei Jahre, berufen. Die Beisitzer sollen 
auf dem in Betracht kommenden Gebiete be- 
sondere Fachkunde besitzen, mindestens ein 
Beisitzer soll auf dem in Betracht kommenden 
Gebiete wissenschaftlich hervorgetreten sein. 

32 und 33 Nr. 1 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes sind entsprechend anzuwenden. Der 
Bundesminister kann einen Beisitzer ab- 
berufen, wenn Umstände eintreten oder be- 
kannt werden, bei deren Vorhandensein eine 
Berufung nicht erfolgen darf oder soll, oder 
wenn der Beisitzer seine Amtspflicht grob ver- 
letzt. 

§ 19 

Verpflichtung der Beisitzer 

(1) Die Beisitzer sind bei ihrer ersten 
Dienstleistung von dem Vorsitzenden durch 
Fiandschlag zu gewissenhafter A.mtsführung 
und Amtsverschwiegenheit zu verpflichten. 
Über die Verpflichtung ist eine Niederschrift 
aufzunehmen. Auf Beisitzer ist die Verord- 
nung gegen Bestechung und Geheimnisverrat 
nicht beamteter Personen vom 3. Mai 1917 
in der Fassung vom 22. Mai 1943 (RGBl. I 
S. 351) anzuwenden. 


(2) Mitglieder des Sortenausschusscs, auf 
welche die Voraussetzungen des § 41 der 
Zivilprozeßordnung zutreffen, sind von der 
Ausübung des Amtes ausgeschlossen. Das 
gilt für die Mitglieder des Sortenaus- 
schusses, deren wirtschaftliche Lage durch das 
Ergebnis der Entscheidung unmittelbar oder 
mittelbar berührt werden kann oder die zu 
einer Person, deren wirtschaftliche Lage in 
gleicher Weise berührt werden kann, in einem 
in § 41 Nrn. 2 und 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Verhältnis stehen. Bestehen 
Zweifel, ob ein Mitglied von der Ausübung 
seines Amtes ausgeschlossen ist, so entscheidet 
hierüber der Sorten aussdjuß ohne das Mit- 
glied. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsitzenden, und wenn dieser abgelehnt 
wird, die Stimme des ältesten Beisitzers den 
Ausschlag. 

§ 20 

Entschädigung der Beisitzer 

Die Beisitzer erhalten nach Maßgabe einer 
vom Bundesminister im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen zu er- 
lassenden Entschädigungsordnung eine ange- 
messene Entschädigung für Aufwand und 
Zeitverlust sowie den Ersatz der Fahrtkosten. 

§ 21 

Stellvertretende Beisitzer 

Für jeden Beisitzer ist mindestens ein stell- 
vertretender Beisitzer zu ernennen. Für die 
stellvertretenden Beisitzer gelten die §§ 18 
bis 20 entsprechend. 

§ 22 

Form der Entscheidungen 

Die Entscheidungen des Bundessortenamtes 
sirtd mit Gründen zu versehen, schriftlich aus- 
zufertigen und allen Beteiligten von Amts 
wegen zuzustellen. 

§ 23 

Sortenrolle 

(1) Das Bundessortenamt führt eine Sorten- 
rolle, in welcher der Name der Sorte, die 
Sortenmerkmale sowie der Name und der 
Wohnort des Züchters, de^ SoÄeninhabers, 
eines etwa bestellten Vertreters (§ 14 Ab- 
satz 3) sowie eines Nutzungsberechtigten 
(§ 10) einzutragen sind. Wegen der Sorten- 
merkmale kann auf eine andere amtliche Liste 
des Bundessortenamtes Bezug genommen wer- 
den. In der Sortenrolle sind ferner der Be- 
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ginn, der Ablauf, die Verlängerung, das Er- 
löschen oder die Aufhebung des ‘Sortenschutzes 
und etwaige Auflagen (§12 Absatz 4, § 29 
Absatz 2 Satz 3) sowie der Beginn und Ab- 
lauf eines Nutzungsrechtes (§ 10) zu ver- 
merken. 

(2) Das Bundessortenamt vermerkt in der 
Bundessortenrolle eine Änderung in der Per- 
son des Sorteninhabers und seines Vertreters 
(§ 14 Absatz 3), wenn sie ihm nachgewiesen 
wird. Solange die Änderung nicht eingetragen 
ist, bleiben der frühere Sorteninhaber und der 
frühere Vertreter nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes berechtigt und verpflichtet. Das gleiche 
gilt, solange die Einräumung oder die Beendi- 
gung eines Nutzungsrechtes (§10) nicht ein- 
getragen ist. 

(3) Die Eintragungen in die Sortenrolle 
sind nach näherer Bestimmung des Bundes- 
ministers zu veröffentlichen. 

§ 24 

Einsicht in die Sortenrollc 
und in die Erteilungsunterlagen 

(1) Die Einsicht in die Sortenrolle steht 
jedem frei. 

(2) Die Einsicht in die Unterlagen für die 
Erteilung des Sortenschutzes steht jedem frei, 
der ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht. 


Abschnitt III 

Erteilungsverfahren 
§ 25 

Anmeldung der Sorte 

(1) Die Sorte ist beim Bundessortenamt 
schriftlich anzumelden. Der Anmeldung sind 
die für die Beurteilung der Voraussetzungen 
der Erteilung des Sortenschutzes erforder- 
lichen Unterlagen beizufügen. 

(2) Die Anmeldungen sind nach der Reihen- 
folge des Eingangs zu verzeichnen. Diese be- 
stimmt sich im- Zweifel nach Ssx Reihenfolge 
der Eintragungen In das Eingangsbuch des 
Bundessortenamtes. 

(3) Auf Verlangen des Bundessortenamtes 
hat der Anmelder den oder die Züchter der 
angemeldeten Sorte zu benennen und zu ver- 
sichern, daß weitere Personen seines Wissens 
an der Züchtung der Sorte nicht beteiligt sind. 
Ist der Anmelder nicht oder nicht allein der 
Züchter der Sorte, so hat er anzugeben, 'wie 


die Sorte an ihn gelangt ist. Die Richtigkeit 
der Angaben wird von dem Bundessortenamt 
nicht geprüft. 

§ 26 

Sortenprüfung 

(1) Die Prüfung der angemeldeten Sorte 
auf Neuheit und Beständigkeit und die Prü- 
fung von Nutzpflanzen auf ihren landes- 
kulturellen Wert (Wertprüfung) erfolgt mit- 
tels Anbaus und Untersuchung. 

- (2) Zur Prüfung der Neuheit der angemel- 

deten Sorte ist das Bundessortenamt nur In- 
soweit verpflichtet, als andere Sorten der glei- 
chen Art angemeldet, geschützt oder dem 
Bundessortenamt als im Verkehr befindlich 
bekannt oder als im Verkehr befindlich nach- 
gewiesen sind. 

(3) Die Wertprüfung kann auf Antrag aus- 
gesetzt werden. In diesem Falle ist dem An- 
melder eine Frist zu setzen, innerhalb deren 
er die Nachholung der Wertprüfung zu be- 
antragen hat. Die Frist kann durch den Leiter 
des Bundessortenamtes verlängert werden. Sie 
soll drei Jahre nicht überschreiten. 

§ 27 

Pflichten des Anmelders 

(1) Der Anmelder hat dem Bundessorten- 
amt das zur Durchführung der Prüfung der 
angemeldeten Sorte erforderliche Material 
fristgemäß und laufend einzusenden, die für 
die Beurteilung des Aufbaues und der Erhal- 
tungszüchtung der Sorte sowie seines Zucht- 
betriebes notwendigen Angaben zu machen, 
auch eine Besichtigung seines Zuchtbetriebes 
zu gestatten. 

(2) Zur Vermehrung der Sorte durch Dritte 
beciarf der Anmelder vor der Erteilung des 
Sortenschutzes der Zustimmung des Bundes- 
sortenamtes. 

§ 28. 

Zurückweisung der Anmeldung 
aus formellen Gründen 

(1) Der Leiter des Bundessortenamtes weist 
die Anmeldung zurück, wenn 

1. die Sorte nicht zu den im Artenverzeichnis 
aufgeführten Arten gehört oder bereits 
geschützt war oder ist; 

2. der Anmelder die Nachholung der Wert- 
prüfung nicht Innerhalb der gesetzten Frist 
beantragt (§ 26 Absatz 3). 
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(2) Der Leiter des Bundessortenamtes kann 
die Anmeldung zurückweisen, wenn der An- 
melder trotz Mahnung unter Fristsetzung 

1. den Bestimmungen nach § 25 Absätze 1 
und 3 oder § 27 nicht genügt; 

2. fällige Gebühren, Kosten oder Kosten Vor- 
schüsse nicht oder nicht rechtzeitig ent- 
richtet. 

$ 29 

Entscheidung über die Erteilung 
des Sortenschutzes 

(1) Über die Erteilung des Sortenschutzes 
entscheidet, unbeschadet des § 28, der Sorten- 
ausschuß, wenn die Anmeldung zur fachlichen 
Entscheidung reif ist. 

(2) Hält der Sortenausschuß die Voraus- 
setzungen für die Erteilung eines Sorten- 
schutzes für gegeben, so beschließt er die Er- 
teilung dieses Rechtes. Andernfalls weist er 
die Anmeldung zurück. Der Sortenschutz kann 
im landeskulturellen Interesse unter Auflagen 
erteilt werden. 

S 30 

Entscheidung über den Sortennamen 

(1) In dem Erteilungsbeschluß setzt der 
Sortenausschuß nach dem Vorschlag des An- 
melders den Sortennamen fest. Ist der vor- 
geschlagene Sortenname geeignet, unrichtige 
Vorstellungen über die Eigenschaften und den 
Wert der Sorte oder die Vermehrungsstufe 
des Saatgutes dieser Sorte zu erwecken oder 
Verwechslungen mit einem anderen Sorten- 
namen oder mit einem Warenzeichen hervor- 
zurufen, das zuransten eines Dritten für 
gleiche oder gleichartige Waren früher an- 
gemeldet oder eingetragen ist- so ist dem An- 
melder aufzugeben, innerhalb der ihm zu 
bestimmenden Frist einen anderen Sorten- 
namen vorzuschlagen. Schlägt der Anmelder 
innerhalb der Frist einen geeigneten Sorten- 
nnmen nicht vor, so weist. der Sortenausschuß 
die Anmeldung zurück. 

(2) Ist bei der Erteilung des Sortenschutzes 
ein Sortenname unter Außerachtlassung des 
Absatzes 1 festgesetzt worden, so ist der 
Sorteninhaber aufzufordern, innerhalb einer 
ihm zu bestimmenden Frist einen anderen 
Sortennamen vorzuschlagen. Das weitere Ver- 
fahren bestimmt sich nach Absatz 1 Satz 2. 
Schlägt der Sortcnlnhaber trotz nochmaliger 
Fristsetzung einen geeigneten Sortennamen 
nicht vor, so setzt der Sortenausschuß einen 
neuen Sortennamen fest. 


S 31 

Weitere Zuständigkeiten 
des Sortenausschusses 

Der Sortenausschuß entscheidet über 

1. die Verlängerung der Dauerndes Sorten- 
schutzes (§ 11 Absatz 2); 

2. die Aufhebung des Sortenschutzes außer 
im Falle des § 12 Absatz 3 Nr. 3; 

3. eine Auflage nach § 12 Absatz 4; 

4. die Eintragung einer Sorte in das Beson- 
dere Sortenverzeichnis (§ 63 Absatz 2). 

§ 32 

Einspruch 

(1) Gegen die Entscheidung des Bundes- 
sortenamtes kann der Betroffene Einspruch 
einlegen. Entscheidungen, die das Verfahren 
betreffen, sowie Vor^ und Zwischenentschei- 
dungen sind nur mit der Hauptentscheidung 
anfechtbar. 

(2) Der Einspruch Ist binnen eines Monats 
nach der Zustellung der Entscheidung beim 
Bundessortenamt schriftlich einzulegen und zu 
begründen. Der Einspruch ist zurückzuweisen, 
wenn eine im Falle der Einlegung des Ein- 
spruches zu zahlende Gebühr nicht innerhalb 
der Ausschlußfrist oder, wenn Zahlungsauf- 
schub bewilligt ist, nicht innerhalb der Zah- 
lungsfrist gezahlt ist. 

(3) Über den Einspruch entscheidet der 
Sortenausschuß, sofern sich der Einspruch 
gegen seine Entscheidung richtet, im übrigen 
der Leiter des Bundessortenamtes. 

(4) Die Entscheidung eines Sortenausschus- 
ses über den Einspruch kann binnen eines 
Monats nach Zustellung durch eine beim Bun- 
desverwaltungsgericht zu erhebende Klage an- 
gefochten werden. 

(5) Gegen die Versäumung der Einspruchs- 
frist ist unter den Voraussetzungen der 

232 ff. der Zivilprozeßordnung auf Antrag 
die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu 
erteilen. 

S 33 

Bekanntmachung und Urkundenerteilung 

Ist dem Anmelder der Sortenschutz end- 
gültig erteilt, so erläßt das Bundessortenamt 
in dem vom Bundesminister bestimmten Blatt 
eine Bekanntmachung und fertigt für den In- 
haber des Sortenschutzes eine Urkunde aus. 
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S 34 

Ausführungsbestimmungen 

(1) Der Bundesminister erläßt 

1. eine Anmeldungsordnung, in der die Art 
und Weise der Anmeldung einer Sorte 
beim Bundessortenamt geregelt wird; 

2. eine Prüfungs- und Überwachungsordnimg, 
in der über das Verfahren des Bundes- 
sortenamtes bei der Prüfung von Sorten 
auf die Voraussetzungen der Erteilung des 
Sortenschutzes und bei der Überwachung 
geschützter Sorten Bestimmung getroffen 
wird; 


3. mit Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen eine Gebühren- und Kosten- 
ordnung, in der Gebühren und sonstige 
Kosten dem Grund und der Höhe nadi 
festgesetzt werden. 

(2) Der Bundesminister kann die Er- 
setzung der Zustimmung des Sorteninhabers 
(§ 6 Absatz 3) einem Genehmigungsausschuß 
übertragen, der bei einer nachgeordneten 
Dienststelle des Bundesministers zu bilden ist. 
Der Genchmigungsausschuß setzt sich aus 
einem Vorsitzenden und 2 Beisitzern zu- 
sammen. Der Vorsitzende muß die Fähigkeit 
zum Richteramte haben, die Beisitzer müssen 
den beteiligten Wirtschaftskreisen angehören. 
Der Bundesminister erläßt eine Verfahrens- 
ordnung und Im Einvernehmen mit dem Bun- 
desministcr der Finanzen eine Gebühren- 
ordnung. 

(3) Die Beitreibung von Gebühren und son- 
stigen Kostenforderungen des Bundessorten- 
amtes erfolgt nach den Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung und ihrer Durch- 
führungsbestimmungen. 


Abschnitt IV 

Rechtsverletzungen^ Sortenstreitsachen 

§ 35 

Rechtsverletzungen 

(1) Wer entgegen der Bestimmung des 5 6 
ohne die erforderliche Zustimmung des Sor- 
teninhabers Saatgut einer geschützten Sorte 
erzeugt oder vertreibt oder entgegen der Be- 
stimmung des § 7 den Sbrtennamen einer gc- 
sef-ützten Sorte verwendet, kann von dem 
Verletzten auf Unterlassung in Anspruch ge- 
nommen werden. 


(2) Wer die Handlung vorsätzlich oder 
fahrlässig vornimmt, ist dem Verletzten zum 
Ersatz des hieraus entstehenden Schadens ver- 
pflichtet. Fällt dem Verletzer nur leichte 
Fahrlässigkeit zur Last, so kann das Gericht 
anstelle eines Schadensersatzes eine Entschädi- 
gung festsetzen, deren Höhe zwischen dem 
Schaden des Verletzten und dem Vorteil liegt, 
der dem Verletzer erwachsen ist. 

(3) Die Ansprüche aus den Absätzen 1 
und 2 verjähren In 3 Jahren von dem Zeit- 
punkt an, in dem der Berechtigte von der 
Verletzung und der Person des Verpflichteten 
Kenntnis erlangt, ohne Rücksicht auf diese 
Kenntnis In 30 Jahren von der Verletzung an. 
Hat der Verpflichtete durch die Verletzung 
auf Kosten des Berechtigten etwas erlangt, so 
ist er auch nach Vollendung der Verjährung 
zur Herausgabe nach den Vorschriften über 
die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be- 
reicherung verpflichtet. 


§ 36 

Sortenstreitsachen 

(1) Die nach Landesrecht zuständige Oberste 
Landesbehörde kann für die Bezirke mehrerer 
Landgerichte eines von ihnen als Gericht für 
Sortenstreitsachen bezeichnen. Es Ist neben den 
Landgerichten, deren Bezirke ihm zugeteilt 
werden, für alle Klagen zuständig, durch die 
ein Anspruch aus einem im Ersten Teil dieses 
Gesetzes geregelten Rechtsverhältnis geltend 
gemacht wird. 

(2) Ein bei einem anderen Landgericht an- 
hängiger Rechtsstreit ist auf Antrag des Be- 
klagten an das Gericht für Sortenstreitsachen 
zu verweisen. Der Antrag ist nur vor der 
Verhandlung des Beklagten zur Hauptsache 
zulässig. Er kann auch von einem Rechts- 
anwalt gestellt werden, der bei dem Gericht 
für Sortenstreitsachen zugelassen ist. Die Ent- 
scheidung ist unanfechtbar und für das Gcridit 
bindend. 

(3) Vor dem Gericht für Sortenstreitsadien 
kennen sich die Parteien auch durch Rechts- 
anwälte vertreten lassen, die bei dem sonst zu- 
ständigen Landgericht zugelassen sind. Das 
entsprechende gilt für die Vertretung vor dem 
Berufungsgericht. 

(4) Die Mehrkosten, die einer Partei durch 
eine Verweisung nach Absatz 2 oder dadurch 
erwachsen, daß sie sich nach Absatz 3 durdi 
einen beim. Prozeßgericht nicht zugelassenen 
Rechtsanwalt vertreten läßt, sind nicht zu 
erstatten. 


9 



ZweiterTeil 

Saatgut von Kulturpflanzen 


§ 37 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. Saatgut: Samen, Pflan*zgut oder Pflanzen- 
teile, die für die Erzeugung von Pflanzen 
oder für die Fortpflanzung bestimmt sind; 

2. Zuditsaatgut: Saatgut einer durch Züch- 
tung gewonnenen Sorte; 

3. Elitesaatgut: Zuchtsaatgut, das auf der 
letzten Stufe des Zuchtaufbaues gewonnen 
und nicht für den Saatgutverkehr be- 
stimmt ist; 

4. Hochzuchtsaatgut: Zuchtsaatgut, das aus 
Elitesaatgut oder Zuchtsaatgut einer vor- 
hergehenden Zuchtstufe (Superelitesaatgut, 
Stammelitesaatgut) gewonnen und für den 
Saatgut verkehr bestimmt ist; 

5. Stammsaatgut: Zuchtsaatgut, das aus 
Elitesaatgut oder Zuchtsaatgut einer vor- 
hergehenden Zuchtstufe gewonnen und für 
den Saatgutverkehr bestimmt ist, wenn die 
Sorte der Pflanze in das Besondere 
Sortenverzeichnis (§ 63 Absatz 2) als 
Gruppensorte eingetragen ist; 

6. Nachbausaatgut: Zuchtsaatgut, das aus 
Hochzuchtsaatgut oder Nachbausaatgut 
gewonnen und für den Saatgutverkehr 
bestimmt ist; 

7. Landsortensaatgut: Saatgut einer Sorte, die 
in das Besondere Sortenverzeichnis (§ 63 
Absatz 2) als Landsorte eingetragen ist; 

8. Handelssaatgut: Saatgut in- und ausländi- 
scher Erzeugung, das nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes als Handelssaatgut zuge- 
lassen ist (§ 49); 

9. Behelfssaatgut: Saatgut, das nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes als Behelfssaat- 
gut zugelassen ist (§ 50). 


Abschnitt I 

Anerkennung und Zulassung von landwirt- 
schaftlichem Saatgut und Gemüsesaatgut 

§ 38 

Verkehr mit landwirtschaftlichem Saatgut 
und Gemüsesaatgut 

(1) Landwirtschaftliches Saatgut und Ge- 
müsesaatgut darf nur vertrieben (§ 7) werden. 


wenn cs anerkannt oder als Handelssaatgut 
oder Behelfssaatgut zugelassen ist. Dies gilt 
nicht für Zuchtsaatgut, das im Inland auf 
Grund eines Vermehrungs Vertrages als Ver- 
mehrungssaatgut an eine der Vertragsparteien 
abgegeben oder zurückgegeben wird. 

(2) Bei landwirtschaftlichem Sa'atgut kann 
die Oberste Landesbehörde im Benehmen mit 
dem Bundesminister für klein- und mittel- 
bäuerliche Betriebe durch Rechtsverordnung 
Ausnahmen zulassen, sofern nicht diese Be- 
triebe Saatguf^zum Zwecke gewerbsmäßigen 
Saatgutvertriebs erzeugen. 

§ 39 

Anerkennungsstelle 

Die Anerkennung wird durch die von der 
Obersten Landesbehörde bestimmte Stelle 
(Anerkennungsstelle) ausgesprochen. 

§ 40 

Voraussetzungen der Anerkennung 

(1) Anerkannt wird nur Hochzuchtsaatgut, 
Stammsaatgut, Nachbausaatgut und Land- 
sertensaatgut inländischer Erzeugung. 

(2) Hochzuditsaatgut wird nur anerkannt, 
wenn durch Prüfung der Anerkennungsstelle 
festgestellt wurde, daß das Elitesaatgut oder 
das Zuditsaatgut einer vorhergehenden Zucht- 
stufe, aus dem das Hochzuchtsaatgut er- 
wachsen ist, die nach § 41 bestimmten Vor- 
aussetzungen erfüllt. Für die Prüfung sind die 
§5 42 und 43 Absätze 1 und 2 entsprechend 
anzuwenden. 

(3) Stammsaatgut wird nur anerkannt, 
wenn die Sorte für den Erhaltungszüchter als 
Gruppensorte eingetragen ist und die Voraus- 
setzungen des Absatzes 2 vorliegen. Die Sorte 
muß während der letzten drei Zucht- 
generationen vom Erhaltungszüchter im Ver- 
fahren der Erhaltungszüchtung bearbeitet sein. 

(4) Nachbausaatgut wird nur anerkannt, 
wenn cs aus anerkanntem Hochzuchtsaatgut, 
oder anerkanntem, im eigenen Betrieb des 
Nachbauers erwachsenen Nachbausaatgut ge- 
wonnen ist. Nachbausaatgut muß nach Art 
und Anbaustufe vom Bundesminister durch 
Rechtsverordnung zur Anerkennung zugelassen 
sein. 

(5) Landsortensaatgut wird nur anerkannt, 
wenn es in dem Gebiet erzeugt ist, für das die 
Landsorte im Besonderen Sortenverzeichnis 
(§ 63 Absatz 2) eingetragen ist. 

(6) Bei Sorten der im Arten Verzeichnis {§ 2 
Absatz 1 Nr. 3) aufgeführten Arten darf 
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Saatgut nur anerkannt werden, wenn die 
Sorte geschützt oder in das Besondere Sorten- 
verzeichnis (§ 63 Absatz 2) eingetragen ist. 

§ 41 

Weitere Voraussetzungen der Anerkennung 

(1) Der Bundesminister bestimmt ent- 
sprediend dem landeskulturellen Interesse 
durch RecJitsverordnung die Mindestanforde- 
rungen 

1. für den Feldbestand auf den Vermehrungs- 
feldern; 

2. für die Beschaffenheit des Saatgutes; 

3. für die Einrichtung des Betriebes des An- 
tragstellers und derjenigen Betriebe, die 
im Aufträge des Antragstellers Saatgut er- 
zeugen, bearbeiten oder in den Verkehr 
bringen. 

(2) Die Oberste Landesbehörde kann ent- 
sprechend den landeskulturellen Interessen im 
Benehmen mit dem Bundesminister durch 
Rechtsverordnung weitere Mindestanforderun- 
gen bestimmen, 

§ 42 
Prüfung 

(1) Die Anerkennungsstelle prüft, ob die 
Voraussetzungen der Anerkennung gegeben 
sind, 

(2) Das Ergebnis der Prüfung des Feld- 
bestandes Ist dem Antragsteller unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen. Er kann binnen drei 
Tagen nach Empfang der Mitteilung eine 
Nachkontrolle verlangen; die Nachkontrolle 
soll von einem anderen Prüfer vorgenommen 
werden. 

(3) Die Proben für die Untersuchung des 
Saatgutes sind von einem amtlich bestellten 
Probenehmer zu ziehen. Die Oberste Landes- 
behörde kann Im Benehmen mit dem Bundes- 
minister die Probenahme abweichend regeln; 
die Regelung muß die Zuverlässigkeit der 
Probenahme gewährleisten. 

§ 43 

Anerkennung 

(1) Das endgültige Ergebnis der Prüfung ist 
dem Antragsteller unverzüglich schriftlich mit- 
zuteilen. Führt die Prüfung zur Anerkennung, 
so erhält der Antragsteller eine Bescheinigung, 
In welcher der Sortenname und die Anbaustufe 
anzugeben sind.^er Bundesminister kann im 
Interesse der Landeskultur die Angabe wei- 
terer Merkmale des Saatgutes vorschreiben. 


(2) Die Anerkennung kann , unter Auflagen 
erfolgen. 

(3) Elitesaatgut oder Zuchtsaatgut einer 
vorhergehenden Zuchtstufe kann auf Antrag 
als Hochzucht- oder Nachbausaatgut an- 
erkannt werden, wenn die Voraussetzungen 
hierfür vorliegen. Das gleiche gilt für die Ein- 
stufung von Hochzucht- oder Nachbausaatgut 
in eine geringere Anbaustufe, wenn eine solche 
Anerkennung möglich ist. 

§ 44 

Dauer der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung gilt für die Dauer von 
zwölf Monaten, sofern nicht die Anerken- 
nungsstelle im Eln^clfall aus landeskulturellen 
Gründen eine abweichende Bestimmung ge- 
troffen hat. 

(2) Der Bundesminister kann aus landes- 
kulturellen Gründen bei einzelnen Arten oder 
Gruppen von Arten die Dauer der Anerken- 
nung durch Rechtsverordnung abweichend 
regeln. 

§ 45 

Verpflichtungen aus der Anerkennung 

Der Antragsteller ist verpflichtet, Auf- 
zeichnungen über den Ertrag und den Ver- 
trieb des anerkannten Saatgutes zu machen. 
Er hat auf Verlangen der Anerkennungsstelle 
Saatgutproben einzusenden und seine Auf- 
zeichnungen über den Ertrag und den Vertrieb 
des anerkannten Saatgutes vorzulegen. 

' § 46 

Änderung der Einstufung von Saatgut 

(1) Anerkanntes Saatgut, das zu anderen als 
Saatzwecken in den Verkehr gebracht ist, darf 
als Saatgut nicht mehr vertrieben werden. 

(2) Anerkanntes Saatgut, das als Saatgut 
einer geringeren als der anerkannten Anbau- 
stufe in den Verkehr gebracht ist, darf nur als 
Saatgut dieser Anbaustufe vertrieben werden. 

§ 47 

Saatgutvermehrung außerhalb des 
Geltungsbereichs des Gesetzes 

Der Bundesminister kann im Interesse der 
Landeskultur durch Rechtsverordnung die An- 
erkennung von Saatgut zulassen, das im Auf- 
träge eines inländischen Sorteninhabers außer- 
halb des Geltungsbereichs des Gesetzes ver- 
mehrt ist. Bei der Zulassung hat er die be- 
sonderen Voraussetzungen der Anerkennung 
solchen Saatgutes zu regeln. Er kann die Prü- 
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fung bestimmter, außerhalb des Bundesgebietes 
gelegener Anerkennungsstellen der Prüfung 
einer deutschen Anerkennungsstelle gleich- 
stellen. Soweit die Prüfung des Saatgutes in- 
ländischen Anerkennungsstellen obliegt, gelten 
die Vorschriften dieses Abschnitts entspreAend. 

§ 48 

Saatgut aus Gebieten außerhalb des 
Geltungsbereichs des Gesetzes 

Der Bundesminister kann durch Rechtsver- 
ordnung landwirtschaftliches Saatgut oder 
Gemüsesaatgut, das außerhalb des Geltungs- 
bereichs des Gesetzes anerkannt oder geprüft 
ist, dem durch eine deutsche Anerkennungs- 
stelle anerkannten Saatgut gleichstellen, wenn 
die Gegenseitigkeit gewährleistet ist. § 14 Ab- 
satz 1 Satz 2 und Absatz 2 findet entspre- 
diende Anwendung. 

§ 49 

Zulassung von Handelssaatgut 

(1) Der Bundesminister bestimmt durch 
Rechts Verordnung die Arten oder Sorten land- 
wirtschaftlicher Pflanzen oder von Gemüse- 
pflanzen, deren Saatgut als Handelssaatgut 
zugelassen werden darf; er soll nur solche 
Arten oder Sorten bestimmen, deren Saatgut 
herkömmlich als Handelssaatgut In den Ver- 
kehr kommt oder landesknlturell von beson- 
derem Interesse ist. Der Bundesminister be- 
stimmt ferner durch Rechts Verordnung ent- 
sprechend dem landesknlturellen Interesse die 
Voraussetzungen der Zulassung der einzelnen 
Arten oder Sorten. 

(2) Der Bnndesminister kann durch Ver- 
waltungsanordnung die Menge des für die Zu- 
lassung als Handelssaatgut In Betracht kom- 
menden Saatgutes bestimmen. 

(3) Die Zulassung von cingeführtem oder 
sonst in den Geltungsbereich des Gesetzes ver- 
brachtem Saatgut als Handelssaatgut wird 
durch eine von dem Bundesminister’ bestimmte 
Stelle, die Zulassung von sonstigem Saatgut 
als Handelssaatgut wird durch die Oberste 
Landesbehörde oder die von ihr bestimmte 
Stelle vorgenommen. Als Handelssaatgut soll 
nur Saatgut zugelassen werden, das den An- 
forderungen der Landeskultur entspricht. 

(4) Bel einzelnen Arten oder Sorten von 
eingeführtem oder sonst in den Geltungs- 
bereich des Gesetzes verbrachtem Saatgut kann 
der Bundesminister durch Rechtsverordnung 
die amtliche Bescheinigung bestimmter aus- 


ländischer Prüfungsstellen der Bescheinigung 
einer deutsdien Samenprüfungsstelle gleich- 
stellen. 

§ 50 

Zulassung als Behelfssaatgut 

Erscheint die Versorgung mit anerkanntem 
Saatgut oder mit Handelssaatgut landwirt- 
schaftlicher oder gemüsebaulicher Art nicht 
ausreichend, kann der Bundesminister durch 
Rechtsverordnung einzelne Arten oder Sorten 
bestimmen, deren Saatgut als Behelfssaatgut 
zugelassen werden darf. Auf die Zulassung 
von Behelfssaatgut findet §49 Absatz 1 Satz 2, 
Absätze 2 und 3 entsprechende Anwendung. 

§ 51 

Geltungsbereich der Anerkennung und 
der Zulassung 

Die Anerkennung von Saatgut und die Zu- 
lassung von Handels- oder Behelfssaatgut gilt 
für den Geltungsbereich des Gesetzes. 

Abschnitt II 

Sonstige Vorschriften für landwirtsdiaftliches 

Saatgut und Gemüsesaatgut 

§ 52 

Kennzeichnung von Saatgut 

(1) Im Verkehr mit landwirtschaftlichem 
Saatgut und mit Gemüsesaatgut ist bei an- 
erkanntem Saatgut die Anbaustufe, bei zuge- 
lassenem Saatgut (§§ 49, 50) die Eigenschaft 
aL Handelssaatgut oder, wenn das Saatgut als 
Behelfssaatgut zugelassen ist, als Behelfssaat- 
gut anzugeben. Der Bundesminister kann 
durch Rechtsverordnung im landeskulturellen 
Interesse weitere Kennzeichnungen vor- 
schreiben. 

(2) Für landwirtschaftliches Saatgut oder 
für Gemüsesaatgut, das nicht anerkannt oder 
zugelassen ist oder für sonstiges landwirt- 
schaftliches Erntegut oder Gemüseerntegut 
dürfen im Verkehr nicht Bezeichnungen ver- 
wendet. werden, die das Erntegut als Saatgut 
verwendbar erscheinen lassen. ^ 

§ 53 

Plombierung von Saatgut 

(1) Landwirtschaftliches Saatgut und Ge- 
müsesaatgut darf von dem getrieb, für den 
das Saatgut anerkannt ist, zugelassenes land- 
wirtschaftliches Saatgut und Gemüsesaatgut 
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(§§ 49, 50) darf von dem Betrieb, für den das 
Saatgut zugelassen ist und der es als Erster 
im Inland vertreibt, nur in den Verkehr ge- 
bracht werden, wenn es plombiert ist. 

(2) Der Btindesminister kann durch Rechts- 
verordnung Ausnahmen zulassen, wenn Saat- 
gut lose verladen oder nur in geringen Men- 
gen abgegeben oder versandt wird oder die 
Art und Weise des Vertriebs es erfordern. Er 
kann im Interesse der Saatgutbezieher durch 
Rechtsverordnung die Plombierung auch für 
Betriebe vorschreiben, die erworbenes Saat- 
gut weiter veräußern. 

(3) Der Bundesminister regelt die Art der 
Plombierung. Er kann eine im Ausland vor- 
genommene Plombierung einer im Inland vor- 
genommenen Plombierung gleichstellen. 

§ 54 

Saatgutvermehrungsverträge 

(1) Der Bundesminister kann für Verträge, 
welche die Vermehrung von landwirtschaft- 
lichem Saatgut oder von Gemüsesaatgut zum 
Gegenstand haben, durch Rechtsverordnung 
allgemeine Geschäftsbedingungen vorschreiben,^ 

(2) Im Falle des Abschlusses von Saatgut- 
vermehrungsverträgen gelten die allgemeinen 
Geschäftsbedingungen als vereinbart. Ab- 
weichende Vereinbarungen sind unwirksam, 
sofern nicht eine Ausnahmegenehmigung er- 
teilt ist. Für die Erteilung der Ausnahme- 
genehmigung ist die Oberste Landesbehörde 
oder die von ihr bestimmte Stelle des Landes 
zuständig, in dem entweder die Firma des 
Auftraggebers in das Handelsregister ein- 
getragen ist oder in dem in Ermangelung einer 
Firma der Betrieb des Auftraggebers liegt, 

§ 55 

Fcilhalten von Saatgut auf Märkten 

Die Oberste Landesbehörde kann aus 
landeskulturellen Gründen das Feilhalten von 
landwirtschaftlichem Saatgut und von Ge- 
müsesaatgut auf Märkten verbieten. 

§ 56 

Zulassung von Saatguthandelsbetriebcn 

Saatguthandelsbetriebe, die landwirtschaft- 
liches Saatgut zum Zwedee gewerbsmäßigen 
Saatgutvertriebs im Betrieb eines Dritten er- 
zeugen lassen, bedürfen zum Vertrieb solchen 
Saatgutes einer besonderen Zulassung. Sie 
wird durch die für den Sitz des Betriebes zu- 
ständige Oberste Landesbehörde oder die von 
dieser bestimmten Stelle ausgesprochen. § 51 


ist entsprechend anzuwenden. Die Zulassung 
ist auszusprechen, wenn der Saatguthandels- 
betrieb die notwendigen technischen oder be- 
trieblichen Einrichtungen besitzt und von Per- 
sonen geleitet wird, gegen deren Zuverlässig- 
keit und Fachkenntnis Bedenken nicht be- 
stehen. 

§ 57 

Geschlossene Anbaugebietc 

Die Oberste Landesbehörde kann durch 
Rechtsverordnung 

1. Gebiete zu geschlossenen Anbaugebieten 
von Fremdbefruchtern erklären, wenn 
diese Maßnahme im Interesse der Er- 
zeugung von landwirtschaftlichem Saatgut 
oder Gemüsesaatgut geboten ist, 

2. für diese Gebiete vorschreiben, daß nur 
bestimmte Arten oder Sorten von Fremd- 
befruchtern angebaut werden dürfen, 

3. weitere Bestimmungen zur Gewährleistung 
einer einwandfreien Erzeugung von land- 
wirtschaftlichem Saatgut oder Gemüse- 
saatgut in geschlossenen Anbaugebieten 
treffen. 

§ 58 

Prüfung von Ausfuhrsaatgut 

Der Bundesminister kann durch Rechtsver- 
ordnung bestimmen, daß Saatgut, das aus dem 
Geltungsbereich des Gesetzes ausg^führt wer- 
den soll, bestimmten Mindestanforderungen 
genügen muß und vor der Ausfuhr einer be- 
sonderen Prüfung zu unterziehen ist. 


Abschnitt HI 

Verfahrensbestimmungen; sonstiges Saatgut 
§ 59 

V erf ahrensr egelung 

(1) Der Bundesminister bedarf für den Erlaß 
von Rechtsverordnungen in den Fällen der 
§§ 40 Absatz 4 Satz 2, 47 bis 50 und 58 der 
Zustimmung des Bundesrates nicht. 

(2) Der Bundesminister kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften erlassen, soweit dies zur bundes- 
einheitlichen Regelung des Anerkennungs- oder 
Zulassungs Verfahrens erforderlich ist. Die 
Obersten Landesbehörden regeln im Benehmen 
mit dem Bundesminister das Gebührenwesen. 
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§ 6Ö 

Anhörung von berufsständisdien und 
fachlichen Organisationen 

Der Bundesmimster und die Obersten 
Landesbehörden sollen vor Erlaß von Rechts- 
verordnungen und allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften den berufsständischen und fach- 
lichen Organisationen Gelegenheit zur Äuße- 
rung geben, soweit dies nach dem Inhalte der 
Verordnung oder allgemeinen Verwaltungs- 
vorschrift zweckmäßig erscheint. 

§ 61 - 
Sonstiges Saatgut 

(1) Zur Förderung der Verwendung hoch- 
wertigen Saatgutes kann der Bundesminister 
durch Rechtsverordnung vorschreiben, daß die 
Bestimmungen der §§ 38 bis 60 oder einzelne 
dieser Bestimmungen auch auf anderes als 
landwirtschaftliches Saatgut oder Gemüse- 
saatgut Anwendung finden. Ist die Art des 
Saatgutes nicht im Arten Verzeichnis (§ 2 Ab- 
satz 1 Nr. 3) aufgeführt, so kann er durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß Saatgut 
nur solcher Sorten anerkannt oder zugelassen 
werden darf, die in das Besondere Sorten- 
Verzeichnis (§ 63 Absatz 2) eingetragen sind. 
§ 63 Absatz 2 letzter Satz findet entspre- 
chende Anwendung. 

(2) Der Bundesminister kann im laiides- 
kulturellen Interesse durch Rechtsverordnung 
anordnen, daß bei Obst-, Reben- und ähn- 
lichen Dauerkulturen nur Pflanzen angebaut 
oder als Unterlagspflanzen verwendet werden 
dürfen, deren Art oder Sorte in das Besondere 
Sortenverzeichnis (§ 63 Absatz 2) eingetra- 
gen ist. 

Dritter Teil 
§ 62 

Strafbestimmungen 

(1) Wer vorsätzlich gegen die Vorschriften 
über die Verwendung des Sortennamens (§ 7), 

über den Verkehr mit landwirtschaftlichem 
Saatgut oder Gemüsesaatgut (§§ 38 und 46), 

über die Kennzeichnung von landwirtschaft- 
lichem Saatgut oder Gemüsesaatgut (§ 52 
Absatz 1), .. 

über die Bezeichnung von landwirtschaftlichem 
Saatgut oder Gemüsesaatgut, das nicht an- 
erkannt oder zugelassen ist, oder von land- 
wirtschaftlichem Erntegut oder Gemüseernte- 
gut (§ 52 Absatz 2), 


über die Plombierung von landwirtschaft- 
lichem Saatgut oder Gemüsesaatgut (§ 53), 

verstößt, wird mit Gefängnis und Geldstrafe 
oder einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich den 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vor- 
schriften des Bundesministers oder der Ober- 
sten Landesbehörde zuwiderhandelt, sofern 
diese Vorschriften ausdrücklich auf die Straf- 
bestimmungen diesem Gesetzes verweisen. 

(3) Ist die Zuwiderhandlung eine Ord- 
nungswidrigkeit, so kann eine Geldbuße fest- 
gesetzt werden. 

(4) Ob eine Zuwiderhandlung eine Straftat 
oder eine Ordnungswidrigkeit ist, bestimmt 
sich nach § 6 Absätze 2 und 3 des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes vom 26. Juli 1949 (WiGBl. 
S. 193) in der Fassung des Gesetzes vom 

30. März 1951 (BGBl. S. 223). 

(5) §§ 22 Absatz 2 Satz 2, 26 bis 48 und 
§§ 53 bis 101 des Wirtschaftsstrafgesetzes sind 
sinngemäß anzuwenden. 

Übergangs- und 
S^hlußbestimmungen 

§ 63 

Bisher zugelassene Sorten 

(1) Für die bisher für einen Sorteninhaber 
zugelasscnen Sorten, deren Arten im' Arten- 
verzeidinis aufgeführt sind, wird auf Antrag 
des Sorteninhabers der Sortenschutz durch den 
zuständigen Sortenausschuß erteilt, wenn die 
Sorte landeskulturellen Wert besitzt. Die Be- 
stimmungen des Ersten Teils gelten ent- 
sprechend. 

(2) Die bisher zugelassenen Gruppen- und 
Landsorten (Bekannmachung der Sortenliste 
1949 der im Bundesgebiet zugelassenen land- 
wirtschaftlichen und gärtnerischen Kultur- 
pflanzen vom 31. Dezember 1949 — MinBl. 
ELF 1950 S. 31 — , Bekanntmachung be- 
treffend Ergänzung der Sortenliste 1949 der 
im Bundesgebiet zugelassenen landwirtschaft- 
lichen und gärtnerischen Kulturpflanzen vom 

31. Dezember 1950 — Bundesanzeiger 1951 
Nr. 31 und Zweite Bekanntmachung be- 
treffend Ergänzung der Sortenliste 1949 der 
im Bundesgebiet zugelassenen landwirtschaft- 
lichen und gärtnerischen Kulturpflanzen vom 
15. Mai 1951 (Bundesanzeiger Nr. 114 S. 1) 
— , werden in ein vom Bundessortenamt ge- 
führtes Besonderes Sortenverzeichnis als 
Gruppensorten und, soweit es sich um Land- 
sorten handelt, als Landsorten eingetragen. 
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Für die Eintragung von Gruppensorten ist der 
Antrag des Erhaltungszüditers erforderlich; 
die Eintragung ist auf seinen Namen vorzu- 
nehmen. Der Erhaltungszüditer muß die Sorte 
vom 1. Januar 1948 an bearbeitet haben und 
noch bearbeiten. Im übrigen gelten für die 
Voraussetzungen, die Überwachung, die Dauer, 
die Verlängerung und die Beendigung der 
Eintragung von Gruppensorten, den Sorten- 
namen solcher Sorten und das Verfahren die 
Bestimmungen des Ersten Teils des Gesetzes 
sinngemäß. 

(3) Die bisher zugelassenen Ringsorten 
gelten nach Maßgabe der Ringsatzurig als ge- 
meinschaftlich gezüchtet. 

S 64 

Nachbauerlaubnis für bereits zugelassene 
Kartoffelsorten 

Bei geschützten Kartoffelsorten, die beim 
Inkrafttreten dieses Gesetzes nach der Grund- 
regel für die Zulassung von Sorten in der 
Fassung der Verordnung vom 16. Februar 
1950 (Bundesanzeiger Nr. 36 S. 1) zuge- 
lassen sind, und deren Nachbausaatgut in den 
Verkehr gelangt ist, gilt die Nachbauerlaubnis 
des Sorteninhabers nach § 13 Absatz 1 als 
erteilt. Der Nachbauer hat an den Sorten- 
inhaber für anerkanntes Saatgut ein Entgelt 
zu entrichten. § 13 Absätze 3 bis 7 ist ent- 
sprechend anzuwenden. 

§ 65 

Sorten vertriebener Züchter 

Vermag ein Sorteninhaber deutscher Staats- 
oder Volkszugehörigkeit, dessen Zuchtbetrieb 
vor dem 8. Mai 1945 außerhalb des Geltungs- 
bereichs des Gesetzes lag, innerhalb 3 Jahren 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes in^Bezug 
auf eine in seinem früheren Saatgutbetrieb ge- 
züchtete, vor dem 8. Mai 1945 zugelassene 
Sorte die ihm wegen der Sortenbeurteilung 
obliegenden Verpflichtungen nicht oder nicht 
vollständig zu erfüllen, so erwachsen ihm hier- 
aus keine Rechtsnachteile. 

§ 66 

Änderung des Warenzeichengesetzes 

Das Warenzeichengesetz vom 5. Mai 1936 
(RGBl. II S. 134) wird wie folgt ergänzt: 


1. § 4 Absatz 2 erhält folgende Nummer 6; 
„6. die mit einem früher zur Sortenrolle 
des Bundessortenamtes angemeldeten und 
dort eingetragenen Sortennamen der Sorte 
eines Dritten übereinstimmen.“ 

2 § 4 Absatz 4 erhält folgenden Satz 3; 
„Die Vorschrift der Nummer 6 gilt in- 
soweit nicht, als die Waren, für die das 
Zeichen angemeldet ist, weder gleich noch 
gleichartig mit denen sind, für die der 
Sortenname eingetragen ist.“ 

§ 67 

Übernahme der Aufgaben des Bundes- 
sortenamtes für Nutzpflanzen 

Das Bundessortenamt übernimmt die Auf- 
gaben des Bundessortenamtes für Nutzpflan- 
zen. Dieses wird mit der Übernahme seiner 
Aufgaben durch das Bundessortenamt auf- 
gelöst. 

§ 68 

Erstreckung auf Berlin 

Dieses Gesetz und die auf Grund des Ge- 
setzes vom Bundesminister erlassenen Redits- 
verordnungen gelten auch in Berlin, soweit 
das Land Berlin die Anwendung dieses Ge- 
setzes für Berlin beschließt. 

§ 69 

Inkrafttretung des Gesetzes 

(1) Dieses Gesetz tritt am 

in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt treten 
außer Kraft 

1. die Verordnung über Saatgut vom26. März 

1934 (RGBl. I S. 248), ^ 

2. die Grundregel für die Zulassung von 
Sorten in der Fassung der Verordnung 
vom 16. Februar 1950 (Bundesanzeiger 
Nr. 36 S. 1), 

3. die Verordnung über den Verkehr mit 
landwirtschaftlichem Saatgut und Gemüse- 
saatgut vom 2. Februar 1951 (Bundes- 
anzeiger Nr. 33 S. 1). 
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L Getreide 
Roggen 
Weizen 


Gerste 

Hafer 

Mais 

IL Hackfrüdite 
Kartoffeln 
Topinambur 
Runkelrüben 
Zuckerrüben 

Kohlrüben 

Futtermöhren 

IIL Bpguminosen 
Erbsen 

Ackerbohnen 

Lupinen 


Linsen 

Sojabohnen 


Anlage 

(§ 2 Absatz 1 Buchstabe c)« 

Artenverzeichnis 

A. Landwirtschaftliche Kulturarten: 


Familie Gram ine 
Winter-, Sommer- 
Winter-, Sommer- u, 

Wechsel 

Binkelw. Zwergw. 
Gewöhnlicher Weizen 
Glas-, Hart- u. Gerstweizen 
SpeU-, Dinkel-, Veesen- 
weizen 

Winter-, Sommer- 

Hartmais 

Reismais 

Zflhnmais 

Zuckermais 

a) Familie Solana ccac 

b) Familie Compositac 

c) Familie Chenopodiacac 


d) Familie Crucifcrac 
c) Familie Umbcllifcrac 

Familie Papilionaceac 
T rockenspeiseerbsen 
Ackererbsen (Futtererbsen) 


(alkaloidfreie oder -arme) 
Gelbe Lupinen 
Blaue Lupinen 
(bittere, alkaloidfrcie oder 
-arme) 

Weißlupine 


Secale cereale L, 

Triticum compactum Host, 

Triticum acstivum L. 
Triticum durum Desf, 

Triticum spelta L. 

Hordeum vulgare L. 

Avena sativa L. 

Zea mays vulgaris Kck. 

Zea mays microsperma Kck. 
Zea mays dentiformis Kck. 
Zea mays sacharata Kck. 

Solanum tuberosum L. 

Helianthus tuberosus L. 

Beta vulgaris L. 
ssp. esculenta 
Beta vulgaris altissima 
Rössig 

Brassica hapus L. 
var. napobrassica 

Daucus carota L. sativum 
Hoffm. 

Pisum sativum L. 

Pisum arvensc L. 

Vicia faba L. equina Alcf. 
(var minor Alef, subv. 
Columbina Kck.) 

Lupinus luteus L. 

Lupinus angustifolius L. 

Lupinus albus L. 

Lens culinaris Mcdic. 
Glycine soja (L) 

Sieb, et Zucc. 



rV. Ölpflanzen 

Raps 

a) Familie Crucirerae 
Winter-, Sommer- 

Brassica napus L. 

Rübsen 

Winter-, Sommer- 

var. arvensis (Lam.) 

Thell. 

Brassica rapa L. var. silvestris 

Senf 

Schwarzer 

(Lam.) et Ley 

Brassica nigra (L.) Koch 


Weißer 

Sinapls alba L. 


b) Familie Papaveraceae 


Mohn 


Papaver somniferum L. 

Saflor 

c) Familie Compositae 

Carthamus tincotorius L. 

V. Gespinstpflanzen 

a) Familie Linaceae 


Lein 


Linum usitatlssimum L. 

Hanf 

b) Familie Moraceae 

Cannabis sativa L. 

VI. Futterpflanzen 

1 . Gräser 

Familie Gramineae 


Deutsches Weidelgras 


Lolium perenne L. 

Rotschwingel 


Festuca rubra L. 

Fruchtbare Rispe 


Poa palustris L, 

Straußgras weißes 


Agrostis gigantea Roth 

mittleres 


Agrostis intermedia C. A. 

Wiesenrispe 


Weber 

Poa pratensis L. 

Beckmannia 


Beckmannia eruciformis 

Glatthafer 


Host. 

Goldhafer 


Arrhenatherum elatius L. 

J. et C. Presl 

Trisetum flavescens (L) P.B. 

Knaulgras 


Dactylis glomerata L. 

Oldenburger 


Lolium multiflorum Lam. 

Weidelgras 


perenne 

Rohrglanzgras 


Phalarls arundinacea L. 

Wehrlose Trespe 


Bromus inermis Leyss 

Welsches Weidel- 


Lolium multiflorum Lam. 

gras 

Einjähriges Weidel- 


Lolium multiflorum Lam. 

gras 


var, westerwoldicum. 

Wiesenfuchsschwanz 


Alopecurus pratensis L. 

Wiesenlieschgras 


Phleum pratense L. 

Wiesenschwingel 


Festuca pratensis Huds. 

2. Kleegarten 

Familie Papilionaceae 


Luzerne 

Bastard 

Medicago varia Martyn 


Edite blaue 

Medicago sativa L. 
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Rotklee 


Trifolium pratense L. 

Gelbklee 


Medicago lupulina L. 

Hornschotenklee 


Lotus corniculatus L. 

Inkarnatklee 


Trifolium incarnatum L. 

Sumpf Schot enklee 


Lotus uliginosus Schkuhr 

Schwedenklee 


Trifolium hybridum L. 

(Bastardklee) 

Weißklee 


Trifolium repens L. 

Sonstige Futter- 
pflanzen 


a) Familie Papilionaceae 


Esparsette 


Onobrydiis viciaefolia Scop. 
ssp. sativa (Lam*) Thell. 

Serradella 


Ornithopus sativus Brot. 

Wicken 

Winter-, Sommer- 



Pannonische Wicke 

Vicia pannonica Cr. 


Saatwicke 

Vicia sativa L. 


Wicklinse 

s. Saatwicke 


Zottelwicke 

Vicia vlllosa Roth. 

Platterbse 

purpurblühende, 

Lathyrus tingitanus L. 


gewöhnliche 

b) Familie Cruciferae 

Lathyrus sativus L. 

Futterkohl 


Brassica oleracae L. var. 
acephala DC. subvar, 
plana Peterm. 

Futterraps-u, 

Rübsen 


(s. Raps und Rübsen) 

Futtersenf 


(s. Senf) 

ölrettidi 

c) Familie Cucurbitaceae 

Raphanus sativus L. oleifer 
DC. 

Ölkürbis 

d) Familie Craihineae 

Cucurbita pepo L. u. C. 
maxima Duches 

Hirsen 

Klumphirse \ 

Panicum miliaceum L. var. 


Rispenhirse / 

contractum Alef 


Kurzborstige Große \ 

Setaria italica (L) Pal. 


Kolbenhirse / 

Beauv. Maxima Alef. 


Kolbenhirse 

e) Familie Compositae 

Setaria italica (L) Pal. 
Beauv. var. rubra (Kck) 
Hubbard. 

Sonnenblumen 

f) Familie Polygonaceae 

Helianthus annuus L. 

Buchweizen 


Fagopyrum saglttatum 
Gelib. 
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VIL Sonderkulturen 


a) Familie Moraceae 


Hopfen 


Humulus lupulus L. 

Korbweiden 

b) Familie Salicaceae 

Hanfweide 

Purpurweide 

Bandstock weide 

Mandelweide 
gelbe Dotterweide 

Rotweide 

Amerikanische Weide 

Salix viminalls L. 

Salix purpurea L. 

Salix dasyclados Wimm. 
Salix triandra L. 

Salix vitellina L. 

Salix rubra Huds. 

Salix americana Hort. 

Reben 

c) Familie Vitaceae 

Ertragsrebe 

Unterlagen 

Vitls vinifera L. 

Vitis vulpina Mich. 

Vitis rupestris Scheele 
Vitis cordifolia Michaux 
Vitis berlandieri Planchon 
Vitis longli Prince 

Vitis monticola Host. 

Tabak -Arten 

d) Familie Solanaceae 

Nicotiana tabacum L. 
und andere 


B. Gartenbauliche Arten; 


I. Gemüsearten: 

U Wurzelgemüse 
Möhren 
Knollensellerie 
Wurzelpetersilie 
Herbstrüben 
Mai“ u. Speiserübe 
Radies 
Rettich 

Schwarzwurzel 
Rote Rübe 

2. Gemüse-Hülsenfrüdite 

Buschbohne 

Stangenbohne 

Prunkbohne 

Puffbohne 

Erbse (Schal-, Mark-, Zucker- 
erbse) 


Daucus carota L. 

Apium graveolens L. 

Petroselinum hortense Hoffm. var. tuberosum 
Brassica rapa L. var. rapa (L) Thell. 

Braclssa rapa var. esculanta ssp. majalis 
Raphanus sativus var. radicula DG 
Raphanus sativus var. major A. 

Scorzonera hispanica L. 

Beta vulgaris L. ssp, esculanta 


Phaseolus vulgaris L, var. nanus 
Phaseolus vulgaris L. var. communis 
Phaseolus coccineus L. 

Vicia faba I var. major 

Pisum sativum L. einschl. PIsum arvense L. 
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3. Gemüse mit fleischigen Früchten 

Gurken (Haus-, Kasten-, Frei- 
landgurke) 

T Ornaten (Stab-, Busditomate) 

4. Blatt- und Stielgemüse 

Kopfsalat (Treib-, Früh-, Som- 
mer-Wintersalat) 

Pflücksalat 

Schnittsalat 

Sommerendivie 

Winterendivie 

Feldsalat 

Mangold 

Spinat 

Sdinittpetersilie 

5. Rohlgemüse 
Blätterkohl 
Blumenkohl 
Chinesisdier Kohl 
Kohlrabi (Treib-, Freiland- 

Kohlrabi) 

Rosenkohl 

Rotkohl 

Weißkohl 

Wirsingkohl 

6. Zwiebelgemüse 
Porree 
Schalotten 
Zwiebel 

II. Heil- und Gewürzpflanzen 

Bohnenkraut 

Majoran 

Minze 

Kerbel 

Kümmel 

III. Beerenobst 

Erdbeeren, großfrüchtige Erdbeere 
Monatserdbeere 

Johannisbeere, Rote und Weiße 

Schwarze 

Stachelbeere 

Himbeere 

Brombeere 


Cucumis sativus 
Solanum lycopersicum L. 

Lactuca sativa L. vaf. capitata L. 

Lactuca sativa L. var. acephala Alef. 

Lactuca sativa L. var. longifolia 
Lactuca sativa L. var. romana 
Cichorium endivia L. 

Valeriänelle olitoria (L) Poll. 

Beta vulgaris L. ssp. cicia 
Spinacia oleracea L. 

Petroselinum hortense Hoffm. var. foliosuni 

Brassica oleracea L. var. acephala 
Brassica oleracea L. var. botrytis 
Brassica napus L. var. chlnensis 
Brassica oleracea L. var. gongylodes 

Brassica oleracea L. vai. gemmifera 
Brassica oleracea L. var. capitata rubra 
Brassica oleracea L. var. capitata alba 
Brassica oleracea L. var. sabauda 

Allium porrum L. 

Allium ascalonicum L. 

Allium cepa L. 

Satureja hortensis (L) 

Majorana hortensis Moench 
Mentha (spec.) 

Anthriscus cerefolium Hoffm. 

Carum carvi L. 

Fragaria grandiflora Ehrh, 

Fiagaria vesca var. semperfloreus 

Ribes vulgare Lam. 

Ribes nabrum 
Ribes petraeum Wulf. 

Ribes nigrum L. 

Ribes grossularia L. 

Rubus idacus L. 

Rubus fruticosus L. 
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Begründung 


A 

Allgemeines 

1 . 

Die geltende, auf der Verordnung für Saatgut 
vom 26. März 1934 (RGBl. I S. 248) be- 
ruhende Ordnung des Saatgutwesens hat zum 
Ziel, die Qualität des Saatgutes von Nutz- 
pflanzen der landeskulturell wichtigen Arten 
sicherzustellen und zu heben. Diesem Zweck 
dient die Grundregel für die Zulassung von 
Sorten vom 24. November 1936 in der 
Fassung vom 16. Februar 1950 (Bundes- 
anzeiger Nr. 36), auf Grund deren Zuchtsorten 
nach Prüfung der Selbständigkeit und des Wer- 
tes der Sorte für die Landeskultur zugelassen 
werden, ferner die Anerkennungsgrundregeln, 
insbesondere die Grundregel für die An- 
erkennung landwirtschaftlicher Saaten vom 
7. März 1938 in der Fassung vom 21. Juni 
1948 (Amtsbl. ELF S. 279) und die Grund- 
regel über die Anerkennung von Gemüse- 
saaten vom 10. November 1938 (RNVbL 
S. 619), die über die Grundsätze der An- 
erkennung von Saaten und Saatgut Bestim- 
mung treffen, und schließlich die Verordnung 
über den Verkehr mit landwirtschaftlichem 
Saatgut und Gemüsesaatgut vom 2. Februar 
1951 (Bundesanzeiger Nr. 33), nach der bei 
diesen Saatgutarten der Verkehr mit anderem 
als anerkanntem oder als Handelssaatgut zu- 
gelassenem Saatgut verboten ist. 

Die Rechtsgrundlagen dieses Saatgutkontroll- 
systems befriedigen aus verschiedenen Gründen 
nicht mehr. Einerseits werden gegen die An- 
wendbarkeit einzelner Ermächtigungen der 
Verordnung über Saatgut vom 26. März 1934 
— im folgenden Saatgutverordnpng 1934 ge- 
nannt — wegen der Allgemeinheit ihrer 
Fassung im Hinblick auf Artikel 129 Absatz 3 
des Grundgesetzes rechtliche Bedenken er- 
hoben mit der Folge, daß selbst notwendige 
Anpassungen einzelner, auf die Sorten- 
zulassung oder Saatgutanerkennung bezüg- 
licher Vorschriften an die sich wandelnden Be- 
dürfnisse erschwert erscheinen. Andererseits 
sind neue Rechtsetzungsbedürfnisse hervor- 
getreten, Insbesondere auf dem Gebiete der 
Erzeugung von Saatgut (u. a. Ermöglichung 


der Erklärung von Gebieten zu geschlossenen 
Anbaugebieten von Fremdbefruchtern— § 57), 
auf dem Gebiete des Verkehrs mit Saatgut 
(u. a. Kennzeichnung von landwirtschaftlichem 
Saatgut und Gemüsesaatgut — § 52) sowie in 
Beziehung auf das Ausland (§§ 47, 48, 58). 
Die Schaffung einer neuen gesetzlichen Grund- 
lage für das Saatgutwesen erscheint hiernach 
als unabweislich. 

Damit erhob sich die Frage, ob das vom 
Reichsnährstand eingeführte Saatgutkontroll- 
system noch als zeitgemäß und zweckmäßig 
anzuerkennen sei. Wissenschaft und Praxis 
haben sich fast einhellig für die Beibehaltung 
dieses Systems ausgesprochen, und zwar vor 
allem wegen der in ihm liegenden Garantien 
für den letzten Erzeuger — Bauer, Gärtner — , 
die im Hinblick auf die praktische Nicht- 
erkennbarkeit der Inneren Saatguteigenschaf- 
ten landeskulturell besonders bedeutsam sind. 
Die Grundsätze der geltenden Regelungen sind 
daher auch in den vorliegenden Entwurf über- 
nommen (Zweiter Teil des Gesetzes). 

2 . 

Die durch Züchtung gewonnene Sorte bildet auch 
nach dem Entwurf ein tragendes Element der 
Regelung des Saatgutwesens (vgl. in Bezug auf 
landwirtschaftliches Saatgut und Gemüsesaat- 
gut § 40 Absatz 6 und § 38). Die Züchtung 
einer Sorte hat jedoch nicht nur eine er- 
zeugungspolitische, sondern auch eine urheber- 
rechtliche Seite, wie die unbestrittene Ver- 
wandtschaft der züchterischen Leistung mit 
der erfinderischen Leistung deutlich macht. 
Die Annahme liegt nahe, daß das geltende 
Recht, insbesondere das Patentrecht, zur Lö- 
sung des hiermit aufgeworfenen schutzrecht- 
lichen Problems ausreichend sei. Trotz einiger 
vom Reichspatentamt zugelassener Bekannt- 
machungen der Anmeldung von Pflanzen- 
züchtungspatenten nach § 30 des Patent- 
gesetzes — diese Entscheidungen sind nicht 
ohne Kritik geblieben — geht die allgemeine 
Auffassung dahin, daß Pflanzenzüchtungen 
nur in den seltensten Fällen den auf dem 
Boden technischer Erfindungen erwachsenen 
Anforderungen des Patentrechtes an die 
Patentfähigkeit genügen werden, zumal den 
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Anforderungen an die Wiederholbarkeit des 
erfinderischen Verfahrens mit stets gleichem 
Ergebnis („Reproduzierbarkeit"), an den durch 
die Erfindung erzielten technischen Fortschritt 
und an die erfinderische Höhe. Es ist ferner zu 
beachten, daß nach § 1 Absatz 2 Nr. 2 des 
Patentgesetzes die Erteilung von Erzeugnis- 
patenten für Erfindungen von Nahrungs-, 
Genuß- und Arzneimitteln nicht statthaft ist 
und daß hiernach für Züchtungen von Nah- 
rungs-, Genuß- und Arzneipflanzen nur Ver- 
fahrenspatente in Betracht kommen könnten, 
deren Wirkung nach § 6 Satz 2 des Patent- 
gesetzes auf die durch das patentierte Ver- 
fahren unmittelbar hergestellten Erzeugnisse 
beschränkt ist. Gerade aber auf das Gebiet 
der Nahrungspflanzen — Roggen, Weizen, 
Kartoffeln — beziehen sich vorzugsweise die 
Leistungen der deutschen Züchter. 

Es kommt hinzu, daß die Aktivierung der 
Patentwirkungen wegen ihrer praktischen 
Ünbegrenztheit geeignet wäre, bei landes- 
kulturell wichtigen Pflanzenarten in Bezug auf 
die Rechtslage der Letzterzeuger — Bauern, 
Gärtner — und die Pflanzenzüchtung agrar- 
und erzeugungspolitische Folgen von großer 
Tragweite zu zeitigen. Schließlich war nicht 
zu übersehen, dal^ das Ausland die Zulässig- 
keit und Zweckmäßigkeit der Patentierung 
von Pflanzenzüchtungen zurückhaltend zu be- 
urteilen scheint, wie dies insbesondere in der 
Art der Ergänzung des Patentgesetzes der Ver- 
einigten Staaten von Amerika — Beschrän- 
kung der Patentierungsmöglichkeit von Pflan- 
zenzüchtungen auf vegetativ vermehrbare 
Sorten ohne Knollen — und in der Stellung- 
nahme des Schweizer Bundesrates in seiner 
Botschaft vom 25. April 1950 an die Bundes- 
versammlüng über die Revision des Bundes- 
gesetzes betreffend die Erfindungspatente 
(S. 21 bis 24) zum Ausdruck kommt. 

Die Brauchbarkeit des Patentrechtes für 
Pflanzenzüchtungen ist während der Be- 
arbeitung des Entwurfes eingehend erörtert 
worden. Dabei ergab sich, daß das Verlangen 
der Pflanzenzüchter nach einem besonderen 
Schutzrecht für wertvolle Neuzüchtungen 
wegen der mangelnden Eignung des Patent- 
rechtes als gerechtfertigt anzuerkennen ist. 

3 . 

Bei der Ausgestaltung des Inhaltes des Sorten- 
schutzes wird im Entwurf davon ausgegangen, 
daß die Parallelität zwischen der gewerblichen 
Erfindung einerseits und der Züchtung einer 
neuen wertvollen Pflanzensorte andererseits 


eine ausreichende Begründung dafür bietet, 
eil? Schutzrecht von komplexem Charakter 
nach Art des Patentes vorzusehen, nicht also 
nur Einzelschutzmaßnahmen, z. B. durch Ge- 
währung besonderer Kennzeichnungsbefug- 
nisse für den Züchter. Ähnlich wie das Patent- 
gesetz enthält daher der Entwurf materiell- 
rechtliche Regelungen, insbesondere in Bezug 
auf die Voraussetzungen, die Wirkungen und 
die Beendigung des Sortenschutzes, und über- 
dies Regelungen organisations- und ver- 
fahrensmäßiger Art im Zusammenhang mit 
der Erteilung des Sortenschutzes. 

Bei den materiellen Regelungen handelt es sich 
zunächst darum, im Vergleich zum Patent- 
gesetz die Voraussetzungen des Sortenschutzes 
zu ei'leichtern (vgl. 4 a). Bei der Bestimmung 
des Inhaltes des neuen Schutzrechtes war eine 
Lösung zu finden, welche die privatrechtlichen 
Züchterinteressen mit den Interessen der 
Saatgutbezieher einerseits und denjenigen der 
Allgemeinheit andererseits in Einklang bringt, 
a) Es bestand zwar von vornherein Über- 
einstimmung darüber, daß als Gegenstand 
des Sortenschutzes ausschließlich in Be- 
tracht kommen das Saatgut (§ 37 Nr. 1) 
— nicht also andere Pflanzenteile — und 
die Benutzung des Saatgutes zur Erzeu- 
gung und zum Vertrieb — nicht also zum 
sonstigen Gebrauch. Für den Pflanzen- 
züchter ist aber ein solches Schutzrecht nur 
von Wert, wenn es sich auch auf die im 
Wege der Erhaltungszüchtung oder der son- 
stigen Vermehrung gewonnenen Pflanzen 
bzw. das von diesen erzeugte Saatgut er- 
strecht. Dies würde jedoch bei konsequenter 
Durchführung zur Folge haben, daß die Er- 
zeugung aus Saatgut einer geschützten Sorte 
und der Vertrieb des hierdurch gewonne- 
nen Erntegutes den Verbietungsr echten 
aus dem Sortenschutz auch dann unter- 
worfen sind, wenn es sich um Erntegut 
handelt, das zur Erzeugung von Saatgut 
für den eigenen Betrieb oder wenn es zum 
Konsum bestimmt ist. Es ergäbe sich also 
eine Rechtslage, wie sie nach überwiegen- 
der Meinung im Falle der Erteilung von 
Erzeugnispatenten für Pflanzenzüchtungen 
cintreten würde. Diese Wirkungen waren 
wegen der mit ihnen verbundenen psycho- 
logischen Beunruhigung und der von ihn^n 
zu erwartenden Rechtsunsicherheit, zumal 
im Bereiche der Landwirtschaft, zu ver- 
meiden. Dabei erwies sich als brauch- 
bares Kriterium der Gesichtspunkt der 
Wettbewerbs Wirkung für den Pflanzen- 
züchter, denn insoweit nicht ein Wett- 
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bewerb stattfindet, ist eine reditspolitisdie 
Rechtfertigung dea? Sortensdiutzes kaum 
ersichtlich. Demgemäß unterscheidet der 
Entwurf zwischen dem wirtschaftlichen 
Bereich, in welchem der Züchter durch Er- 
zeugung oder Vertrieb von Saatgut einer 
für ihn geschützten Sorte, gleichviel wel- 
cher Anbaustufe, ein gewerbsmäßiger 
Wettbewerb bereitet wird, und dem Be- 
reich, in welchem dies nicht der Fall ist. 
Nur im Wettbewerbsbereich soll der Sor- 
tenschutz zur Wirkung kommen. Im an- 
deren Falle — dies gilt insbesondere für 
die breite Saat gut Verbraucher Schaft der 
letzten Erzeuger — sollen aus dem Sorten- 
schutz keine rechtlichen und möglichst ge- 
ringe wirtschaftliche Belastungen ent- 
stehen. 

Demgemäß enthält § 6 Absatz 1 den 
Grundsatz, daß die Erzeugung und das 
Vertreiben von Saatgut einer geschützten 
Sorte nur insoweit in den Bereidi der Ver- 
bietungs- und Ausschließungsrechte des 
Sorteninhabers fällt, als diese Saatgut- 
benutzung „zum Zwecke gewerbsmäßigen 
Saatgutvertriebs“ vorgenommen wird. 
Diese Voraussetzung trifft insbesondere 
auf den Saatgutnachbauer und den Saat- 
guthändler zu, fehlt aber bei der breiten 
Saatgutverbraucherschaft der letzten Er- 
zeugungsstufe. 

b) An der Ausgestaltung der privatrecht- 
lichen Befugnisse aus dem Sortenschutz 
ist die Allgemeinheit in erheblichem Maße 
interessiert, und zwar nicht nur, weil die 
Schaffung eines Schutzrechtes zu höheren 
Leistungen anzuspornen pflegt dank der 
hierdurch eintretenden Verbesserung der 
rechtlichen Voraussetzungen der wirt- 
schaftlichen Tätigkeit. Vielmehr richtet 
sich das Interesse der Allgemeinheit auch 
auf die Gestaltung der Voraussetzungen 
und Wirkungen des Sortenschutzes. 

aa) Was die Voraussetzungen des Sorten- 
schutzes anlangt, so ist es für die All- 
gemeinheit nicht unwesentlich, ob bei 
Züchtungen von Nutzpflanzen bereits 
die Neuheit und Beständigkeit der 
Sorte genügen sollen oder ob darüber 
hinaus ein landeskultureller Wert der 
Sorte erforderlich ist. Schon die Prü- 
fung einer Sorte auf ihre Neuheit und' 
Beständigkeit veranlaßt erhebliche 
Aufwendungen. Nach den Erfahrun- 
gen, die sich bei der Zulassung von 
Sorten ergaben, ist es kaum zweifel- 


haft, daß die öffentliche Hand nicht 
v^ird vermeiden können, sich an die- 
sen Aufwendungen zu beteiligen. Eine 
solche Beteiligung kann aber der All- 
gemeinheit nicht zugemutet werden, 
wenn ein landeskultureller Wert der 
angemeldeten Nutzpflanzenzüchtung 
nidbt in Betracht kommt. Das Inter- 
esse der Allgemeinheit geht vielmehr 
dahin, daß bei Nutzpflanzen der 
Sortenschutz nur unter der Voraus- 
setzung erteilt wird, daß die Sorte 
landeskulturellen Wert besitzt. 

Dem entspricht der Entwurf (§ 2 
Absatz 1 Nr. 2). In ihm ist darüber 
hinaus vorgesehen, daß die Aufrecht- 
erhaltung des Sortenschutzes davon 
abhängt, daß die Sorte nicht ihren 
landeskulturellen Wert verliert (§ 12 
Absatz 2 Nr. 3). Diese materiell- 
rechtliche Regelung des Sortenschutzes 
gestattet eine Vereinfachung des Ge- 
samtverfahrens dahin, daß das Sorten- 
schutzerteilungsverfahren die Sorten- 
auslesefunktion des geltenden Sorten- 
zulassungsverfahrens mit übernimmt. 
An dieser Verfahrensvereinfachung 
ist nicht nur der Pflanzenzüchter, 
sondern auch die Allgemeinheit inter- 
essiert. 

bb) Hinsichtlich der Wirkungen des 
Sortenschutzes war der „Nachbau- 
frage“ besondere Aufmerksamkeit zu 
schenken. Nach der geltenden Rege- 
lung darf neben dem aus dem Be- 
triebe des Züchters stammenden Hoch- 
zuchtsaatgut nur ausnahmsweise — 
zur Zeit im wesentlichen nur bei der 
Kartoffel — auch Nachbausaatgut 
anerkannt und in Verkehr gebracht 
werden. Der Nachbauer hat an den 
Züchter ein Entgelt zu entrichten, 
dessen Sätze der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten festlegt. Im übrigen ist die Er- 
zeugung von Nachbausaatgut privat- 
rechtlich frei. Die geltende Öffentlich- 
rechtliche Regelung soll auch in das 
Gesetz übernommen werden (§ 40 
Absatz 4 Satz 2). Angesichts der Er- 
streckung der Verbietungsr echte aus 
dem Softenschutz auch auf den Saat- 
gutnachbau ist daher die Rechtslage 
für den Fall klarzustellen, daß eine 
Kollision zwischen einer öffentlich- 
rechtlichen Regelung, die den Saat- 
gutnachbau ausdrücklich zuläßt, und 
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einer Handhabung der privatredit- 
lidien Befugnisse aus dem Sorten- 
sdiutz eintritt, welche den Saatgut- 
nachbau erschwert oder verhindert. 
Der Entwurf sieht ein zwangslizenz- 
ähnliches Verfahren vor, auf Grund 
dessen der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten im 
öffentlichen Interesse eine Nachbau- 
zwangserlaubnis erteilt und damit die 
Zustimmung des Inhabers der ge- 
schützten Sorte für die Erzeugung 
und das Vertreiben des Saatgutes im 
Inland überflüssig machen kann 
(§ 13, vgl. auch § 64). 
cc) Der Sortenschutz soll sich, wie er- 
wähnt, nur auf die Erzeugung und 
das Vertreiben, nicht aber auf die 
sonstige Benutzung von Saatgut er- 
strechen. Hiermit wird einem wei- 
teren Interesse der Allgemeinheit 
daran Genüge getan, daß die sonst 
unvermeidlich werdenden Sorten- 
schutzabhängigkeiten nicht zur Ent- 
stehung kommen, die wegen der plas- 
matischen Verflechtung der Pflanzen- 
züchtungen und im Hinblick auf 
die Notwendigkeit des Sortenschutzes 
bei Sorten landwirtschaftlicher und 
gemüsebaulicher Arten (§ 40 Ab- 
satz 6) einen auf dem Gebiete der 
gewerblichen Erfindung kaum in Be- 
tracht kommenden Umfang an- 
nehmen würden. 

Nach allem ist das Hauptmotiv für 
die Schaffung des Sortenschutzes die 
rechtliche Schutzbedürftigkeit von 
Züchtungen wertvoller Pflanzen- 
sorten und die mangelnde Eignung 
des geltenden Rechtes, diesen Schutz 
zu gewähren; was aber den Inhalt 
des Sortensdiutzes anlangt, so ist das 
Ziel ein seiner Art nach dem Patent 
angenähertes, jedoch der Eigenart der 
Pflanze als eines organischen Erzeug- 
nisses angemessenes Schutzrecht aus- 
zubilden unter Abstimmung der pri- 
vatrechtlichen Interessen der Pflan- 
zenzüchter, der Saatgutverbraucher 
und der Allgemeinheit. 

4. 

Die den Sortenschutz kennzeichnenden 

Punkte sind folgende: 

a) Für die Erteilung des Sortenschutzes ist es 
ausreichend, daß die Sorte durch Züchtung 


gewonnen, von anderen Sorten der glei- 
chen Art hinreichend unterscheidbar („neu“ 
'im Sinne des Gesetzes), beständig, bei 
Nutzpflanzen landeskulturell wertvoll und 
einer Art zugehörig ist, die im Artenver- 
zeichnis aufgeführt ist (§ 2 Absatz 1 Nrn. 

1 bis 3, § 3 Absatz 2). 
b) Die Wirkungen des Sortenschutzes be- 
schränken sich auf die Erzeugung und das 
Vertreiben des Saatgutes mit der Maß- 
gabe, daß nur eine zum Zwecke gewerbs- 
mäßigen Saatgutvertriebes erfolgende Er- 
zeugung und Inverkehrbringung von Saat- 
gut in Betracht kommt (§ 6 Absatz 1). Die 
Ausschließungs- und Ver bietungsrechte des 
Inhabers einer geschützten Sorte beziehen 
sich nicht auf einen sonstigen Gebrauch 
des Saatgutes. Der letzte Erzeuger, aber 
auch die Entwicklung der Züchtung blei- 
ben also von den Wirkungen des Sorten- 
schutzes frei. 

Der Sortenschutz erstreckt sich unter den 
angegebenen Voraussetzungen auf Saatgut 
aller Anbaustufen (§ 6 Absatz 1). Dabei 
ist aber zu beachten, daß auch für ihn der 
in der patentrechtlichen und warenzeichen- 
rechtlichen Rechtsprechung entwickelte Ge- 
sichtspunkt der „Rechtser Schöpfung“ gilt. 
Dies bedeutet, daß der Rechtsinhaber 
(Patentinhaber, Warenzeichenrechtsinhaber, 
Inhaber einer geschützten Sorte) bestimmte 
Befugnisse aus dem Schutzrecht ln bezug 
auf den geschützten Gegenstand verliert, 
wenn er ihn in Verkehr bringt. Auch der 
Dritterwerber eines vom Patentinhaber in 
Verkehr gebrachten Gegenstandes kann 
hiernach den patentierten Gegenstand 
weiterveräußern und gebrauchen, ohne 
hierfür die Zustimmung des Patentinhabers 
notwendig zu haben. Das gleiche gilt für 
vom Inhaber einer geschützten Sorte in 
Verkehr gebrachtes Saatgut (z. B. Hoch- 
zuchtsaatgut). Hier sieht der Entwurf zu- 
gunsten des Inhabers einer geschützten 
Sorte eine Einschränkung der Wirkungen 
der Rechtserschöpfung und die Klar- 
stellung einer Zweifelsfrage vor. Die 
Rechtserschöpfung soll wirkungslos sein, . 
wenn Saatgut aus dem Bundesgebiet ver- 
bracht werden soll (§ 6 Absatz 3), so daß 
für den Saatgutexport eine besondere Zu- 
stimmung des Inhabers der geschützten 
Sorte erforderlich sein soll. 

Darüber hinaus soll sich die Rechts- 
erschöpfung im Zweifel nicht auf die 
Erzeugung von Saatgut zum Zwecke 
gewerbsmäßigen Saatgutvertriebs er- 
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Strecken (§ 6 Absatz 2). Ohne diese 
ausdrückliche Bestimmung könnte es 
zweifelhaft sein, ob sich die Rechts- 
erschöpfung nicht auch auf eine solche 
Saatguterzeugung erstreckt. 

c) Die Dauer des Sortenschutzes ist auf 
18 Jahre bemessen (§11 Absatz 1). Der 
Sortenschutz von Nutzpflanzen kann im 
landeskulturellen Interesse verlängert wer- 
den (§11 Absatz, 2). 

d) Der Sortenschutz kann schon vor seinem 
Ablauf aufgehoben werden, wenn die ge- 
schützte Sorte ihre Eigenschaften, bei 
Nutzpflanzen auch ihren landeskulturellen 
Wert, verliert (§ 12 Absatz 2 Nrn. 2 und 3, 
vgl, auch für Auslandssorten Nr. 4), oder 
wenn der Sorteninhaber seinen Verpflich- 
tungen zur Erhaltung der Sorte oder in 
bezug auf die Überwachung der Sorte 
nicht genügt oder eine Auflage nicht er- 
füllt (§ 12 Absatz 3 Nrn. 1 und 2). 

c) In bezug auf den Saatgutnachbau können 
die Wirkungen des Sortenschutzes im 
öffentlichen Interesse aufgehoben werden 
(Nachbauzwangserlaubnis nach § 13). 

5. 

Zu den materiellen Bestimmungen des Sorten- 
schutzes können aber auch diejenigen Rege- 
lungen gerechnet w:erden, welche den Sorten- 
namen, die Schriftform von Sortenübertra- 
gungsverträgen und die Erteilung des Sorten- 
schutzes für ausländische Sorten zum Gegen- 
stand haben. 

a) Der Sortenname ist ein Warenname, der 
nicht wie das Warenzeichen die Herkunft 
einer Ware aus einem bestimmten Betriebe 
garantiert; vielmehr dient er ausschließlich 
zur Kennzeichnung des neuen Züchtungs- 
produktes, unabhängig davon, ob die 
Sorte oder das Saatgut der Sorte aus dem 
Betrieb des Züchters oder aus einem an- 
deren Ketriebe, z. B. eines Saatgutnach- 
bauers, stammt. In § 7 sind daher nähere 
Bestimmungen über die Verwendung des 
Sortennamens einer geschützten Sorte ge- 
troffen. 

b) Eine neugezüchtete Sorte von Nutz- 
pflanzen stellt häufig eine wirtschaftliche 
Existenzgrundlage für den Züchter dar. 
Es erschien daher gerechtfertigt, im Ver- 
folg einer Anregung der Züchterverbände 
Rir Verträge, die auf die Übertragung 
einer schützbaren oder geschützten Sorte 
gerichtet sind, die Schriftform vorzu- 
schreiben, zumal gerade bei Verträgen 


dieser Art der aus der Schriftform fol- 
gende Zwang zur genauen Festlegung der 
Rechtsverhältnisse im Interesse des Rechts- 
verkehrs liegt (§§ 9 und 10). 

c) Die Behandlung ausländischer Sorten baut 
sich auf dem Grundsatz der Gegenseitig- 
keit auf. Bei Sorten von besonderem lan- 
deskulturellem Interesse kann hiervon ab- 
gesehen werden (§ 14). 

6 . 

Die organisations- und verfahrensrechtlichen 
Bestimmungen in bezug auf den Sortenschutz 
nehmen aus den gleichen Gründen, die für das 
Patentgesetz Geltung haben, im Ersten Teil 
des Gesetzes einen breiteren Raum ein. Sie 
sind in den Abschnitten II und III dieses Teils 
enthalten. Hiernach soll das Bundessortenamt 
als Bundesoberbehörde errichtet werden (§ 15 
Absatz 2). Für die Entscheidung über den 
Sortenschutz sollen im Bundessortenamt ge- 
bildete Sortenausschüsse zuständig sein, deren 
Mitglieder durch den Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten berufen 
werden (§§ 16 bis 18). Über geschützte Sorten 
ist wie über erteilte Patente beim Bundes- 
sortenamt eine Rolle, die Sortenrolle, zu 
führen (§ 23), ohne daß allerdings die Ein- 
tragung in die Sortenrolle für die Entstehung 
des Sortenschutzes Voraussetzung wäre (§ 29 
Absatz 2). (Für Eintragungen in den Fällen 
der §§ 61 und 63 ist die Führung eines zusätz- 
lichen Sortenverzeichnisses, des Besonderen 
Sortenverzeichnisses vorgesehen.) Die Ent- 
sdieidung des Bundessortenamtes — als solche 
gelten auch die Entscheidungen der Sortenaus- 
schüsse — sollen nur dem Einspruch unter- 
liegen (§ 32). Die Zulassung einer förmlichen 
Beschwerde an den Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten erschien 
wegen der fachlichen Besonderheit der Ent- 
scheidungen über den Sortenschutz untunlich. 
Die Entscheidungen über den Sortenschutz 
sind Verwaltungsentscheidungen und unter- 
liegen nach der allgemeinen Regelung der ver- 
waltungsgerichtlichen Nachprüfung der Lan- 
desverwaltungsgerichte. Wegen der grund- 
sätzlichen und allgemeinen Bedeutung solcher 
Entscheidungen für das Bundesgebiet und 
wegen der besonderen fachlichen Voraus- 
setzungen für ihre Findung soll jedoch über 
die entsprechenden Anfechtungsklagen das 
Bundesverwaltungsgericht in erster und letzter 
Instanz entscheiden (§ 32 Absatz 4), wie dies 
auch für die verwaltungsgerichtliche Nachprü- 
fung einer vom Bundesminister für Ernäh- 
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rung, Landwirtschaft und Forsten ausgespro- 
chenen Nadibauzwangserlaubnis vorgesehen 
ist (§ 13 Absatz 4). 

Die übrigen, auf die Zuständigkeitsverteilung 
beim Bundessortenamt (§§ 16, 28 bis 32) und 
auf das Verfahren des Bundessortenamtes und 
vor dem Bundessortenamt bezüglichen Bestim- 
mungen (§§ 22 bis 26, 29, 30, 33) sind von 
geringerem allgemeinen, Interesse. 

7. 

Die materiellen öffentlich-reditlidien Vor- 
schriften des Zweiten Teils des Gesetzes, 
welche die Saatguterzeugung und den Saat- 
gutverkehr, insbesondere die Anerkennung 
von landwirtschaftlichem Saatgut und von 
Gemüsesaatgut, die Zulassung solchen Saat- 
gutes als Handelssaatgut oder Behelfssaatgut 
zum Gegenstände haben, führen die geltenden 
öffentlidi-rechtliAen Grundsätze im weser-?- 
lichen fort oder vervollständigen sie. Eine 
— auch systematisch wesentliche — Abwei- 
^chung ergibt sich jedoch dadurch, daß die öffent- 
lich-rechtliche Sortenzulassung nicht mehr vor- 
gesehen ist, da, wie erwähnt, das Sortenschutz- 
erteilungsverfahren die Funktionen des Sorten- 
zulassungsverfahrens im vollen Umfange zu 
übernehmen bestimmt ist. Dem entspricht es, 
daß die Anerkennung von landwirtschaft- 
lichem Saatgut und Gemüsesaatgut grund- 
sätzlich nur erfolgen soll, wenn für die Sorte 
des Saatgutes der Sortenschutz erteilt ist (§ 40 
Absatz 6). 

Die Vorschriften organisations- oder ver- 
fahrensrechtlicher Art sind im Zweiten Teil 
des Gesetzes von untergeordneter Bedeutung, 
denn die Durchführung der Saatgutanerken- 
nung und der Saatgutzulassung soll grund- 
sätzlich Ländersache sein (§§ 39, 49 und 50). 
Zu den im Zweiten Teil des Gesetzes enthal- 
tenen, insbesondere auf die Saatgutanerken- 
nung und Saatgutzulassung bezüglichen Er- 
mächtigungen für den Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten ist zu 
bemerken, daß diese durch die Notwendigkeit 
einer übereinstimmenden Methodik der l?rü- 
fungsgrundsätze und des Prüfungsverfahrens 
und durch den dauernden Wandel der Recht- 
setzungsbedürfnisse auf diesem im wesent- 
lichen biologisch bestimmten Gebiete begründet 
sind, 

8 . 

Für die Bestimmungen über den Sortenschutz 
(Erster Teil des Gesetzes) und für die Vor- 
schriften über Saatgut von Kulturpflanzen 


(Zweiter Teil des Gesetzes) ergibt sich die 
Zuständigkeit des Bundes zum Erlaß des Ge- 
setzes aus Artikel 74 Nrn, 1, 11, 17 und 20 
des Grundgesetzes; das Bedürfnis nach einer 
bundesgesetzlichen Regelung im Sinne des 
Artikels 72 Absatz 2 des Grundgesetzes er- 
geben die vorstehenden Ausführungen. Die 
Zustimmung des Bundesrates zum Erlaß des 
Gesetzes Ist u. a. im Hinblick auf die §§ 42, 
43 und 59 Absatz 1 erforderlich. 

B. 

Bemerkungen zum Ersten Teil 
des Gesetzes 

Die Motive des Ersten Teils des Gesetzes sind 
unter A 2 bis 6 im wesentlichen dargelegt. 
Für den Aufbau dieses Teils des Gesetzes 
diente das Patent gesetz als Vorbild, wie dies 
bei der rechtlidien Verwandtschaft des 
Patentes einerseits und des Sortenschutzes 
andererseits nahe lag. 

Zu den einzelnen Bestimmungen ist zu be- 
merken: 

Zu § 1 (Zweck des Sortenschutzes) 

Die Bestimmung bezeichnet nach Art einer 
Präambel als Zweck des Sortenschutzes den 
Schutz wertvoller neuer Zuchtsorten und die 
Stärkung der rechtlichen und wirtschaftlichen 
Grundlagen der Pflanzenzucht. Der Sorten- 
schutz soll hiernach vorzugsweise für 
private Pflanzenzuchtbetriebe in Betracht 
kommen. Indem die Bestimmung- die 
Gewährung eines neuen Schutzrechtes für 
neue wertvolle Zuchtsorten hervorhebt, 
macht sie die schutzrechtliche Spezialität des 
Sortenschutzes deutlich. 

Zu § 2 (Voraussetzungen des Sortenschutzes) 

Die Voraussetzungen des Sortenschutzes ent- 
sprechen Im wesentlichen den geltenden Vor- 
aussetzungen für die Zulassung von Zucht- 
sorten (vgl. I Absatz 1 Ziffern 1 und 2 sowie 
III Absatz 1 Satz 2 der Grundregel für die 
Zulassung von Sorten). 

Das Erfordernis der Neuheit der angemelde- 
ten Zuchtsorte (Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 2) 
ist im Zusammenhang mit der Priorität von 
Sortenschutzanmeldungen von wesentlicher 
Bedeutung. Insbesondere schließt eine früher 
angemeldete Sorte die Berücksichtigung einer 
später zur Anmeldung kommenden Sorte 
dann aus, wenn sich diese Sorte von der zu- 
erst angemeldeten Sorte nicht hinreichend 
unterscheidet. Im übrigen stimmt der Begriff 
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der Neuheit mit dem Begriff der Selbständig- 
keit im Sinne der Grundregel für die Zu- 
lassung von Sorten weitgehend überein. Das 
Erfordernis der Beständigkeit liegt bereits im 
Begriff der Sorte, war jedoch im Hinblick auf 
die Ausnahmeregelung nach § 3 Absatz 1 
aufzuführen. 

Das Erfordernis des landeskulturellen Wertes 
der angemeldeten Zuchtsorte (Absatz 1 Nr. 2 
und Absatz 4) soll der Anmeldung von 
Nutzpflanzensorten ohne landeskulturellen 
Wert entgegenwirken. Die Bestimmung er- 
möglicht im Zusammenhang mit § 12 Ab- 
satz 2 Nr. 3 und § 40 Absatz 6, dem Sorten- 
schutzerteilungsverfahren die Sortenauslese- 
funktion des geltenden Sortenzulassungsver- 
fahrens zu übertragen. 

Das dem Gesetz als Anlage beigefügte Arten- 
verzeichnis (Absatz 1 Nr. 3) führt diejenigen 
Arten auf, bei denen die vom Sortenschutz 
erwartete Sortenauslese landeskulturell dring- 
lich erscheint. Der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten soll 
jedoch in der Lage sein, das Artenverzeichnis 
zu erweitern, wenn hierfür ein Bedürfnis be- 
steht und die Prüfung der Sorten dieser 
Arten verwaltungsmäßig und fachlich durdi- 
geführt werden kann. 

Zu § 3 (Ausnahmen) 

Absatz 1 berücksichtigt ein auf der Kreuzung 
von Inzuchtlinien beruhendes Verfahren der 
Saatguterzeugung, das In den Vereinigten 
Staaten von Amerika, insbesondere bei der 
Erzeugung von Maissaatgut, zur Anwendung 
kommt. 

Absatz 2 enthält zwei Ausnahmen von dem 
Erfordernis des landeskulturellen Wertes der 
angemeldeten Zuchtsorte. 

Zunächst soll bei Kulturpflanzen, die nicht 
Nutzpflanzen sind — Blumen, Ziersträucher 
u. a. m. — , dieses nur In Bezug auf Nutz- 
pflanzen angebrachte Erfordernis entfallen. 
Aber auch bei Nutzpflanzen soll dieses Er- 
fordernis entfallen, wenn die angemeldete 
Sorte nur für das Ausland bestimmt ist. Bei 
Sorten dieser Art kann es nur auf das — 
allerdings nachzuweisende — Interesse des 
Auslandes am Anbau der Sorte ankommen. 

Zu § 4 (Sorteninhaber) 

Die Bestimmung regelt in Anlehnung an § 3 
des Patentgesetzes das Recht auf Sorten- 
schutz dahin, daß dieses Recht dem Züchter 
oder seinem Rechtsnachfolger zusteht. Bei 
gemeinschaftlicher Züchtung soll der Sorten- 


schutz ein gemeinschaftliches Recht sein; bei 
unabhängiger Züchtung der gleichen Sorte 
durch Mehrere soll die frühere Anmeldung 
entscheiden. 

Wegen der Sorten, die als Ringsorten zu- 
sammengefaßt wurden, vgl. § 63 Absatz 3. 

Zu § 5 (Stellung des Anmelders) 

Das Bundessortenamt soll mit der Feststel- 
lung des Rechts auf Sortenschutz nicht befaßt 
sein. In Übereinstimmung mit § 4 Absatz 1 
des Patentgesetzes wird daher der Anmelder 
im Verfahren vor dem Bundessortenamt als 
Sorteninhaber fingiert (Absatz 1); dem wah- 
ren Sorteninhaber werden die erforderlichen, 
vor den cirdentlichen Gerichten einklagbaren 
Ansprüche gegen den fingierten Sortenin- 
haber eingeräumt (Absatz 2), Weitergehende 
Ansprüche (z. B. aus unerlaubter Handlung) 
bleiben unberührt. 

Zu § 6 (Wirkungen des Sortenschutzes) 

Hinsichtlich der Motive und der Bedeutung 
der Bestimmung vgl. A 2 bis 4, Insbesondere 
A 3 a und 4 b. 

Die Bestimmung bildet das Kernstück des 
Sortenschutzes, Sie bestimmt den dem Patent 
ähnlichen Charakter dieses Schutzrechtes und 
legt den Umfang der sich aus ihm ergeben- 
den Befugnisse und Wirkungen fest. 

Diese Wirkungen beziehen sich nach Absatz 
1 nur: 

a) auf ein bestimmtes Objekt: Saatgut (vgl. 
§ 37 Ziffer 1), nicht also sonstige Pflan- 
zenbestandteile; 

b) auf einzelne bestimmte Benutzunesarten: 
die Erzeugung und den Vertrieb von 
Saatgut der geschützten Sorte, nicht also 
auf einen sonstigen Gebrauch von Saat- 
gut dieser Sorte; 

c) auf einen abgegrenzten Bereich der Wirt 
Schaft: den Bereich, in dem die Erzeugung 
oder der Vertrieb von Saatgut der ge- 
schützten Sorte „zum Zwecke gewerbs- 
mäßigen Saatgutvertriebes'* vorgenom- 
men wird. 

Wichtig ist, daß hiermit der Geltungsbereich 
der Sortenschutzwirkungen gegenüber den 
letzten Erzeugern, aber auch im Verhältnis 
zur Neuzüchtung abgegrenzt wird. 

Absatz 2 geht davon aus, daß die Grund- 
sätze der „Rechtserschöpfung" (vgl. A 4 b) in 
Bezug auf Saatgut einer geschützten Sorte, 
das vom Sorteninhaber in Verkehr gebracht 


27 



ist, in gleicher Weise wie für eine durch 
Patent oder Warenzeichen geschützte, vom 
Rechtsinhaber in Verkehr gebrachte Ware 
gelten. Die Bestimmung stellt, wie erwähnt, 
klar, daß eine Berufung auf die Rechts- 
erschöpfung gegenüber xlem Inhaber der ge- 
schützten Sorte im Zweifel dann nicht in 
Betracht kommt, wenn es sich um die Ver- 
wendung des Saatgutes zur Erzeugung han- 
delt. Diese Art der Saateutverwendung ist im 
Zweifel an die Zustimmung des Sortenin- 
habers gebunden, wenn sie zum Zwecke ge- 
werbsmäßigen Saatgutvertriebs erfolgt. Für 
die bei einzelnen Arten von Nutzpflanzen 
erzeugungspolitisch bedeutsame Erzeup-ung 
von Nachbaüsaatgut waren daher im öffent- 
lichen Interesse Ausnahmeregelunpen zuzu- 
lassen (§ 13). 

Die Bestimmung des Absatzes 3, wonach die 
Verbringung von Saatgut aus dem Bundesge- 
biet der besonderen Zustimmung des Sorten- 
inhabers bedarf, bezieht sich auch auf Saat- 
gut, das der Sorteninhaber selbst In Verkehr 
gebracht hat, sowie auf Saatgut, das nach Er- 
teilung der Nachbauzwangserlaubnis ohne 
die Zustimmung des Inhabers der geschützten 
Sorte erzeugt und vertrieben werden darf 
(§13 Absatz 1 Satz 4 und 5). Daß die Ver- 
bringung aus dem Bundesgebiet zum Zwecke 
gewerbsmälsigen SaatPUtvertriebs voreenom- 
men wird, wird in Absatz 3 nicht vorausge- 
setzt. 

Die Abhängigkeit der Saatgutausfuhr von 
der Zustimmung des Inhabers der geschütz- 
ten Sorte kann volkswirtschaftlichen Inter- 
essen zuwiderlaufen. Der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten oder 
eine von ihm bestimmte Stelle, die auch ein 
von ihm errichteter Genehmipunpsausschuß 
sein kann (04 Absatz 2), soll in diesem Falle 
die Zustimmung des Sorteninhabers ersetzen 
können. 

Zu § 7 (Sortennamc) 

Wegen der Bedeutunp des Sortennamens vgl. 
A5 a. 

Der Gebrauch des Sortennamens Im Verkehr 
mit Saatgut fördert die Bezeichnungswahr- 
heit Im Saatgutverkehr und Hegt, zumal bei 
Saatgut geschützter Sorten, im öffentlichen 
Interesse. Absatz 1 schreibt daher vor, daß 
der Sortenname zu verwenden Ist, wenn Saat- 
gut geschützter Sorten innerhalb des Bundes- 
gebiets vertrieben wird. Für den Saatgut- 
verkehr mit dem Auslande ist die Verwen- 


dung des Sortennamens nicht zur Pflicht ge- 
macht. Die Bestimmung schließt nicht aus, 
daß im Inlande neben dem Sortennamen ein 
Warenzeichen geführt wird. 

Nach Absatz 2 darf ein Dritter den Sorten- 
namen einer geschützten Sorte für eine an- 
dere Sorte von Nutzpflanzen oder für Saat- 
gut einer solchen Sorte nicht verwenden. Der 
Schutz des Sortennamens geht hiernach 
weiter als der für gleiche oder gleichartige 
Waren geltende Schutz des Warenzeichens. 
Soweit es sich um Pflanzen handelt, die nicht 
Nutzpflanzen sind, soll der Verwendung des 
Sortennamens geschützter Sorten grundsätz- 
lich nichts im Wege stehen. Sollte es sich je- 
doch um Pflanzen der eieichen Art handeln, 
so wäre die Verwendung des Sortennamens 
nach den allgemeinen Grundsätzen des Wett- 
bewerbsrecütes zu beurteilen. 

Bei der Bearbeitung des Entwurfes wurde die 
Rechtslage eingehend erörtert, die sich erpibt, 
wenn ein Sortenname als Warenzeichen ein- 
getragen ist. Dabei wurde Übereinstimmung 
erzielt, daß in diesem Falle warenzeichen- 
rechtliche Verbletungsrechte nicht zur Ent- 
stehung kommen, wenn der Sortenname, zu- 
mal auf Grund des Absatzes 1, ausschließ- 
lich als Warenname für Saatgut einer ge- 
schützten Sorte verwendet wird. 

Zu § 8 (Nutzpflanzen) 

Die Bestimmung bezieht sich nur auf ge- 
schützte Sorten von Nutzpflanzen und ist 
durch deren landeskulturelle Bedeutung ver- 
anlaßt. 

Da die Erhaltung des Wertes der Sorte 
angesichts der Verfallsneigung auch von 
Zuchtsorten weitgehend von dem züchterischen 
Interesse des Sorteninhabers abhängt, legt Ab- 
satz 1 dem Inhaber einer geschützten Nutz- 
pflanzensorte entsprechende Pflichten auf. 

Nach Absatz 2 Satz 1 hat das Bundessorten- 
amt Sorten von Nutzpflanzen zu überwachen. 
Hierzu bedarf es der Unterstützung des 
Serteninhabers. Damit ist die Regelung des 
Absatzes 2 Satz 2 begründet (Pflicht des 
Sorteninhabers zur unentgeltlichen Material- 
einsendung, zur Angabenerstattung und zur 
Duldung einer Betriebsbesichtigung). Die Ver- 
letzung der Pflichten nach Absatz 1 oder 2 
ist nicht unter Strafe gestellt, berechtigt aber 
den Sortenausschuß nach pflichtmäßigem Er- 
messen zur Aufhebung des Sortenschutzes 
(§ 12 Absatz 3 Nr. 1). 
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Zu § 9 (Übertragung einer Sorte) 

Wegen der Motive der Bestimmung vgl. A 5 b. 
Die für die Bestimmung maßgeblichen Ge- 
sichtspunkte gelten in gleicher Weise vor und 
nach der Erteilung des Sortenschutzes, Die 
Schriftform urid die Festlegung der Rechte 
und Pflichten soll sich daher nicht nur auf das 
Recht aus einem — bereits erteilten — Sorten- 
schutz, sondern auch auf das Recht auf einen 
— noch zu erteilenden — Sortenschutz be- 
ziehen. 

Nach Absatz 1 soll die Schriftform nicht nur 
für das Verfügungsgeschäft, sondern auch für 
das Verpflichtungsgesdiäft gelten. 

Durch Absatz 2 wird klargestellt, daß mit der 
Übertragung der Sorte auch die öffentlidi- 
rechtlidbe Rechtsposition des Sorteninhabers 
auf den Rechtsnachfolger übergeht (vgl. jedoch 
§ 23 Absatz 2 Satz 2). 

Absatz 3 bestimmt die Herausgabe- und Be- 
richtigungspflichten des bisherigen Sorten- 
inhabers für den Fall, daß eine Vereinbarung 
fehlt. Daß das Recht am Sortennamen auf 
den Rechtsnachfolger übergeht, folgt im Hin- 
blick auf die Zusammengehörigkeit von Softe 
und Sortenname bereits aus dem Übergang 
der Rechtsstellung (Absatz 2). Der Sorten- 
name kann jedoch als Warenzeichen einge- 
tragen sein. Dann kann sein Übergang auf 
den Rechtsnachfolger nur unter den Voraus- 
setzungen des § 8 Satz 2 des Warenzeichen- 
gesetzes (Übertragung des Unternehmens) vor 
sich gehen. Der bisherige Sorteninhaber, bei 
dem unter diesen Voraussetzungen das 
Warenzeichen verbleibt, soll nach Absatz 4 
die Rechtsnachfolger am Gebrauch des Sorten- 
namens nicht hindern können. 

Zu § 10 (Einräumung des Rechtes zur aus- 
schließlichen Nutzung einer geschützten Sorte) 

Die Einräumung des Rechtes zur ausschließ- 
lichen Nutzung einer geschützten Sorte wird 
vielfach eine ähnliche wirtschaftliche Bedeu- 
tung besitzen wie die Übertragung des Sorten- 
schutzes selbst. Hiernach erscheint es ange- 
gebr acht, Verträge dieser Art nicht anders wie 
Sortenübertragungsverträge zu behandeln. 
Nach § 10 sollen daher die für Übertragungs- 
verträge geltenden Bestimmungen entsprechend 
anzuwenden sein. Die Regelung bezieht sich 
auf das Recht auf Sortenschutz und auf das 
Recht aus einem erteilten Sortenschutz, gleich- 
viel, ob es sich um das Verfügungsgeschäft 
oder das Verpflichtungsgeschäft handelt. 


Satz 2 regelt die Herausgabe- und Berichti- 
gungspflichten des Nutzungsberechtigten nach 
Beendigung des Nutzungsverhältnisses. 

Zu § 11 (Dauer und Verlängerung des Sor- 
tenschutzes) 

Die in Absatz 1 bestimmte Dauer des Sorten- 
schutzes entspricht der Dauer des Patentes. 
Die Frist soll mit dem Ende des Jahres zu 
laufen beginnen, in dem der Sortenschutz er- 
teilt ist. 

Nach Absatz 2 soll der Sortenschutz bei 
Nutzpflanzen verlängert werden können, 
wenn dies im landeskulturellen Interesse liegt. 
Dies wird regelmäßig *^dann der Fall sein, 
wenn die Erhaltung einer landeskulturell 
wertvollen Nutzpflanzensorte davon abhängt, 
daß sie vom Sorteninhaber züchterisch be- 
arbeitet wird. Aus dem gleichen Grunde soll 
die Verlängerung des Sortenschutzes wieder- 
holt werden können. 

Zu § 12 (Erlöschen und Aufhebung des Sor- 
tenschutzes) 

Absatz 1 regelt die Fälle des Erlöschens, Ab- 
satz 2 die Fälle der obligatorischen und Ab- 
satz 3 die Fälle der fakultativen Aufhebung 
del Sortenschutzes. 

Kennzeichnend für den Sortenschutz, ist, daß 
dieses Recht von Amts wegen aufzuheben ist, 
wenn die Sorte die bei der Erteilung des 
Sortenschutzes zu Grunde gelegten äußeren 
oder inneren Eigenschaften nicht mehr besitzt 
oder die Sorte einer Nutzpflanze ihren landes- 
kulturellen Wert verloren hat oder eine Sorte, 
die zur Inlandserzeugung bestimmt ist, für das 
Ausland nicht mehr von Interesse ist (Ab- 
satz 2 Nrn. 2 bis 4) sowie daß der Sorten- 
schutz von Amts wegen aufgehoben werden 
kann, wenn der Sorteninhaber einer Nutz- 
pflanze seine Pflicht zur Sortenerhaltung 
oder zur Unterstützung der Sortenüber- 
wachung durch das Bundessortenamt nicht 
eifüllt oder wenn er einer Auflage nicht 
nachkommt (Absatz 3 Nrn. 1 und 2). 

Diese Bestimmungen beziehen sich in erster 
Linie auf Nutzpflanzen, da bei ihnen der 
Sortenschutz die gleiche Auslese bewirken soll, 
wie dies zur Zeit mit der Sor^enzulassung auf 
Grund der Grundregel für die Zulassung von 
Sorten bezweckt wird. Die Handhabung der 
Bestimmung ist daher für die zukünftige Sor- 
tenauslese in Ansehung von Nutzpflanzen der 
landeskulturell wichtigen Sorten von großer 
Bedeutung. 
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Der nach Absatz 4 mögliche Ersatz der fakul- 
tativen Aufhebung durch eine Auflage kommt 
in Betracht, wenn hiermit dem landeskultu- 
rellen Interesse genügt wird. 

Zu § 13 (Nachbauerlaubnis) 

Wegen der Motive der Bestimmung vgl. 
A 3 b bb. 

Absatz 1 ermöglicht zunächst eine freiwillige 
Nachbauerlaubnis des Inhabers einer geschütz- 
ten Nutzpflanzensorte und regelt ihre Rechts- 
folgen, 

Nach Absatz 2 soll der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
wenn der Sorteninhaber keine oder keine ge- 
nügende Nachbauerlaubnis erteilt, in der Lage 
sein, im öffentlichen Interesse eine Nachbau- 
zwangserlaubnis auszusprechen und damit all- 
gemein die Zustimmung des Sorteninhabers 
zur Erzeugung und — vorbehaltlich der Saat- 
gutausfuhr — zum Vertrieb von Nachbau- 
saatgut zu ersetzen. 

Nach Absatz 3 ist die „Nächbaulizenz“ so- 
wohl im Falle der freiwilligen Nachbauerlaub- 
nis — hier auf Antrag eines Interessenten — 
wie auch im Falle der Nachbauzwangserlaub- 
nis unter Berüdisichtigung des öffentlichen 
Interesses festzusetzen, auch kann die Fest- 
setzung Vorbehalten werden. ^ 

Nach Absatz 4 sind Anfechtungsklagen gegen 
Entscheidungen des Bundesministers für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten nach 
Absätze 2 und 3 an das Bundesverwaltungs- 
gericht zu richten, da diese Entscheidungen 
stets von allgemeiner und grundsätzlicher Be- 
deutung für das Bundesgebiet sein werden. 
Absatz 5 regelt die Auskunfts- und Zahlungs- 
verpflichtungen . des Saatgutnachbauefs und, 
wenn der Saatgutnadibau im Aufträge eines 
Dritten vorgenommen wird, dieses Dritten. 
Durch die Einräumung der Befugnis zur Aus- 
kunftserteilung an die Anerkennungsstelle 
(Absatz 6) wird auch im Interesse des Saat- 
gutnachbauers die Abwicklung der auf Grund 
des Saatgutnachbaues entstehenden Rechtsver- 
hältnisse erleichtert. 

Nach Absatz 7 ist im Gegensatz zur Regelung 
des Patentgesetzes (§14 Absatz 2) die Nach 
bauerlaubnis und die Nachbauzwangserlaub- 
nis auch beim Bestehen eines Nutzungsver- 
hältnisses im Sinne des § 10 möglich. 

Zu § 14 (Ausländische Sorten) 

Absatz 1 läßt für die Behandlung von Aus- 
ländern den Grundsatz der Gegenseitigkeit 
entscheiden. 


Nach Absatz 2 soll dieser Grundsatz der Er- 
teilung des Sortenschutzes nicht im Wege 
stehen, wenn an einer ausländischen Sorte ein 
besonderes landeskulturelles oder volkswirt- 
schaftliches Interesse besteht. 

Absatz 3 schließt sich an die Regelung des 
§ 16 des Patentgesetzes an mit der Besonder- 
heit, daß der Vertreter des ausländischen 
Sorteninhabers nicht Rechtsanwalt oder Pa- 
tentanwalt zu sein braucht. 

Zu § 15 (Aufgaben des Bundessortenamtes) 
Absatz 1 bezeichnet die Aufgaben des Bundes- 
sortenamtes wie sie insbesondere in den §§ 8 
Absatz 2 Sätze 1, 23, 25, 26, 28 bis 33, 61 
Absatz 1 letzter Satz und 63 Absatz 2 letzter 
Satz aufgeführt sind. Die Errichtung des Bun- 
dessortenamtes als Bundesoberbehörde nach 
Absatz 2 Satz 1 entspricht der grundsätzlichen 
und allgemeinen Bedeutung der Entscheidun- 
gen über Sorten von Kulturpflanzen für das 
ganze Bundesgebiet. Nach Absatz 2 Satz 2 ist 
das Bundessortenamt eine nachgeordnete 
Dienststelle des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten. 

Zu § 16 (Entscheidungen des Bundessorten- 
amtes) 

Nach Absatz 1 ist die Organisation des Bun- 
dessortenamtes teils bürokratisch (Entscheidun- 
gen des Leiters des Bundessortenamtes), teils 
kollegialisch (Entscheidungen der Sortenaus- 
schüsse). Auch die Entscheidungen der Sorten- 
ausschüsse sind solche im Sinne der §§ 22- 
und 32 und als Verwaltungsakte verwaltungs- 
gerichtlicher Nachprüfung unterworfen. 

Nach Absatz 2 ist im Zweifel der Leiter des 
Bundessortenamtes zuständig, da die Sorten- 
ausschüsse nur in den im Gesetz ausdrücklich 
ausgeführten Fällen zur Entscheidung befugt 
sein sollen (Erteilung des SortensAutzes — 
§ 29 — , Verleihung des Sortennamens — 
§ 30 — , Verlängerung und Aufhebung des 
SortensAutzes sowie Eintragung einer Sorte 
in das Besondere Sorten Verzeichnis — § 31 — , 
EinsprüAe gegen SortenaussAußentsAeidun- 
gen — § 32 Absatz 3). 

Zu § 17 (Bildung von SortenaussAüssen) 

Die SortenaussAüsse können siA als Gre- 
mien von Sa A verständigen des Pflanzen- 
anbaus und der PflanzenzüAtung (§18 Ab- 
satz 3), jeweils nur mit einer bestimmten Art 
oder Artgruppe befassen. Die Zahl dieser 
AussAüsse riAtet siA naA dem Umfang des 
ArtenverzeiAnisses (§2 Absatz 1 BuAstabe c) 
und dem GesAäftskreis der einzelnen Aus- 
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sdiüsse. Die Zahl und der Gesdbäftskreis der 
Ausschüsse sollen daher durch den Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten festgesetzt werden. Auch die Rege- 
lung der Form des Verfahrens der Sorten- 
ausschüsse — 2 . B. in Bezug auf ihre Ein- 
berufung, die Art ihrer Beratung, das hierbei 
zu berüAsichtigende Beurteilungsmaterial, die 
Zuziehung von Sachverständigen, die Ab- 
stimmung und die Ausfertigung von Ent- 
scheidungen — soll der organisationsrecht- 
lichen Bestimmung des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten über- 
lassen werden (Satz 2). 

Zu $ 18 (Zusammensetzung der Sorten- 
ausschüsse) 

Die Sortenausschüsse sollen nach Absatz 1 
sieben Mitglieder umfassen, bei Anwesenheit 
des Vorsitzenden und vier Beisitzern aber be- 
reits beschlußfähig sein. 

Nach Absatz 2 kommt nicht nur der Leiter 
des Bundessortenamtes, sondern auch ein von 
ihm bestimmter Beamter des höheren Dienstes 
als Ausschußvorsitzender in Betracht. Der 
Vorsitzende besitzt im Ausschuß grundsätz- 
lich kein höheres Stimmgewicht als ein Bei- 
sitzer. Kraft seiner amtlichen Stellung ist er 
jedoch in besonderem Maße zur Durch- 
setzung der Bestimmungen des Gesetzes und 
seiner Grundsätze (Sortenauslese) berufen. Da 
die Sortenausschüsse einer dem Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
unterstehenden Bundesbehörde eingegliedert 
sind, ist nach Absatz 3 die Berufung der Bei- 
sitzer dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten zu übertragen. 
Zweckmäßig erfolgen diese Berufungen ufiter 
Billigung der Obersten Landesbehörden. Die 
Berufung der Beisitzer soll daher im Be- 
nehmen mit den Obersten Landesbehörden 
vorgenommen werden. Aber auch die ein- 
schlägigen Spitzenorganisationen sollen ge- 
hört werden. 

Nach Satz 2 dieses Absatzes dürfen den Sor- 
tenausschüssen nicht im Sinne des § 32 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes belastete oder ver- 
fügungsbeschränkte Personen oder solche Per- 
sonen angehören, die nicht ein bestimmtes, bei 
Ehrenämtern übliches Mindestalter erreicht 
haben (§ 33 Nr. 1 des Gerichtsvdrfassungs- 
gesetzes). 

Schließlich ist in Satz 4 des Absatzes 3 die 
Möglichkeit der Abberufung von Beisitzern 
unter den dort bezeichneten Voraussetzungen 
vorgesehen. 


Zu § 19 (Verpflichtung der Beisitzer) 

Die Beisitzer sollen dem Ausschuß wegen ihrer 
Befähigung als Fachleute, nicht als Repräsen- 
tanten von Institutionen angehören. Auch 
Beisitzer, die eine Amtsstellung besitzen, sind 
daher in Bezug auf ihre Beisitzertätigkeit zu 
gewissenhafter Amtsführung und Amtsver- 
sdiwiegenheit zu verpflichten (Absatz 1 
Satz 1). Im übrigen war klarzustellen, daß die 
Anwendung der Verordnung gegen die Be- 
stechung und Geheimnisverrat nichtbeamteter 
Personen vom 3. Mai 1917 obligatorisch sein 
soll (Absatz 1 Satz 2). 

Absatz 2 regelt die Voraussetzungen, unter 
denen Mitglieder des Sortenausschusses von 
der Ausübung ihres Amtes ausgeschlossen sind. 
Dabei mußte über den Rahmen des § 41 der 
ZPO (persönliche Prozeßbeteiligung oder 
Prozeßbeteiligung von Angehörigen oder 
nahen Verwandten oder nahen Verschwäger- 
ten) dafür Sorge getragen werden, daß die 
Tätigkeit eines Ausschußmitgliedes auch dann 
unterbleibt, wenn die wirtschaftliche Lage des 
Mitgliedes, eines Angehörigen, eines nahen 
Verwandten oder nahen Verschwägerten 
durch die Entscheidung mittelbar oder un- 
mittelbar berührt werden kann (Satz 2). Über 
den Ausschluß eines Mitgliedes sollen die 
übrigen Ausschußmitglieder entscheiden (Satz 
3 und 4). Durch die Mitwirkung eines ausge- 
schlossenen Beisitzers wird nach allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen die Gültigkeit einer Ent- 
scheidung nicht berührt, solange diese nicht 
aufgehoben ist. 

Zt § 20 (Entschädigung der Beisitzer) 

Die Bestimmung gibt den Beisitzern Anspruch 
auf angemessene Entschädigung für Aufwand 
und Zeitverlust sowie auf Reisäcostenersatz 
nach Maßgabe einer vom Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen zu erlassenden Entschädigungs- 
ordnung. 

Zu § 21 (Stellvertretende Beisitzer) 

Die Berufung stellvertretender Beisitzer, die 
den ordentlichen Beisitzern gleichstehen, ist im 
Interesse der Arbeitsfähigkeit der Sorten- 
ausschüsse geboten. 

Zu § 22 (Form der Entscheidungen) 

Die Bestimmung ist dem § 20 des Patent- 
gesetzes nachgebildet und bezieht sich auf die 
Sachentscheidungen des Bundessortenamtes, 
die nadi rechtsstaatlichen Grundsätzen zu be- 
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gründen, sdirlftlidi auszufertigen und zuzu- 
srellen sind. Vorsdiriften über die Art der Zu- 
stellung der Entscheidungen des Bundessorten- 
amtes erübrigen sich im Hinblick auf das be- 
vorstehende Verwaltungszustellungsgesetz. 

Zu § 23 (Sortenrolle) 

Der Inhalt der Sortenrolle ist in Anlehnung 
an das Patentrecht geregelt (§ 24 des Patent^ 
gesetzes). Der Sortenschutz entsteht jedoch 
bereits auf Grund des Beschlusses des Sorten- 
ausschusses, nicht erst durch die Eintragung in 
die Sortenrolle. Diese Eintragung hat insoweit 
vielmehr nur deklaratorisdie Bedeutung (vgl. 
§ 29 Absatz 2 Satz 1). 

Hervorzuheben ist die sich nadi Absatz 2 
Sätze 2 und 3 ergebende „Ausweiswirkung“ 
von Eintragungen in die Sortenrolle, Der Ein- 
getragene erhält hierdurch in weitgehender 
Übereinstimmung mit § 24 Absatz 2 Satz 2 
des Patentgesetzes in Bezug auf Rechte und 
Pflichten eine formale Rechtsstellung. 

Die in Absatz 3 vorgeschriebene Veröffent- 
lichung einer auf der Grundlage der Ein- 
tragungen in die Sortenrolle erstellten Sorten- 
liste soll der Publizität der Sortenschutz- 
erteilungen dienen. 

Zu § 24 (Einsicht in die Sortenrolle und in 
die Erteilungsunterlagen) 

Das Recht zur Einsicht nach den Absätzen 1 
und 2 entspricht rechtsstaatlichem Herkommen. 

Zu § 25 (Anmeldung der Sorte) 

Die Anmeldung einer Zuchtsorte zum Sorten- 
schutz soll in Übereinstimmung mit dem 
Patentrecht schriftlich vorgenommen werden 
(Absatz 1). Über die der Anmeldung beizu- 
fügenden Unterlagen soll durch eine vom 
Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten zu erlassende Anmeldungs- 
ordnung (§ 34 Absatz 1 Nr, 1) nähere>,Be- 
stimmung getroffen werden. 

Da de^ Zeitpunkt, in dem die Anmeldung 
einer Sorte beim Bundessortenamt eingeht, für 
die Frage der Priorität entscheidend ist (§ 2 
Absatz 2, § 4 Satz 3), sollen nach Absatz 2 
die Anmeldungen nach der Reihenfolge ihres 
Eingangs verzeichnet werden. Für die Richtig- 
keit der Reihenfolge der Eintragungen in das 
Eingangsbuch des Bundessortenamtes soll die 
gesetzliche Vermutung sprechen. Der Gegen- 
beweis ist hiernach zulässig. Die Behandlung 
und Aufzeichnung eingehender Anmeldungen 
wird in der Anmeldungsordnung zu regeln 
sein (§ 34 Absatz 1 Nr. 1). 


Die Züchternennung nach Absatz 3 ist dem 
§ 26 Absatz 5 des Patent gesetzes nachgebildet, 
scjl jedoch nicht allgemein, sondern nur auf 
Verlangen des Bundessortenamtes in Betracht 
kommen. 

Zu § 26 (Sortenprüfung) 

Absatz 1 bezeichnet Art und Gang der Sorten- 
prüfung. 

Absatz 2 schränkt die Prüfungspflicht des 
Bundessortenamtes ein, da die Neuheits- 
prüfung grundsätzlich die Vollständigkeit des 
dem Bundessortenamt zur Verfügung stehen- 
den sogenannten lebenden Sortiments voraus- 
setzt, für diese Vollständigkeit aber, zumal 
bei sortenreichen Arten, von der öffentlichen 
Hand eine volle Gewähr nicht übernommen 
werden kann. Soweit sich die in Betracht 
kommenden Vergleichssorten im lebenden 
Sortiment des Bundessortenamt^s befinden, 
liegen die Voraussetzungen des Absatzes 2 vor. 
Absatz 3 bezieht sich auf die Wertprüfung 
von Nutzpflanzen und bietet eine Rechts- 
grundlage dafür, einer übermäßigen Hinaus- 
schiebung solcher Prüfungen entgegenzutreten. 
Da eine fristmäßige Erledigung der Anmel- 
dungen auch im Interesse der Übersichtlichkeit 
über die zu berücksichtigenden Sorten liegt, 
soll die Wertprüfung niAt über drei Jahre 
ausgesetzt werden. 

Zu § 27 (PfliAten des Anmelders) 

Die siA naA Absatz 1 aus der Anmeldung 
ergebenden PfliAten des Anmelders stimmen 
im wesentliAen mit den in § 8 Absatz 2 
Sätze 2 und 3 in bezug auf gesAützte Sorten 
bestimmten PfliAten des Sorteninhabers 
überein. 

Bereits vor Erteilung des SortensAutzes für 
die angemeldete Sorte kann durA die RüA- 
siAt auf die Marktpflege die Vermehrung 
von Saatgut durA Dritte gereAtfertigt sein. 
In diesem Stadium bedarf jedoA der Ab- 
sAluß von Saatgutvermehrungsverträgen 
einer gewissen Kontrolle, da Vertrags- 
absAlüsse dieser Art sonst dazu ausgenutzt 
werden, Saatgut vor Erteilung eines erfor- 
derllAen SortensAutzes und ohne' eine er- 
forderliAe Anerkennung in den Verkehr zu 
bringen. 

Zu § 28 (ZurüAweisung der Anmeldung aus 
formellen Gründen) 

Die Bestimmung zählt die Fälle auf, in denen 
der Leiter des Bundessortenamtes die An- 
meldung aus formellen Gründen zurüA- 
weisen muß (Absatz 1) oder kann (Absatz 2). 
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Zu § 29 (Entscheidung über die Erteilung des 
Sortenschutzes) 

Nach Absatz 1 entscheidet übendie Erteilung 
des Sortenschutzes, sofern nicht die formel- 
len Zurückweisungsgründe des § 28 vorliegen, 
der zuständige Sortenaus^chuß. Die Entsdhei- 
dung soll getroffen werden, wenn die An- 
meldung "hierfür fachlich reif ist (Absatz 1). 
Nach Absatz 2 wird für die Entstehung des 
Sortenschutzes in Übereinstimmung mit der 
Regelung des Patentgesetzes nicht die Vor- 
nahme seiner Eintragung in die Sortenrolle, 
sondern ausschließlich der Beschluß des 
Sortenausschusses vorausgesetzt. Die Ein- 
tragung in die Sortenrolle nach § 23 besitzt 
hiernach nur deklaratorische Bedeutung. Die 
Entscheidungen des Sortenaussdiusses sind 
nach § 22 zu begründen, schriftlich auszu- 
fertigen und von Amts wegen zuzustellen. 

Zu § 30 (Entscheidung über den Sorten- 
namen) 

Mit der^Erteilung des Sortenschutzes soll die 
Verleihung des Sortennamens Hand in Hand 
gehen. 

Durdi Absatz 1 wird Vorsorge getroffen, daß 
die Verleihung irreführender oder ver- 
wechslungsfähiger Sortennamen unterbleibt. 
Hierbei ist auch auf früher angemeldete oder 
eingetragene Warenzeichen Rücksicht zu 
nehmen. 

Absatz 2 regelt den Fall, da:ß in Widerspruch 
zu Absatz 1 ein Sortenname verliehen ist. 

Zu § 31 (Weitere Zuständigkeiten des Sorten- 
ausschusses)* 

Die in dieser Bestimmung aufgeführten Ent- 
scheidungen sind fachlicher Art und daher 
den Sortenausschüssen zu übertragen. 

Zu § 32 (Einspruch) 

Die Gründe für die Wahl des Einspruchsver- 
fahrens an Stelle eines verwaltungsmäßigen 
oder gerichtlichen Beschwerdeverfahrens sind 
unter A 6 dargelegt. 

Nach Absatz 1 soll nur der Betroffene zur 
Einlegung des Einspruchs legitimiert sein. 
Gegen eine Popularklage im Sinne des § 13 
Nrn. 1 und 2 des Patentgesetzes bestehen 
wegen des mit einer Entscheidung über den 
Sortenschutz in der Regel verbundenen 
öffentlichen Interesses Bedenken. Nach 
Satz 2 des Absatzes 1 sollen zur einfacheren 
Gestaltung des Verfahrens Verfahrensent- 
scheidungen sowie Vor- und Zwischen- 


entscheidungen nicht einspruchsfähig sein, so- 
fern nicht die Hauptentscheidung angefochten 
wird. 

Absatz 2 regelt Frist und Form des Ein- 
spruchs. 

Absatz 3 bestimmt über die Zuständigkeit 
für Einspruchsentscheidungen mit der Maß- 
gabe, daß für Sortenausschußentscheidungen 
die Sortenausschüsse, für die sonstigen Ent- 
scheidungen der Leiter des Bundessorten- 
amtes zuständig ist. 

Wegen Absatz 4 ist auf A 6 zu verweisen. 

Absatz 5 gibt für den Fall der Fristversäu- 
mung die Möglichkeit einer Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand. 

Zu § 33 (Bekanntmachung und Urkunden- 
erteilung) 

Die öffentliche Bekanntmachung der Er- 
teilung des Sortenschutzes und die Aushändi- 
gung einer Urkunde über die Erteilung an 
den- Sorteninhaber entspricht § 35 des Patent- 
gesetzes, dessen Motive auch für den Sorten- 
schutz gelten. 

Zu § 34 (Ausführungsbestimmungen) 

Die in Absatz 1 angeführten Anordnungen 
sind organisationsmäßig erforderlich. Die Er- 
mächtigung zum Erlaß einer Gebührenord- 
nung (Absatz 1 Nr. 3) soll sich nicht nur auf 
die Höhe der Gebühren oder sonstigen 
Kosten, sondern auch auf die Erhebungstat- 
bestände selbst beziehen. Diese Tatbestände 
werden zweckmäßig erst dann festgelegt, 
wenn genügende Erfahrungen mit der Tätig- 
keit des Bundessortenamtes auf Grund der 
neuen, ihm übertragenen Aufgaben vor- 
liegen. 

Absatz 2 bezieht sich auf § 6 Absatz 3 und 
gestattet dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten die Bildung eines 
Genehmigungsausschusses für die Im Zu- 
sammenhang mit Saatgutausfuhr zu treffen- 
den Entscheidungen. 

Absatz 3 regelt das Verfahren der Beitrei- 
bung von Gebühren und sonstigen Kosten. 

Zu § 35 (Rechtsverletzungen) 

Die Regelung der Unterlassungs- und 
Schadensersatzansprüche des Sorteninhabers 
Im Falle der Verletzung des Sortenschutzes 
oder der sich aus dem Sortennamen ergeben- 
den Befugnisse entspricht §§ 47 und 48 des 
Patentgesetzes. 
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Zu § 36 (Sortcnstrcitsadien) 

In einzelnen Ländern kann das Bedürfnis auf- 
treten, daß für die Bezirke mehrerer Land- 
geridite ein Landgeridit als Geridit für Sor- 
tenstreitsadien bezeichnet wird. Dem soll die 
nach dem Vorbild des 32 des Waren- 
zeichengesetzes geschaffene Bestimmung 
Rechnung tragen. Da Streitigkeiten aus An- 
laß des Sortenschutzes meist einfacherer Na- 
tur sein werden, war kein Bedürfnis dafür 
anzuerkennen, entsprechend dem § 51 Ab- 
satz 1 des Patentgesetzes die aussdiließliche 
Zuständigkeit der Landgerichte für Sorten- 
streitsachen zu bestimmen. 

C 

B e m e r k u n g e n z u m Z w c i t e n Teil 
des Gesetzes 

Der Zweite Teil enthält öffentlich-rechtliche 
Vorschriften in bezug auf Saatgut von Kul- 
turpflanzen und hat in erster Linie das land- 
wirtschaftliche Saatgut und das Gemüsesaat- 
gut zum Gegenstand (§§ 37 bis 60). 
Abschnitt I regelt die Anerkennung von 
landwirtschaftlichem Saatgut und Gemüse- 
saatgut sowie die Zulassung solchen Saat- 
gutes als Handels- oder Behelfssaatgut. 
Abschnitt II enthält besondere Vorschriften 
in bezug auf den Verkehr mit diesem Saat- 
gut (§§ 52, 53, 55, 58) urid in bezug auf 
sonstige wesentliche Tatbestände (§§ 54, 56, 
57 ). 

In Abschnitt III sind vor allem die Ermächti- 
gungen für den Bundesminister und die 
Obersten Laridesbehörden (§§ 59 und 61) 
von Bedeutung. Wesentlich ist hierbei die 
Möglichkeit der Erstreckung der für land- 
wirtschaftliches Saatgut und Gemüsesaatgut 
geltenden Vorschriften auf sonstiges Saatgut 
(§61). 

Durch § 40 Absatz 6 ist der Zweite Teil des 
Gesetzes eng mit seinem ersten Teil ver- 
bunden, da hiernach landwirtschaftliches 
Saatgut und Gemüsesaatgut nur anerkannt 
werden darf, wenn die Sorte den Sorten- 
schutz erhalten hat, es sei denn, daß die 
Sorte des Saatgutes in das Besondere Sorten- 
verzeichnis eingetragen ist. Damit gewinnt 
der Sortenschutz für die Anerkennung von 
landwirtschaftlichem Saatgut und Gemüse- 
saatgut die gleiche Bedeutung wie die gel- 
tende öffentlich-rechtliche Sortenzulassung 
nach der Sortenzulassungsgrundregel (vgl. 
auch A 3 b aa). 

Zu den einzelnen Vorschriften ist zu be- 
merken: 


Zu § 37 (Begriffsbestimmung) 

Die Bestimmungen der Begriffe; Saatgut, 
Zuchtsaatgut? Elitesaatgut, Hochzuchtsaatgut, 
Stammsaatgut, Nachbausaatgut, Landsorten- 
saatgut, Handelssaatgut und Behelfssaatgut 
sind nicht nur für das Gesetz, sondern auch 
für die auf Grtind des Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen und Verwaltungsvor- 
schriften von Wichtigkeit. 

Für beide Teile des Gesetzes ist der Begriff 
des Saatgutes als des Gegenstandes der schutz- 
rechtlichen Vorschriften des Ersten Teils und 
der öffentlich-rechtlichen Vorschriften des 
Zweiten Teils von besonderer Bedeutung. 
Nach Ziffer 1 fallen unter den Begriff des 
Saatguts nicht nur Samen, sondern auch die 
insbesondere bei der vegetativen Vermeh- 
rung in Betracht kommenden Pflanzenteile 
(z. B. Kartoffelpflanzgut, Reiser), schließlich 
auch Sämlinge, da auch diese zur Erzeugung 
von Pflanzen bestimmt sind. Dagegen stellen 
die Baumschulerzeugnisse, die vollwertige 
Pflanzen im Sinne des Verkehrs sind, nicht 
Saatgut im Sinne der Ziffer 1 dar. 

Zu § 38 (Verkehr mit landwirtschaftlichem 
Saatgut und mit Gemüsesaatgut) 

Daß nur anerkanntes oder als Handelssaat- 
gut zugelassenes landwirtschaftliches Saatgut 
oder Gemüsesaatgut verkehrsfähig ist, ent- 
spricht geltendem Recht (§ 1 Absatz 1 der 
Saatgutverkehrsordnung). Neu ist die Be- 
rücksichtigung von zugelassenem Behelfssaat- 
gut (§ 50) nach Absatz 1 Satz 1. 

Eine Ausnahme soll gelten, wenn Zuchtsaat- 
gut in Durchführung eines Vermehrungsver- 
trages an eine der Vertragsparteien abge- 
geben wird (Absatz 1 Satz 2). Es besteht kein 
Anlaß, ein Saatgutkontrollverfahren, insbe- 
sondere ein Anerkennungsverfahren, für den 
Fall vorzusehen, daß der Züchter z. B. Elite- 
saatgut an seinen Vermehrer zum Zwecke der 
Vermehrung zu Hochzuchtsaatgut abgibt 
ode^- der Vermehrer das vermehrte Hoch- 
zuchtsaatgut an den Züchter zurückgibt. Erst 
wenn der Züchter oder Vermehrer Saatgut 
in den allgemeinen Saatgutverkehr bringt, 
bedarf es einer Saatgutkontrolle. 

Bei Absatz 2 ist an die Erzeugung von Zucht- 
saatgut auf Gemeindeäckern und an die Ab- 
gabe von Saatgut von Hof zu Hof gedacht. 
Die Oberste Landesbehörde soll bei landwirt- 
schaftlichem Saatgut für klein- und mittel* 
bäuerliche Betriebe Erleichterungen gegen- 
über der Regelung des Absatzes 1 zulassen 
können, vorausgesetzt, daß nicht Saatgut 
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zum Zwecke gewerbsmäßigen Saatgutver- 
triebs erzeugt wird. Zweckmäßig wird eine 
solche abweichende Regelung Im Benehmen 
mit dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten getroffen. 

Zu § 39 (Anerkennungsstelle) 

Die Anerkennung von landwirtschaftlichem 
Saatgut und Gemüsesaatgut soll im Einklang 
mit der gegenwärtigen Praxis durch die von 
der Obersten Landesbehörde bestimmte 
Stelle, in der Regel eine Landesfachbehörde, 
ausgesprochen werden. 

Zu §§ 40 bis 44 

Die Vorschriften über die Voraussetzungen 
der Anerkennung (§ 40), über die weiteren 
Voraussetzungen der Anerkennung (§ 41), 
über die Prüfung (§ 42), Anerkennung (§ 43) 
und Dauer der Anerkennung (§ 44) ent- 
sprechen im wesentlichen den geltenden An- 
erkennungsgrundsätzen (vgl. A 1), Dies gilt 
auch für § 40 Absatz 4 Satz 2, wonach die 
Art und An u aast Ul e des Nachbausaatgutes 
zur Anerkennung zugelassen sein muß (vgl. 
IV Absätze 2 und 3 der Anerkennungsgrund- 
regel für landwirtschaftliches Saatgut) und 
für § 40 Absatz 6, da bei dieser Bestimmung 
davon ausgegangen wird, daß die derzeitige 
Sortenzulassung durch das Sortenschutz- 
erteilungsverfahren oder durch das Ver- 
fahren der Aufnahme der Sorte in das Be- 
sondere Sortenverzeichnis (§31 Nr. 4, § 63 
Absatz 2, auch § 61 Absatz 1 letzter Satz) im 
vollen Umfange ersetzt wird. 

Die Zulassung eines Betriebes zur Anerken- 
nung (VII der Anerkennungsgrundregel für 
landwirtschaftliches Saatgut, § 1 der Aner- 
kennungsgrundregel für Gemüsesaatgut) ist 
wegen des hierin liegenden Konzessions- 
prinzips nicht mehr vorgesehen. Es soll ge- 
nügen, daß der Betrieb und die Betriebe, 
derer er sich bedient, den vom Bundes- 
minister aufzustellenden betrieblichen Min- 
destanforderungen genügen (§41 Absatz 1 
Nr. 3). 

Andererseits erschien es tunlich, in Ab- 
weichung von der bisherigen Regelung (XV 
der Anerkennungsgrundregel für landwirt- 
schaftliches Saatgut; § 13 der Anerkennungs- 
grundregel für Gemüsesaatgut) die Probe- 
nahme durch den Antragsteller als Unter- 
lage für die Saatgutanerkennung grundsätz- 
lidi auszuschließen (§ 42 Absatz 3). 


Zu $ 45 (Verpflichtungen aus der Anerken- 
nung) 

Die durch diese Vorschrift eingeführte Auf- 
zeichnungspflicht des Antragstellers der An- 
erkennung soll die Beurteilungsunterlagen 
der Anerkennungsbehörden ergänzen und 
erweitern. Die Vorschrift bezieht sich auch 
auf die Zeit nach der endgültigen Saatgut- 
anerkennung. Das gleiche gilt für die Pflicht 
zur — unentgeltlichen — Einsendung von 
Saatgutproben. 

Zu § 46 (Änderung der Einstufung von 
Saatgut) 

Das Verbot des Absatzes 1 ist damit begrün- 
det, daß anerkanntes Saatgut, wenn es z. B. 
als Konsumerntegut In den Verkehr gebracht 
ist, erfahrungsgemäß keine Gewähr dafür 
bietet, daß es den bei anerkanntem Saatgut 
vorausgesetzten Wert besitzt. 

Das gleiche gilt für den in Absatz 2 geregel- 
ten Fall, daß anerkanntes Saatgut als Saatgut 
einer geringeren als der anerkannten Anbau - 
stufe (z. B. Hochzuchtsaatgut als Nachbau- 
saatgut) in den Verkehr gebracht ist. 

Zu § 47 (Saatgutvermehrung außerhalb des 
Geltungsbereichs des Gesetzes) 

Zuchtsaatgut deutscher Saatzuchtbetriebe 
wird außerhalb des Bundesgebietes insbeson- 
dere bei Gemüsesaatgut vermehrt. Nach den 
vorliegenden Erfahrungen erscheint — auch 
aus zolltechnischen Gründen — eine beson- 
dere Regelung erforderlich. Die Einzelheiten 
der Regelung werden zweckmäßig nicht im 
Gesetz getroffen, sondern dem Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten überlassen, zumal im Hinblick auf 
die besondere Anpassungsfähigkeit, die für 
eine solche Regelung vorauszusetzen ist. 

Zu § 48 (Saatgut aus Gebieten außerhalb des 
Geltungsbereichs des Gesetzes) 

Die Vorschrift bildet die Rechtsgrundlage für 
die Anerkennung von in einem anderen 
Staate geprüftem Saatgut auf Grund Inter- 
nationaler Abkommen. 

Zu §§ 49 und 50 (Zulassung von Handels- 
saatgut; Zulassung von Behelfssaatgut) 

Die bisherige Regelung des Verkehrs mit 
landwirtschaftlichem Saatgut und mit Ge- 
müsesaatgut unterscheidet nur zwischen an- 
erkanntem Saatgut und Handelssaatgut (§ 1 
Absatz 1 der Saatgutverkehrsordnung vom 
2. Februar 1951). Demgegenüber sieht der 
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Entwurf im Verfolg einer Anerkennung der 
beteiligten Wirtschaftskreise vor, daß die 
bisherige Gruppe des Handelssaatgutes in 
zwei Gruppen: einerseits Handelssaatgut und 
andererseits Behelfssaatgut aufgelöst wird. 
Die Bezeichnung als Handelssaatgut soll dem 
Saatgut solcher — qualifizierter — Sorten 
Vorbehalten sein, bei denen regelmäßig Han- 
delssaatgut in den Verkehr kommt oder die 
Zulassung — z. B. von eingeführtem Saatgut 
— landeskulturell von besonderer Wichtig- 
keit und damit regelmäßig unentbehrlich ist. 
Die hierbei in Betracht kommenden Sorten 
sollen vom Bundesminister bestimmt werden. 
Im Gegensatz hierzu steht das Behelfssaatgut. 
Es handelt sich um Arten oder Sorten, bei 
denen erfahrungsgemäß der Saatgutbedarf 
des Inlandes aus deutschem anerkanntem 
Saatgut befriedigt werden kann. Die Saatgut- 
zulassung soll hier die Ausnahme bilden und 
nur dann in Betracht kommen, wenn die 
Versorgung mit anerkanntem Saatgut oder 
mit zugelassenem Handelssaatgut nicht aus- 
reichend erscheint. Im übrigen gelten für 
beide Kategorien von zugelassenem Saatgut 
übereinstimmende Grundsätze für die Be- 
stimmungen der Zulassung, für die Bestim- 
mung der zuzulassenden Mengen bei den ein- 
zelnen Saatgutarten und für die Zulassung der 
einzelnen Saatgutpartien. Zur Erleichterung 
der Einfuhr von Handelssaatgut ist in § 49 
Absatz 4 eine Besonderheit in bezug auf Be- 
scheinigungen ausländischer Prüfungsstellen 
vorgesehen. Die Regelung wird durch die 
Vorschrift des § 53 Absatz 3 ergänzt, die sich 
auf im Ausland vorgenommene Plombierun- 
gen bezieht. 

Zu § 51 (Geltungsbereich der Anerkennung 
und der Zulassung) 

Die Vorschrift bildet die Rechtsgrundlage 
für die Anerkennung der Saatgutanerken- 
nung oder Saatgutzulassung eines Landes 
durch die übrigen Länder des Bundesgebietes. 

Zu § 52 (Kennzeichnung von Saatgut) 

Die Vorschriften über den Verkehr mit land- 
wirtschaftlichem Saatgut und Gemüsesaatgut, 
insbesondere über die Anerkennung solchen 
Saatgutes, würden ohne ergänzende Vor- 
schriften über die Kennzeichnung des Saat- 
gutes die beabsichtigte Wirkung nicht oder 
nur in geringerem Maße erzielen. Nach Ab- 
satz 1 Satz 1 soll daher anerkanntes Saatgut 
nicht nur mit dem Sortennamen (§ 7), son- 
dern auch mit der Anbaustufe (z. B. Hoch- 
zuchtsaatgut, Nachbausaatgut der ersten 


Nachbaustufe), Saatgut dagegen, das als Han- 
delssaatgut oder Behelfssaatgut zugelassen ist, 
als solches Saatgut gekennzeichnet werden. 
Der Bundesminister soll nach Satz 2 weitere 
Kennzeichnungen im Saatgutverkehr (u. a. 
Keimzahl, Reinheit, Erntejahr, Herkunft) im 
Interesse der Saatgutbezieher vorschreiben 
können. 

Absatz 2 soll es möglich machen, unklaren 
Kennzeichnungen wie „saatfertig gerichtete 
Speisekartoffeln" bei landwirtschaftlichem 
Saatgut oder Gemüsesaatgut, das nicht an- 
erkannt oder zugelassen ist, entgegenzu- 
treten. 

Zu § 53 (Plombierung von Saatgut) 

In Übereinstimmung mit der Regelung des 
§ 2 der Saatgutverkehrsordnung soll nach 
Absatz 1 die Plombierungspflicht bei an- 
erkanntem Saatgut dem Antragsteller der 
Anerkennung, bei Handelssaatgut dem An- 
tragsteller der Zulassung, jeweils also der 
ersten Hand obliegen. Handelssaatgut, das 
nicht in den Inlandsverkehr gelangt (z. B. im 
Falle des sofortigen Exportes) soll von der 
Plombierungspflicht ausgenommen sein. 

Nach Absatz 2 soll der Bundesminister ELF 
die Plombierungspflictit erleichtern (Satz 1), 
aber auch über die erste Hand hinaus er- 
weitern können (Satz 2). 

Absatz 3 ermächtigt den Bundesminister ELF, 
die Art der Plombierung zu regeln und die 
Einfuhr von Importsaatgut dadurch zu er- 
leichtern, daß ausländische — amtliche mnd 
nichtamtliche — Plombierungen inländischen 
Plombierungen gleichgestellt werden. 

Zu § 54 (Saatgutvermehrungsverträge) 

Bei der Erzeugung von Superelitesaatgut aus 
Stammelitesaatgut, von Elitesaatgut aus 
Superelitesaatgut, von Hochzuchtsaatgut aus 
Elitesaatgut (vgl. § 37 Ziffern 3 und 4) liest 
der Züchter Saatgut der jeweilig in Betracht 
kommenden Stufe aus und vermehrt es. In 
dem Maße, in dem die Saatgutproduktion 
zunimmt — einige Saatgutbetriebe sind die 
Lieferanten eines großen Teils des in der 
Landwirtsdiaft verwendeten Saatgutes der 
betreffenden Art — wird in der Regel der 
eigene Betrieb des Züchters für die Saatgut- 
vermehrung nicht mehr genügen. Dies ist der 
Anlaß zum Abschluß der sogenannten Ver- 
mehrungsverträge, auf Grund deren der 
Züchter durch andere Erzeuger Zuchtsaatgut 
der von ihm gezüchteten Sorte zu Zuchtsaat- 
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gut der nächsten Stufe vermehren läßt. Ver- 
mehrt wird in erster Linie Hochzuchtsaatgut, 
bei Zuditbetrieben mit großer und alter Er- 
zeugungsbasis aber auch Elite-, Superelite- 
und Stammelitesaatgut. Hierauf beruht das 
landeskulturelle Interesse an der ordnungs- 
mäßigen Durchführung der Vermehrung (§ 8 
Absatz 1). Die Vermehrungsverträge ver- 
dienen jedodi auch privatreditlidi reditspoli- 
tische Aufmerksamkeit, da sie de facto auf- 
tragsmäßige (dienstvertraglidie) Verhältnisse 
sAaffen, viclfadi aber auf der Grundlage des 
Kaufs und Rückkaufs von Saatgut formuliert 
sind. In solchen Abmachungen können Ge- 
fahren für den meist wirtsdiaftlidi sdiwäche- 
ren Vermehrer liegen. Angesichts der großen 
Zahl der Vermehrer erscheint es angezeigt, an 
dem hierdurch gestellten Problem nidit vor- 
beizugehen. Die Bestimmung knüpft an die 
in den Anerkennungsgrundregeln enthaltene 
Regelung an, wonach Vermehrungsverträge 
einer besonderen Kontrolle unterliegen 
(II Absatz 1 Nr. 1 der Anerkennungsgrund- 
regel für landwirtschaftliches Saatgut, § 3 
Absatz 1 Ziffer 1 der Anerkennungsgrund- 
regel für Gemüsesaatgut) und schreibt vor, 
daß Vermehrungsverträge, die von den vom 
Bundesminister ELF vorgeschriebenen allge- 
meinen Geschäftsbedingungen für Vermeh- 
rungsverträge abweichen, der Genehmigung 
bedürfen. Dies gilt nidit nur für die von 
einem Züditer, sondern auch für die von 
einem Saatguthandelsbetrieb oder einem an- 
deren Auftraggeber abgesdilossenen Ver- 
mehrungsverträge. 

Zu § 55 (Feilhalten von Saatgut auf Märkten) 

Nadi § 56 Absatz 2 Nr. 2 der Reichs- 
gewerbeordnung können die Obersten Lan- 
desbehörden den Vertrieb von Sämereien im 
Umherziehen verbieten. In Ergänzung diesem 
Bestimmung sollen die Obersten Landes- 
behörden auch den Vertrieb von Saatgut auf 
Märkten verbieten können. 

Zu § 56 (Zulassung von Saatguthandels- 
betrieben) 

Die Vorschrift entspricht dem Wunsche der 
Obersten Landesbehörden und sieht ent- 
sprechend einer früheren Regelung vor, daß 
Saatguthandelsbetriebe, die zum Zwecke ge- 
werbsmäßigen Saatgutvertriebs im Betrieb 
eines Dritten landwirtschaftlidies Saatgut er- 
zeugen lassen, einer besonderen Zulassung 
bedürfen. Nach Satz 1 bezieht sich die Zu- 
lassung auf den Vertrieb des hiernach erzeug- 
ten Saatgutes. Die von der Obersten Landes- 


behördc oder der von ihr bestimmten Stelle 
ausgesprochene Zulassung soll für das Bun- 
desgebiet gelten (Satz 2). Die Sätze 3 und 4 
eiithalten Handhabungsgrundsätze. 

Zu § 57 (Geschlossene Anbaugebiete) 

Die Bestimmung kann nach Auffassung der 
Obersten Landesbehörden für die Erzeugung 
von landwirtschaftlichem und gemüsebau- 
lichem Zuchtsaatgut erhebliche Bedeutung er- 
langen. Bei Fremdbefruchtern (Roggen u. a. 
m.) ist die Reinhaltung der Sorte erschwert, 
wenn nicht unmöglich, v/enn die der Fremd- 
befruchtung zugänglichen Pflanzen durch 
Pflanzen einer anderen Sorte oder Art be- 
fruchtet werden. Um dies zu verhindern, be- 
darf es besonderer Maßnahmen, da die 
Fremdbefruchtung über erhebliche Strecken 
wirksam ist. Die Obersten Landesbehörden 
sollen daher in der Lage sein, Gebiete zu ge- 
schlossenen Anbaugebieten von Fremd- 
befruchtern zu erklären, In diesen Gebieten 
den ausschließlichen Anbau bestimmter Arten 
oder Sorten von Fremdbefruchtern vorzu- 
schreiben und weitere Maßnahmen — z. B. 
in bezug auf Unkrautbeseitigung — - zu 
treffen. 

Zu § 58 (Prüfung von Ausfuhrsaatgut) 

Die im Ausland eingeführte Ausfuhrkontrolle 
bietet eine wertvolle Handhabe für die För- 
derung der Wettbewerbsfähigkeit von Ex- 
portgütern. Es erscheint zweckmäßig, auch In 
bezug auf Saatgut eine Rechtsgrundlage hier- 
für zu schaffen und dem Bundesminister ELF 
die erforderlichen Ermächtigungen zu er- 
teilen. 

Zu § 59 (Verfahrensregelung) 

Bei den in Absatz 1 aufgeführten Rechtsver- 
ordnungen handelt es sidi entweder um Re- 
gelungen, bei denen Vorsorge zu treffen Ist, 
daß sie in kurzer, unter Umständen kür- 
zester Frist in ^raft gesetzt werden können 
(§§ 40 Absatz 4 Satz 2; 49, 50), oder unj Re- 
gelungen, die sich auf das Ausland beziehen 
(§§ 47, 48, 58). Es ist daher vorgesehen, daß 
die hiernach in Betracht kommenden Rechts- 
verordnungen der nach Artikel 80 Absatz 2 
des Grundgesetzes erforderlichen Zustimmung 
nicht bedürfen. 

Durch Absatz 2 Satz 1 v/ird klargestellt, daß 
der Bundesminister ELF zum Zwecke bundes- 
einheitlicher Regelung allgemeine Verwal- 
tungsvorschriften erlassen kann. Absatz 2 
Satz 2 bildet eine Rechtsgrundlage für den 
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Erlaß von Landesgebührenordnungen. Im In- 
teresse der auch hierbei anzustrebenden Ein- 
heitlichkeit ist vorgesehen, daß diese Ge- 
bührenordnungen im Benehmen mit dem 
Bundesminister erlassen werden. 

Zu § 60 (Anhörung von berufsständisdien 
i^nd fachliciien Organisationen) 

Es wird vielfach zweckmäßig und unbedenk- 
lich sein, die berufsständischen und fachlichen 
Organisationen vor dem Erlaß von Rechts- 
verordnungen und Verwaltungsvorschriften 
zu hören, wie das auch der Staatspraxis in 
Bund und Ländern entspricht. Es bestehen 
keine Bedenken, dem Wunsche dieser Orga- 
nisationen zu entsprechen, ihre Anhörung im 
vorliegenden Gesetz hervorzuheben. 

Zu § 61 (Sonstiges Saatgut) 

Die Abschnitte I und II des Zweiten Teils be- 
ziehen sich nur auf landwirtschaftliches Saat- 
gut und Gemüsesaatgut. Aber auch bei an- 
derem Saatgut kann das Bedürfnis auftreten 
nach einer Regelung des Saatgutverkehrs, 
der Saatgutanerkennung, der Saatgutzulas- 
sung, der Saatgutkennzeichnung, der Saat- 
gutplombierung, der Erklärung von geschlos- 
senen^ Anbaugebieten u. a. m. 

Die Bestimmung gibt dem Bundesminister 
ELF zunächst die Befugnis, die Vorschriften 
des Abschnittes I und II ganz oder zum Teil 
auf anderes Saatgut zu erstrecken, wenn hier- 
durch die Verwendung hochwertigen Saat- 
gutes gefördert wird (Satz 1 Absatz 1). 

Absatz 1 Satz 2 regelt den Fall, daß die Er- 
teilung des Sortenschutzes wegen der Art, 
der die Sorte angehört, nicht in Betracht 
kommt. Für die Methodik der Saatgut- 
anerkennung und der Saatgutzulassung be- 
sitzt jedoch die Registrierung ausschließlich 
hierfür in Betracht kommencler Sorten eine 
so große Bedeutung, daß vorgesehen ist, daß 
der Bundesminister ELF, wenn die Sorte 
wegen ihrer Art nicht schützbar ist (§ 2 Ab- 
satz 1 Nr. 3), die Eintragung der Sorte in 
das Besondere Sortenverzeichnis des Bundes- 
sortenamtes vorschreiben kann. 

Bei Obst-, Reben- und ähnlichen Dauer- 
kulturen kommen Fortpflanzungsverfahren 
zur Anwendung, die es zweifelhaft erscheinen 
lassen, ob die hierbei verwendeten Pflanzen 
oder Pflanzenteile als Saatgut im Sinne des 
§ 37 Ziffer 1 gelten können. Hierdurch 
würde eine Lücke des Gesetzes entstehen, 
deren Vermeidung im Interesse der Landes- 


kultur wünschenswert ist. Absatz 2 schreibt 
daher allgemein vor, daß der Bundesminister 
ELF für, die zum Anbau oder als Unterlags- 
pflanzen bestimmten Pflanzen eine Sorten- 
kontrolle einführen kann. 


D 

Bemerkungen zum Dritten Teil 
des Gesetzes 

Zu § 62 (Strafbestimmungen) 

Absatz 1 gibt die Voraussetzungen an, unter 
denen Verstöße gegen einzelne Vorschriften 
des Gesetzes nach den Grundsätzen des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes Bußgeld- oder echte Straf- 
folgen nach sich ziehen. Hierbei sind die- 
jenigen Vorschriften berücksichtigt, deren Be- 
achtung im öffentlichen Interesse liegt. Ab- 
satz 2 läßt eine Erweiterung des Anwendungs- 
bereiches des § 62 aus Anlaß von Bundes- 
oder Ländervorschriften zu. 

Zu § 63 (Bisher zugelassene Sorten) 

Auf Grund der Sortenzulassungsgrundregel 
sind zahlreiche Sorten zugelassen (vgl. die in 
Absatz 2 angeführte Sortenliste). Die Über- 
gangsvorschrift ermöglicht die Berücksichti- 
gung dieser Sorten nach den Grundsätzen des 
Saatgutgesetzes, sofern sie ihrer Art nach im 
Artenverzeichnis (§ 2 Absatz 1 Nr. 3) auf- 
geführt sind und als Nutzpflanzen landes- 
kulturellen Wert besitzen. Dabei ist zu unter- 
sdieiden einerseits zwischen echten Zuditsorten 
im Sinne des § 4 und Ringsorten, die nach 
Absatz 3 als gemeinschaftlich gezüchtet gelten 
(§ 4 Satz 2) — die Ringsatzungen sind auf 
Gtund Ermächtigung des Reichsbauernführers 
vom Reichsverband der Deutschen Pflanzen- 
zuchtbetriebe erlassen — , und andererseits 
Gruppensorten und Landsorten (§ 37 Nrn. 5 
und 7). Für die beiden ersten Sorten kommt 
die Erteilung des Sortenschutzes in Betracht, 
wenn die Voraussetzungen hierfür vorliegen; 
die beiden letzten Sorten sollen mit gleichem 
Vorbehalt in das Besondere Sortenverzeichnis 
des Bundessortenamtes eingetragen werden 
können und dadurch, im Sinne des § 40 Ab- 
satz 6 anerkennungsfähig werden. 

Zu § 64 (Nachbauerlaubnis für bereits zu- 
gelassene Kartoffelsorten) 

Um die Rechtswirkungen, die sich aus der Er- 
teilung des Sortenschutzes für die gegenwärtig 
zugelassenen Sorten ergeben werden, bei Kar- 
toffeln in bezug auf die Erzeugung von Nach- 
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bausaatgut zu mildern, wird durch die Über- 
gangsvorschrift für bereits zugelassene Kar- 
toffelsorten, deren Saatgut in den Verkehr 
gelangt ist, bestimmt, daß die Nachbau- 
erlaubnis des Sorteninhabers nach § 13 Ab- 
satz 1 als erteilt gilt. Der Nadibauer hat an 
den Sorteninhaber für anerkanntes Saatgut 
ein Entgelt zu entrichten. Im übrigen sollen 
die Bestimmungen des § 13 Absätze 3 bis 7 
entsprechend anwendbar sein. 

Zu § 65 (Sorten vertriebener Züchter) 

In die Sortenliste •(§ 63 Absatz 2) sind zahl- 
reiche Sorten vertriebener Züchter eingetragen. 
Durch die Bestimmung soll der besonderen 
Rechtslage dieser Züchter, die ihre außerhalb 
des Bundesgebietes gelegenen Zuchtbetriebe 
verloren haben, Rechnung getragen werden. 

Zu § 66 (Änderung des Warenzeichengesetzes) 

Ungeachtet der verschiedenen Funktionen des 
Warenzeichens einerseits und des Sorten- 
namens andererseits werden Kollisionsnormen 
im Verhältnis zwischen diesem Warennamen 
und dem Warenzeichen für erforderlich er- 
achtet. Hieraus ergibt sich die vor geschlagene 
Änderung des Warenzeichengesetzes. 

Zu § 67 (Übernahme der Aufgaben des Bun- 
dessortenamtes für Nutzpflanzen) 

Da das Bundessortenamt auf Grund einer Um- 
bildung des als nachgeordnete Dienststelle des 


Bundesministers ELF bestehenden Bundes- 
sortenamtes für Nutzpflanzen entstehen soll, 
erscheint eine entsprechende Überleitungsvor- 
schrift geboten. 

Zu § 68 (Erstreckung auf Berlin) 

Die Bestimmung soll dem Land Berlin die 
Übernahme des Saatgutgesetzes erleichtern. 

Zu § 69 (Inkrafttreten des Gesetzes) 

Durch Absatz 1 wird das Außerkrafttreten 
der Saatgutverordnung 1934, der Sortenzulas- 
sungsgrundregel sowie der Saatgutverkehrsver- 
ordnung ausdrücklich bestimmt, da die Ma- 
terie dieser Verordnung im Saatgutgesetz 
vollständig geregelt ist. 

Das Außerkrafttreten sonstiger, dem Saatgut- 
gesetz jedoch widersprechender Vorschriften 
folgt aus den allgemeinen Grundsätzen der 
Gesetzesanwendung. 

Da die Saatgutanerkennung im Saatgutgesetz 
nicht abschließend normierr Ist, sondern erst 
durch die nach dem Gesetz zu erlassenden 
Vorschriften geregelt werden soll, werden die 
geltenden Anerkennungsgrundregeln, soweit 
sie nicht als dem Gesetz widersprechend be- 
reits mit dessen Inkrafttreten aufgehoben 
werden (vgl. u. a. § 42 Absatz 3), erst auf 
Giund der neuen Vorschriften außer Kraft 
gesetzt. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 21. September 1951 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 3. September 1951 — 6 — 72. 
104 — 1895/51 III — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundes- 
rat in seiner 68. Sitzung am 21. September 1951 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über Sortenschutz 
und Saatgut von Kulturpflanzen (Saatgutgesetz) 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. Im 
übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Kopf 
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B e t r^. : Entwurf eines Gesetzes über Sortenschutz und Saatgut von 
Kulturpflanzen (Saatgutgesetz) 


1. § 1 erhält folgende Fassung: 

4 1 

Zweck des Sortensdiutzes 

Zum Schutz neuer wertvoller Sorten 
von landwirtschaftlichen und garten- 
baulichen Kulturpflanzen wird nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmun- 
gen ein Sortenschutz gewährt/ 

Begründung: ^ 

1. Der Zusatz: „von landwirtschaftlichen 
und gartenbaulichen Kulturpflanzen*^ 
ist erforderlich wegen der Abgrenzung 
zum forstlichen Artgesetz. Nach der 
Fassung des Regierungsentwurfs wür- 
den auch forstlldie Kulturpflanzen er- 
faßt werden. 

2. Die Streichung des Passus „und zur 
Stärkung der rechtlichen und wirt- 
schaftlichen Grundlagen der Pflanzen- 
zuchtbetriebe“ erscheint zweckmäßig, 
da er sprachlich nicht besonders glück- 
lich ist und gedanklich keine vollstän- 
dige Motivierung für den Gesetzent- 
wurf gibt. 

2. a) In § 2 Absatz 1 Buchstabe c) wird das 

Wort: „. . . (Anlage) . gestrichen. 

b) § 2 Absatz 5 erhält' folgende Fassung: 

„(5) Der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und For- 
sten (Bundesminister) setzt das 
Artenverzeichnis durch Rechtsver- 
ordnung fest.“ 

Begründung: 

Sofern nach dem Vorschlag des Regie- 

rungsentwurfls das Artenverzeichnis als 

Anlage zum Gesetz veröffentlicht wird, 

Ist es Bestandteil des Gesetzes. Es dürfte 


folgerichtig nicht durch Rechtsverord- 
nung geändert werden können, wie der 
Entwurf gleichfalls vorsieht. Der Inhalt 
des Artenverzeichnisses erscheint zudem 
nicht so bedeutungsvoll, daß eine Erff- 
scheidung des Bundestages über die ein- 
zelnen in das Artenverzeichnis aufzuneh- 
menden Arten herbeigeführt werden 
müßte. Daher zweckmäßiger: Festsetzung 
des Artenverzeichnisses durch Rechtsver- 
ordnung. 

3. § 37 erhält folgende Fassung: 

4 37 

Begriffsbestimmungen 

(1) Saatgut im Sinne dieses Gesetzes 
sind Samen, Pflanzgut oder Pflanzen- 
telle, die für die Erzeugung von 
Pflanzen oder für die Fortpflanzung 
bestimmt sind. 

(2) Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. Zuchtsaat: 

Saatgut einer durch Züchtung ge- 
wonnenen Sorte, 

2. Landsortensaatgut: 

Saatgut einer Sorte, für die ein Sor- 
tenschutz nicht besteht, die jedoch 
durch natürliche Auslese entstanden 
ist und innerhalb ihres Herkunfts- 
gebietes besonderen landeskulturel- 
len Wert besitzt, wenn sie als Land- 
sorte in das besondere Sortenver- 
zeichnis (§ 63 Abs. 2) eingetragen 
ist, 

3. Handelssaatgut: 

Saatgut in- und ausländischer Er- 
zeugung von Arten, bei denen die 
Erzeugung von anerkanntem Saat- 
gut regelmäßig nicht ausreicht, um 
die Versorgung zu decken und das 
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die Voraussetzungen für eine An- 
erkennung als Saatgut nidit erfüllt, 
das jedodi nadi einer besonderen 
Prüfung nadi den Vorsdiriften 
dieses Gesetzes als Handelssaatgut 
zugelassen ist (§ 49).“ 

Begründung: 

Um eine bessere Übersiditlidikcit herzu- 
stellen, erscheint es zweckmäßig, die Be- 
griffsbestimmungen im § 37 nur auf die 
Hauptkateeorien von Saatgut zu beschrän- 
ken und die Untergruppen an anderer Stelle 
zu umschreiben. Ebenso sollte die Be- 
griffsbestimmung für Behelfssaatgut nicht 
an dieser Stelle gebracht werden, da die 
Zulassung von Behelfssaatgut lediglich in 
Ausnahmefällen stattfinden soll, und der 
B'^griff des Behelfssaatgutes deshalb den 
ständig verwendeten Begriffen von 
Zucht- und Handelssaatgut usw. nicht 
gleichwertig erscheint. 

D’e Definitionen zu Nrn. 7 bis 9 im Re- 
gierungsentwurf sind mehr Verweisungen 
auf spätere Gesetzesstellen als Begriffs- 
bestimmungen. Eine Ergänzung erschien 
hier zweckmäßig. 

4. § 38 Absatz 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Landwirtschaftliches Saatgut 
und Gemüsesaatgut darf nur ver- 
trieben (§ 7) werden, wenn es aner- 
kannt oder zugelassen (^§ 49, 50) ist. 
Dies gilt nicht für Zuchtsaatgut, das 
im Inland auf Grund eines Ver- 
mehrungsvertrages als Vermehrungs- 
saatgut an eine der Vertragsparteien 
abgegeben oder zurückgegeben wird. 
Der Bundesminister kann für einzelne 
Arten durch Rechtsverordnung Aus- 
nahmen zulassen, wenn an der Aner- 
kennung oder Zulassung ein landes- 
kulturelles Interesse nicht besteht.“ 

Begründung: 

Um dem Gesetz eine größere Elastizität 
zu verleihen, erscheint es zweckmäßig, an 
dieser Stelle die Mögliäikeit für Aus- 
nahmeregelungen offen zu lassen. 

5. § 38 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bei landwirtschaftlichem Saat- 
gut kann die Oberste Landesbehörde 
im Benehmen mit dem Bundesmini- 
ster durch Rechtsverordnung Aus- 
nahmen von der Vorschrift des Ab- 
satzes 1 zulassen, sofern nicht die ab- 


gebenden Betriebe Saatgut zum 
Zwecke gewerbsmäßigen Saatgutver- 
triebs erzeugen.“ 

Begründung: 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene 
Abgrenzung von klein- und mittelbäuer- 
lichen Betrieben erscheint sachlich nicht in 
allen Fällen gerechtfertigt und wird zu- 
dem zu Abgrenzungsschwierigkeiten 
führen. 

6. § 39 erhält folgende Fassung: 

4 39 

Anerkennungsstclle 

Die Anerkennung wird durch die 
Oberste Landesbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle (Anerkennungs- 
stelle) ausgesprochen.“ 

Begründung: 

In einigen Ländern erfolgt die Aner- 
kennung durch die Oberste Landesbe- 
hörde unmittelbar. 

7. § 40 Absätze 1 bis 4 erhalten folgende 
Fassung: 

„(1) Anerkannt wird nur 

1. Zuchtsaatgut als Hochzuchtsaatgut, 

Stammsaatgut oderNachbausaatgut, 

2. Landsortensaatgut. 

(2) Als Hochzuchtsaatgut wird nur 
Zuchtsaatgut anerkannt, das aus min- 
destens auf der letzten Stufe des 
Zuchtaufbaus gewonnenem Zuchtsaat- 
gut (Elitesaatgut) erwachsen ist, wenn 
clurch Prüfung der Anerkennungs- 
stelle festgestellt wurde, daß dieses 
Zuchtsaatgut die in § 41 bestimmten 
Voraussetzungen erfüllt. Für die 
Prüfung sind die §§ 42 und 43 Ab- 
sätze 1 und 2 entsprechend anzu- 
wenden. 

(3) Als Stammsaatgut wird nur 
Zuchtsaatgut einer Gruppensorte 
(5 63 Absatz 2) .anerkannt, wenn die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 vor- 
liegen. Die Sorte muß während der 
letzten drei Zuchtgenerationen vom 
Erhaltungszüchter im Verfahren der 
Erhaltungszüchtung bearbeitet sein. 

(4) Als Nachbausaatgut wird nur 
Zuchtsaatgut anerkannt, das aus aner- 
kanntem Hochzuchtsaatgui: oder aus 
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im eigenen Betrieb des Nadibauers er- 
zeugtem oder anerkanntem Nachbau- 
saatgut erwachsen ist, wenn es zu 
einer Art und Anbaustufe gehört, für 
deren Saatgut der ßundesminister 
durch Redhtsverordnung die Aner- 
kennung für Nadhbau zugelassen hat.“ 

Begründung: 

Die Begriffsbestimmungen für die Unter- 
gruppen des Zuchtsaatgutes sollten der 
besseren Übersichtlichkeit halber an die- 
ser Stelle gegeben werden (vgl. Bemer- 
kung zu 6.). 

Die Beschränkung, daß Nachbau als Aus- 
saat zur Erzeugung von anerkanntem 
Nadibau nur verwendet werden darf, 
wenn die Aussaat im eigenen Betrieb des 
Vermehrers erzeugt und anerkannt wor- 
den ist, entspricht der bisherigen Übung. 

8. a) In § 52 Absatz 1 Satz 2 werden hin- 

ter dem Wort: «... Kennzeichnun- 
gen . . die Worte eingefügtj . ., 
insbesondere Herkunftsbezeichnun- 
gen, , . 

b) Absatz 2 erhalt folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister kann durch 
Rechtsverordnung vorschreiben, daß 
aberkanntes oder nicht zugelassenes 
landwirtschaftliches oder Gemüsesaat- 
gut gekennzeichnet wird.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 der Regie- 

rungsvorlage wird Absatz 3; außerdem 
werden hinter dem Wort: , Be- 

zeichnungen . . die Worte cinge- 
fügt: oder Kennzeichnungen . . 

Begründung: 

a) Obwohl bereits nach der Fassung des 
Regierungsentwurfs grundsätzlich die 
Möglichkeit besteht, besondere Her- 
kunftsbezeichnüng vorzuschreiben, er- 
scheint es bei der besonderen Wichtig- 
keit dieser Bezeichnung gerade auch 
bei Importsaatgut zweckmäßig, die 
Möglichkeit Im Gesetz besonders her- 
vorzuheben. 

b) Um zu verhindern, daß aberkanntes 
oder nicht zugelassenes Saatgut auf 
Umwegen in den Verkehr gebracht 
wird, sollte die Möglichkeit einer 
Kennzeichnung vorgesehen werden. 

c) Vervollständigung des Reglerungsent-^ 
Wurfs. 

9. § 54 wird gestrichen. 


Begründung: 

Eine Streichung des § 54 erscheint zweck- 
mäßig, da der Erlaß verbindlicher allge- 
meiner Geschäftsbedingungen für den 
Saatgutverkehr eine Durchbrechung der 
Vertragsfreiheit enthält, die im Wider- 
spruch zu den im Wirtschaftsrecht heute 
geltenden Grundsätzen steht. Überdies 
würde die In § 54 vorgesehene Genehmi- 
gung für Abweichungen von den allge- 
meinen Geschäftsbedingungen die Geneh- 
migungsbehörden mit einem nur schwer 
zu bewältigenden Maß von Arbeit sowie 
mit einer erheblichen Verantwortung be- 
lasten. 

10. § 56 erhält folgende Fassung: 

4 56 

Saatguthandelsbetricbe 

(1) Saatguthandelsbetriebe, die 
landwirtschaftliches Saatgut zum 
Zwecke gewerbsmäßigen Saatgutver- 
triebs Im Betrieb eines Dritten er- 
zeugen lassen, sowie Betriebe, die sich 
mit der Bearbeitung von landwirt- 
schaftlichem Saatgut befassen, haben 
die Aufnahme ihrer Tätigkeit der von 
der zuständigen Obersten Landesbe- 
hörde bestimmten Behörde anzu- 
zeigen. 

(2) Die nach Absatz 1 zuständigen 
Behörden sind berechtigt, dem In- 
haber eines anzeigepflichtigen Be- 
triebes die Fortführung seiner Tätig- 
keit zu untersagen, wenn der Betrieb 
die erforderlichen technischen Ein- 
richtungen oder die für die Führung 
des Betriebes verantwortlichen Per- 
sonen die notwendigen fachlichen 
Kenntnisse und die persönliche Zuver- 
lässigkeit nicht besitzen. Die zustän- 
digen Behörden sind berechtigt, an- 
zeigepflichtige Betriebe auf das Vor- 
lieben dieser Voraussetzungen zu 
überprüfen." 

Begründung: 

Eine Zulassungspflicht für VO-Firmen 
widerspricht den gegenwärtig im Gewer- 
berecht herrschenden Grundsätzen. Auch 
ein praktisches Bedürfnis dafür dürfte 
nicht bestehen. Richtiger erscheint eine An- 
zeigepflicht mit der Möglichkeit, unzuver- 
lässigen Betrieben die Tätigkeit zu unter- 
sagen. Entsprechend der bisherigen 
Übung sollte diese Bestimmung auch auf 
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Betriebe, die Saatgut bearbeiten, ausge- 
dehnt werden. 

11. § 59 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Bundesminister bedarf für 
den Erlaß von Rechtsverordnungen 
in den Fällen der §§ 48 und 50 der 
Zustimmung des Bundesrates nicht.“ 

Begründung: 

Die Fälle, in denen der Entwurf den Er- 
laß von Rechtsverordnungen des Bun- 
desmlnlsters ohne Zustimmung des Bun- 
desrates vorsieht, erschienen z. T. doch 
von so grundlegender Bedeutung, daß auf 
die Beteiligung des Bundesrätes nicht ver- 
zichtet werden sollte. 

12. § 59 Absatz 2 wird wie folgt ergänzt: 

„Für die Zulassung von eingeführtem 
oder sonst in den Geltungsbereich des 
Gesetzes verbrachtem Saatgut regelt 
der Bundesminister das Gebühren- 
wesen.“ 

Begründung: 

Es erscheint erforderlich, daß das Ge- 
bührenwesen bei eingeführtem Saatgut 
einheitlich geregelt wird, Insbesondere da 
gemäß § 49 Absatz 3 die Zulassung von 
eingeführtem oder sonst in den Geltungs- 
bereich des Gesetzes verbrachtem Saatgut 
in erster Linie Angelegenheit des Bundes- 
ministers ist. 

13. In § 61 Absatz 2 werden hinter den 
Worten: „. . . eingetragen ist . . .“ die 
Worte eingefügt: „. . . oder für deren 
Sorte ein Sortenschutz besteht . . .“. 

Begründung: 

Nach der Fassung des Entwurfs Ist 
grundsätzlich auch die Gewährung des 
Sortenschutzes für Obst- und Reben- 
kulturen möglich. Diese Möglichkeit 
müßte deshalb am dieser Stelle auch be- 
rücksichtigt werden. 

14. Nach § 61 wird folgender neuer § 61 a 
'eingefügt: 

„§ 61 a 

Anerkenungsfähigkeit in besonderen 
Fällen ^ 

Der Bundesminister kann das Bun- 
dessortenamt (Sortenausschuß) er- 
mächtigen, die Anerkennung des Saat- 
gutes von Sorten, für die ein Sorten- 
schutz nicht besteht, zuzulassen, wenn 


an der Verwendung des Saatgutes ein 
besonderes landeskulturelles oder ein 
besonderes volkswirtschaftliches In- 
teresse besteht.“ 

Begründung: 

Es sind Fälle denkbar, In denen durch die 
Züchter ein Sortenschutz nach den Be- 
stimmungen des Ersten Teiles nicht be- 
antragt wird, da sie an dem Vertrieb der 
Sorte nicht interessiert sind, gleichwohl 
aber ein landeskulturelles Interesse an der 
V^rkehrsfählgkeit dieser Sorte besteht. 
Deshalb sollte durch' eine besondere Be- 
stimmung vorgesehen werden, daß der 
Bundesminister das Bundessortenamt er- 
mächtigt, Saatgut derartiger Sorten zur 
Anerkennung zuzulassen. 

15. § 62 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig gegen die Vorschriften über den 
Verkehr mit landwirtschaftlichem 
Saatgut oder Gemüsesaatgut (§§ 38, 
44 und 46), 

über die Bezeichnung oder Kennzeich- 
nung von landwirtschaftlichem Saat- 
gut oder Gemüsesaatgut (§ 52 Ab- 
sätze 1 und 2) und von landwirt- 
schaftlichem Erntegut oder Gemüse- 
erntegut (§ 52 Absatz 3), 
über die Plombierung von landwirt- 
schaftlichem Saatgut oder Gemüse- 
saatgut (§ 53), 

über die Anzeigepflicht für Saatgut- 
handels- und -bearbeitungsbetriebe 
(§56) 

verstößt, wird mit Gefängnis und 
Geldstrafe oder einer dieser Strafen 
bestraft.“ 

Begründung: 

Der Entwurf sieht eine Strafverfolgung 
lediglich- bei vorsätzlichen Delikten vor. 
Eine Begründung hierfür ist nicht ange- 
geben, Die Beschränkung lediglich auf 
Vorsatz erscheint In doppelter Hinsicht 
bedenklich, da auch fahrlässige Verstöße 
In gewissem Umfange strafwürdig sein 
düfften. Im übrigen aber der Nadiweis 
des Vorsatzes häufig schwer sein wird, so 
daß die Strafverfolgungsbehörden bei 
Beibehaltung der Regelung des Entwurfs 
auf gewisse Schwierigkeiten stoßen dürften. 
Außerdem erschienen einige Ergänzungen 
der Straftatbestände notwendig. 
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16. § 63 erhält folgende Fassung: 

4 63 

Bisher zugelassene Sorten 

(1) Für die bisher für einen Sorten- 
inhaber zugelassenen Sorten, deren 
Arten im Artenverzeichnis aufgeführt 
sind, wird auf Antrag des Sortenin-' 
habers der Sortenschutz durch den zu- 
ständigen Sortenausschuß erteilt. Der 
Sortenausschuß kann die Erteilung 
des Sortenschutzes ablehnen, wenn 
die Sorte den Anforderungen der §§ 2 
und 3 nicht genügt; er kann die Er- 
teilung des Sortenschutzes von einer 
erneuten Prüfung abhängig machen. 
Die Bestimmungen des Ersten Teiles 
gelten entsprechend. 

(2) Wird die Erteilung des Sorten- 
schutzes für bisher zugelassene Sorten 
gemäß Absatz 1 abgelehnt, weil diese 
Sorten voneinander ni^t hinreichend 
deutlich unterscheidbar sind, so wer- 
den diese Sorten auf Antrag in das 
Besondere Sortenverzeichnis (Ab- 
satz 3) eingetragen, wenn sie im übri- 
gen den Anforderungen der §§ 2 und 
3 entsprechen. Das gleiche gilt für 
Sorten, bei denen die Erteilung des 
Sortenschutzes durch den Sortenaus- 
schuß gemäß Absatz 1 von einer er- 
neuten Prüfung abhängig gemacht 
wird, für die Dauer der Prüfung. Die 
Bestimmung des Absatzes 4 Satz 3 
findet entsprechende Anwendung. 

(3) Die bisher zugelassenen Grup- 
pen- und Landsorten (Bekannt- 
machung der Sortenliste 1949 der 
im Bundesgebiet zugelassenen land- 
wirtschaftlichen und gärtnerischen 
Kulturpflanzen vom 31. Dezember 
1949 _ MinBl. ELF 1950 S. 31 — 
und Bekanntmachung betreffend Er- 
gänzung der Sortenliste 1949 der im 
Bundesgebiet zugelassenen landwirt- 

• sdiaftlidien und gärtnerischen Kultur- 
pflanzen vom 31. Dezember 1950 — 


BAnz. 1951 Nr. 31 — ) werden in ein 
vom Bundessortenamt geführtes be- 
sonderes Sortenverzeichnis als Grup- 
pensorten und, soweit es sich um 
Landsorten handelt, als Landsorten 
eingetragen. 

(4) Für die Eintragung von 
Gruppensorten ist der Antrag von 
mindestens einem Erhaltungszüchter 
erforderlich. Als Berechtigter ist auf 
Antrag einzutragen, wer die Sorte 
vom 1. Januar 1948 an bearbeitet hat 
und noch bearbeitet. Im übrigen 
gelten für die Voraussetzungen, die 
Überwachung, die Dauer, die Ver- 
längerung und die Beendigung der 
Eintragung von Gruppensorten, den 
Sortennamen solcher Sorten und das 
Verfahren die Bestimmungen des 
Ersten Teiles des Gesetzes sinngemäß. 

(5) Die Eintragung von Landsorten 
erfolgt nur, wenn dafür ein landes- 
kulturelles Interesse besteht. Sofern 
das landeskulturelle Interesse entfällt, 
ist die Eintragung aufzuheben." 

Begründung: 

1. Für das Verfahren bei der Übernahme 
bereits bisher zugelassener Sorten sollte 
eine größere Elastizität gewährleistet 
werden als im Regierungsentwurf vor- 
gesehen. 

2. Bei der Bestimmung über die Ein- 
tragung von Gruppensorten erschien 
eine redaktionelle Veränderung zweck- 
mäßig. 

3. Die Voraussetzung für die Eintragung 
und Aufhebung der Eintragung von 
Landsorten sollte zweckmäßig be- 
stimmter gefaßt werden. 

4. Mit Rücksicht auf unklare Rechtsver- 
hältnisse bei den bisher bestehenden 
Ringsorten erscheint die Streichung 
des diese Sorten betreffenden bisheri- 
gen Absatzes 3 des Regierungsentwurfs 
zweckmäßig. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
zum Entwurf eines Saatgutgesetzes 


Den Ändeningsvorschrägen des Deutschen 
Bundesrates zum Entwurf eines Saatgut- 
gesetzes stimmt die Bundesregierung mit 
folgender Maßgabe zu: 


Zu Nn 1 der Anlage. 

In der vorgescäilagenen Fassung des § 1 wer- 
den die Worte: „landwirtschaftlichen und 
gartenbaulichen“ gestrichen. 

Zu Nr. 3 der Anlage. 

a) § 37 Absatz 2 Nr. 2 der vorgeschlagenen 
Fassung wird wie folgt gefaßt: 

„2. Landsortensaatgut: 

Saatgut einer Sorte, die durch natür- 
liche Auslese entstanden ist und inner- 
halb ihres Herkunftsgebietes be- 
sonderen landeskulturellen Wert be- 
sitzt, wenn sie als Landsorte in das 
Besondere Sortenverzeichnis (§ 63 Ab- 
satz 3) eingetragen ist.“ 

b) § 37 Absatz 2 Nr. 3 wird gestrichen. 

Zu Nr. 10 der Anlage. 

§ 56 erhält folgende Überschrift: 

„Anzeigepflicht landwirtschaftlicher Saat- 
guthandels- und Saatgutbearbeitungs- 
betriebe“. 

Zu Nr. 14 der Anlage. 

a) § 61a wird durch folgende Sätze er- 
gänzt: 

„Eine Sorte, deren Saatgut hiernach an- 
erkannt werden kann, ist in das Beson- 


dere Sortenverzeichnis einzutragen. Wird 
die Eintragung auf Antrag vorgenommen, 
so ist § 63 Absatz 4 Satz 2, im anderen 
Falle § 63 Absatz 5 entsprechend anzu- 
wenden“. 

b) § 61 a wird an § 40 Absatz 6 angefügt. 

Zu Nr. 15 der Anlage. 

a) § 62 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer vorsätzlich gegen die Vor- 
schriften 

1. über die Verwendung des Sorten- 
namens (§ 7), 

2. über den Verkehr mit landwirtschaft- 
lichem Saatgut oder Gemüsesaatgut 
(§§ 38 und 46), 

3. über die Bezeichnung oder Kennzeich- 
nung von landwirtschaftlichem Saatgut 
oder Gemüsesaatgut und von landwirt- 
schaftlichem Erntegut oder Gemüse- 
erntegut (§ 52), 

4. über die Plombierung von landwift- 
lichem Saatgut oder Gemüsesaatgut 
(§ 53), 

5. über die Anzeige von Saatguthandels- 
und Saatgutbearbeitungsbetrieben (§ 56) 

verstößt, wird mit Gefängnis und Geld- 
strafe oder einer dieser Strafen bestraft.“ 

b) Hinter § 62 Absatz 4 wird folgender Ab- 
satz 5 eingefügt: 

„(5) Wird eine in Absatz 1 bezeichnete 
Zuwiderhandlung fahrlässig begangen, so 
kann eine Geldbuße festgesetzt’ werden.“ 
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c) Bisheriger Absatz 5 wird Absatz 6. 

d) § 62 lautet daher wie folgt: 

4 62 

Strafbestimmungen 

(1) Wer vorsätzlich gegen die Vor- 
schriften 

1. über die Verwendung des Sorten- 
namens (§7), 

2. über den Verkehr mit landwirt- 
schaftlichem Saatgut oder Gemüse- 
saatgut (§§ 38 und 46), 

3. über die Bezeichnung oder Kenn- 
zeichnung von landwirtschaftlichem 
Saatgut oder Gemüsesaatgut und von 
landwirtschaftlichem Erntegut oder 
Gemüseerntegut (§ 52), 

4. über die Plombierung von landwirt- 
schaftlichem Saatgut oder Gemüse- 
saatgut (§ 53), 

5. über die Anzeige von Saatguthandels- 
und Saatgutbearbeitungsbetrieben 
(§ 56) 

verstößt, wird mit Gefängnis und Geld- 
strafe ocler einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer vor- 
sätzlich den auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Vorschriften des Bundes- 
ministers oder der Obersten Landes- 
behörde zuwiderhandelt, sofern diese 
Vorschriften ausdrücklich auf die Straf- 
bestimmungen dieses Gesetzes verweisen. 

(3) Ist die Zuwiderhandlung eine 
Ordnungswidrigkeit, so kann eine Geld- 
buße festgesetzt werden. 

(4) Ob eine Zuwiderhandlung eine 
Straftat oder eine Ordnungswidrigkeit 
ist, bestimmt sich nach § 6 Absätze 2 
und 3 des Wirtschaftsstrafgesetzes vom 
26. Juli 1949 (WiGBl. S. 193) in der 
Fassung des Gesetzes vom 30. März 
1951 (BGBl. S. 223). 

(5) Wird eine in Absatz 1 bezeichnete 
Zuwiderhandlung fahrlässig begangen, 
so kann eine Geldbuße festgesetzt 
werden. 

(b) §§ 22 Absatz 2 Satz 2; 26 bis 48 
und §§ 53 bis 101 des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes sind sinngemäß anzuwenden.'' 
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Begründung 

Zu Nr. 1 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung 
erscheint zu eng. Es besteht kein Anlaß, 
wertvolle neue Züchtungen forstlicher Pflan- 
zen vom Sortensdiutz auszuschließen. Das 
— erzeugungspolitische — Forstliche Arten- 
gesetz kommt für eine entsprechende — ur- 
heberrechtliche — Regelung nicht in Be- 
tracht. 

Zu Nr. 3 a 

Für den Begriff der Landsorte ist das Nicht- 
bestehen eines Sortenschutzes ohne konsti- 
tutive Bedeutung; daß ein Sortenschutz für 
solche Sorten nicht erteilt wird, Ist vielmehr 
eine Folge von Begriffsmerkmalen der Land- 
sorte (natürliche — also nicht züchterische — 
Auslese, Eintragung als Landsorte). 

Zu Nr. 3 b 

Handelssaatgut stellt nach den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates nicht mehr einen 
grundlegenden, sondern einen abgeleiteten, 
durch amtliche Qualifizierung begründeten 
Begriff dar. Eine gesetzliche Normierung des 
Begriffes erscheint daher so wenig geboten 
wie in den analogen Fällen der Saatgutaner- 
kennung des § 40 und der Saatgutzulassung 
nach § 49. Überdies erscheint gesetzes- 
technisch unbefriedigend, daß die vorge- 
schlagene Begriffsbestimmung im wesent- 
lichen den Inhalt des § 49 wiederholt, gleich- 
zeitig aber bei Vergleich mit dieser Bestim- 
mung zu Zweifeln Anlaß gibt. (Die vorge- 
schlagene Begriffsbestimmung erwähnt im 
Gegensatz zu § 49 nur Arten und nicht 
Sorten von Saatgut und stellt verschärfend 
darauf ab, daß das zuzulassende Saatgut die 
Voraussetzungen für eine Anerkennung als 
Saatgut nicht erfüllt.) 

Zu Nr. 10 

Die aus der Regierungsvorlage übernommene 
Überschrift stimmt mit dem Inhalt der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Fassung der Be- 
stimmung nicht überein. 

Zu Nr. 14a 

Es erscheint zweckmäßig, auch bei den nach 
dieser Vorschrift anerkennungsfähigen Sor- 
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ten wie in den übrigen Fällen eine Registrie- 
rung vorzusehen. Hierfür kommt das Be- 
sondere Sortenverzeichnis des § 63 Absatz 3 
in Betracht. Es erscheint ferner angebracht, 
die verfahrensmäßige Behandlung auch dieser 
Sorten klarzustellen, die mit Rücksicht auf 
die analoge Interessenlage zweckmäßig mit 
der Behandlung der auf Antrag In das Be- 
sondere Sortenverzeichnis einzutragenden 
Gruppensorten nach § 63 Absatz 4 und, 
wenn die Eintragung nicht auf Antrag vor- 
genommen wird, mit der Behandlung der 
Landsorten nach § 63 Absatz 5 überein- 
stimmt. 

Zu Nr. 14 b 

Da Abschnitt III des Zweiten Teiles sich auf 
Verfahrensbestimmungen und sonstiges Saat- 
gut bezieht, wird die Regelung des § 61 a aus 
diesem Teil herauszunehmen und dem § 40 
anzufügen sein, wo in Absatz 6 die speziellen 
Voraussetzungen der Saatgutanerkennung 
bei Sorten der im Artenverzeichnis aufge- 
führten Arten bestimmt sind. 

Zu Nr, 15 a 

Zunächst war die Fassung dieses Absatzes zu 
vervollständigen; auch erschienen — uner- 
hebliche — redaktionelle Verbesserungen an- 
gebracht. 


Es besteht m. E. kein Anlaß, entsprechend 
dem Vorschläge des Bundesrates, fahrlässige 
Zuwiderhandlungen gegen die in § 62 auf- 
geführten Bestimmungen strafrechtlich zu 
verfolgen. Verstöße dieser Art können nicht 
mit Verstößen auf dem Gebiete der Bewirt- 
schaftung gleichgesetzt werden, wo Nach- 
weisschwierigkelten zur strafrechtlichen Be- 
rücksichtigung auch fahrlässiger Verstöße ge- 
führt haben. Außerdem dürfte die kriminelle 
Bestrafung fahrlässiger Verstöße gegen Ord- 
nungsvorschriften erzeugungspolitischer Art 
mit Gefängnis mit den geltenden rechtsstaat- 
lichen Vorstellungen von der Angemessen- 
heit des Verhältnisses zwischen der Be- 
deutung eines Verstoßes einerseits und des 
hierauf bezüglichen Strafrahmens anderer- 
seits kaum in Einklang stehen. 

Zu Nr. 15 b 

Dem Wunsche des Bundesrates in Bezug auf 
die Behandlung fahrlässiger Verstoß; soll 
durdi eine Regelung Rechnung geir igen wer- 
den, nach der bei solchen V^er^tößen eine 
Geldbuße nach den Grundsätzen des Wirt- 
schaftstrafgesetzes festgesetzt werden kann. 
Im übrigen wird auf die Begründung der 
Änderungsvorschläge des Bundesrates Bezug 
genommen. 
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